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Glückwunsch 

Konstantin Wecker wird 70. Der Poet, Liederma¬ 
cher und engagierte Zeitgenosse verdient eine 
ausführliche Würdigung. 
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Aggression 

Juni 1967: Israel überfällt Ägypten und Jordani¬ 
en, die imperialistische Politik der USA trug lang 
wirkende Früchte. 
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Thema der Woche 


Der Mord vom 2. Juni 1967 

Der Schah von Persien ist in der BRD - Staats¬ 
besuch von ökonomischer Bedeutung. 30 000 
Polizisten sind aufgeboten, Straßenzüge, 
Stadtviertel und Autobahnen werden gesperrt. 

Es ist der 2. Juni 1967 in Berlin. Mittags Be¬ 
such im Schöneberger Rathaus. Protestierende 
Studentinnen und Studenten werden von irani¬ 
schen Geheimagenten zusammengeknüppelt. 

Augenzeugen werden später berichten, dass 
sie aus kurzer Distanz das Mündungsfeuer ge¬ 
sehen haben. Sie hören den Schuss, Benno Oh¬ 
nesorg geht zu Boden. Notwehr war das nicht. 
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Festival 


Gunfight in Taormina 

Berlin will Deutsch-Europa „in die eigene Hand nehmen“ 



Auch beim Gipfeltreffen der NATO in Brüssel (Trump zwischen Frau Merkel und Generalsekretär Stoltenberg) waren die 
Europäer unzufrieden, weil der US-Präsident die gegenseitige Beistandsverpflichtung, die Kriegsklausel, nicht erwähnt habe. 


A ußenminister Gabriel fordert 
Widerstand gegen Trump“ 
(Stern) „,Wir Europäer müssen 
unser Schicksal wirklich in unsere ei¬ 
gene Hand nehmen 4 , so die Kanzlerin 
kämpferisch. Es lohne sich, ,für dieses 
Europa auch zu kämpfen’“ (Focus). Die 
USA seien kein verlässlicher Partner 
mehr, so Merkel nach dem G7-Gipfel 
von Taormina auf Sizilien. Es scheint, 
als hätten sich die globalen politischen 
Fundamente seit dem Wahlsieg Donald 
Trumps radikal verschoben. Die Aus¬ 
sagen des politischen und journalisti¬ 
schen Establishments wären noch vor 
einem halben Jahr unter das Verdikt 
des schlimmsten Antiamerikanismus 
gefallen. Der Chefstratege der Mün¬ 
chener Sicherheitskonferenz, Wolfgang 
Ischinger, wird gar mit dem Trump-Ver¬ 
gleich einer „Abrissbirne“ zitiert, „die 
durch das Bauwerk der westlichen Wer¬ 
tegemeinschaft tobt“ 

Die wortradikale Aufrüstung gegen 
das Imperium deutet in zwei Richtun¬ 
gen. Zum einen scheint die US-Delega- 
tion ihre Interessen, also vor allem ihren 
Kampf gegen die massiven Handelsbi¬ 
lanzüberschüsse Deutschlands und Chi¬ 
nas, mit Nachdruck vertreten zu haben, 
zum anderen nutzt die Bundesregierung 
das mit permanentem Medieneinsatz 
gezeichnete Negativbild Trump zu einer 
europastrategischen Offensive. Beides 
berührt die strategischen Kernanliegen 
des deutschen Imperialismus. 

Die Euro-Konstruktion, verbun¬ 
den mit der Errichtung „eines der 
besten Niedriglohnsektoren, den es in 
Europa gibt“ (Gerhard Schröder), er¬ 
möglicht der deutschen Exportindust¬ 
rie in einer Kombination von massiver 
Kreditausweitung, niedrigen Lohnkos¬ 
ten und Währungsdumping beste Ex¬ 
portkonditionen. Der Euro ist für die 
deutsche Wirtschaft zu schwach und 
für fast alle übrigen Euro-Staaten zu 


Bereits Anfang April hat die Bundes¬ 
tagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen 
den Entwurf eines Einwanderungsge¬ 
setzes vorgelegt. Deutschland sei ein 
Einwanderungsland und brauche daher 
ein Einwanderungsgesetz, erklärte die 
ehemalige Pazifisten- und Ökopartei. 

Keineswegs geht es den Grünen da¬ 
rum, Migrantinnen und Migranten zu 
helfen und diesen eine Hilfestellung 
für ein Leben in Sicherheit und Arbeit 
zu geben. „Die alternde Gesellschaft 
und der Fachkräftemangel lassen kei¬ 
ne Zweifel mehr: Deutschland ist auf 
Einwanderung angewiesen“, stellen die 
Spitzenfiguren bei den Grünen, Katrin 
Göring-Eckardt (Fraktionsvorsitzen¬ 
de), Volker Beck (Fraktionssprecher 
für Migrationspolitik) und Brigitte 
Pothmer (Sprecherin der Bundestags¬ 
fraktion für Arbeitsmarktpolitik) an¬ 
lässlich der Vorstellung ihres Geset¬ 
zesentwurfs fest. Ihr Ziel lautet eigenen 
Angaben zufolge, „den Bedarf an quali¬ 
fizierten Fachkräften in Deutschland zu 
decken“. Dazu wollen sie „eine Talent¬ 
karte“ einführen. Mit ihr sollen gut qua¬ 
lifizierte Fachkräfte mit ihren Familien 
auch ohne Nachweis eines Arbeitsan- 


stark. Die deutsche Exportwirtschaft 
profitiert vom schwachen Euro, dessen 
Wert zusätzlich noch von der Europäi¬ 
schen Zentralbank gedrückt wird, mit¬ 
telbar vom Elend der südeuropäischen 
Euro-Staaten. Und dieser Gewinn fällt 
nicht nur in Europa, sondern weltweit 
an. Und so besteht ein massives Inte¬ 
resse der deutschen Exportwirtschaft 
und des hinter ihr stehenden Finanz¬ 
kapitals, um diese Profitmaschine am 
Laufen zu halten. 

Nun sind Handelsfragen in aller¬ 
erster Linie Machtfragen. Kann bei¬ 
spielsweise Griechenland sich gegen 
die deutsche Dominanz und die von ihr 
inszenierte Ausplünderung des Landes 
kaum wehren, so können es die USA 
sehr wohl. Auch die Obama-Regierung 
hatte die Handelsungleichgewichte mit 
Deutschland und China angeprangert. 
Allerdings ist mit Donald Trump nun 
jemand auf der Bildfläche erschienen, 
der es nicht nur bei warmen Worten be- 


gebots nach Deutschland kommen kön¬ 
nen, um hier binnen eines Jahres Arbeit 
zu finden. 

Dazu soll „eine Einwanderungs¬ 
kommission“ ins Leben gerufen wer¬ 
den, die „den jährlichen Fachkräfte¬ 
bedarf und damit die Zahl der jähr¬ 
lichen Talentkarten dem Bundestag 
vorschlägt“. 

Zugleich sollen die Möglichkei¬ 
ten zur „arbeitsplatzgebundenen Ein¬ 
wanderung“ liberalisiert und entbü- 
rokratisiert werden. Die Hürden bei 
der Visumserteilung zur geringqualifi¬ 
zierten Beschäftigung sollen, ginge es 
nach den Grünen, abgebaut werden, 
„um insbesondere in Bereichen mit 
Arbeitskräftebedarf (z.B. pflegenahe 
Hilfstätigkeiten) die Einwanderung zu 
erleichtern“. Das Ergebnis von derlei 
Plänen liegt indes auf der Hand: Vor 
allem im Bereich der gering entlohn¬ 
ten Arbeitsverhältnisse würde es ver¬ 
stärkt zur Konkurrenz zwischen sozial 
deklassierten „Altbundesbürgern“ und 
Migranten kommen. Dies würde dazu 
führen, dass sich schon jetzt bestehen¬ 
de soziale Konflikte und Verwerfungen 
verschärfen würden und im schlimms- 


wenden zu lassen beabsichtigt. Trump 
erscheint als massive Bedrohung deut¬ 
scher Extraprofite. Und jemand der so 
etwas vorhat, kann kein Freund von 
Angela Merkel und Sigmar Gabriel 
sein. Von Liz Mohn und Friede Sprin¬ 
ger ganz zu schweigen. 

„Widerstand gegen Trump“, „das 
Schicksal in die eigenen Hände neh¬ 
men“, ist der Aufruf zu einer deutsch¬ 
europäischen „Lösung“. Konkret dem 
Versuch, die deutsche finanzkapitalis¬ 
tische Ausplünderung „Rest-Europas“ 
durch Schauergeschichten über den 
schwefeldampfenden Gottseibeiuns 
Trump (und Putin, Erdogan, Assad 
usw.) zu verewigen. 

Auf Dauer wird es nicht funktionie¬ 
ren, weil Defizite mit Verschuldung be¬ 
glichen werden müssen und Schulden 
akkumulieren bis sie, siehe Griechen¬ 
land, weder zurückgezahlt noch bedient 
werden können, sollte der Zins wieder 
auf Normalmaß zurückkehren. Merkels 


ten Fall weiteres Wasser auf die Mühlen 
der Rechtspopulisten wäre, die sich mit 
Horst Seehofer (CSU), Thilo Sarrazin 
(SPD) und teils auch mit Boris Palmer 
und Winfried Kretschmann (Grüne) in 
allen etablierten Parteien finden. Vor 
allem die schwächelnde AfD dürfte 
von den Plänen der Grünen profitieren. 

Wie die Grünen fordern auch SPD 
und FDP ein Einwanderungsgesetz mit 
Punktesystem. Kanada, das beliebte 
Einwanderungsland dient als Vorbild. 
Seit 1967 betreibt Kanada das mittler¬ 
weile weltweit bekannte Punktesystem 
mit der Höchstzahl von 100 Punkten. 
Wer 67 und mehr erreicht, hat die ers¬ 
te und wichtigste Hürde genommen. 
Wenn man das Punktesystem herunter¬ 
bricht, geht es im Kern um die Fähig¬ 
keit der Bewerber, sich zu integrieren, 
nachzuweisen, dass sie die gewünschten 
Fähigkeiten eines guten Mittelklasse¬ 
bürgers haben: Sprache und Berufser¬ 
fahrung und ganz wichtig, passen sie in 
die Gesellschaft? 

Wenigstens die Linkspartei lehnt 
derlei als „Nützlichkeitsrassismus“ ab. 
„Die Forderung nach einem Einwan¬ 
derungsgesetz wird nicht besser, wenn 


und Schäubles Europavision, für die es 
sich zu kämpfen lohnen soll, bedeutet 
für viele EU-Staaten die sichere Pleite. 

Merkwürdigerweise wird auch un¬ 
ter sich links Verstehenden - bei dem 
Kandidaten Schulz erwartet man nichts 
anderes, bei den DGB-Gewerkschaften 
schon eher - ein Lösungsansatz kaum 
ernsthaft diskutiert: Die Demontage 
des Schröderschen Niedriglohnsektors 
und statt dessen Investitionen in Bil¬ 
dung, Gesundheit, Altersversorgung 
und Infrastruktur. Die arbeitenden 
Menschen wieder halbwegs anständig 
bezahlen, Steuern auch für Reiche, und 
schon bräche der absurd hohe Außen¬ 
handelsüberschuss von 8,9 Prozent, 
gemessen am BIP (Bruttoinlandspro¬ 
dukt), in sich zusammen. Aber klar, die 
Profite wären nicht mehr so hoch wie 
zuvor. Deshalb ist so etwas Tabu. Und 
wir sind eine (Mehr-)Wertegemein- 
schaft. Und Donald Trump eine „Ab¬ 
rissbirne“. Klaus Wagener 


sie von den Grünen erhoben wird. Ein 
solches Auslesesystem ist neoliberal 
und im Kern rassistisch“, kritisiert Se- 
vim Dagdelen, Beauftragte für Migra¬ 
tion und Integration der Linksfrakti¬ 
on. Schließlich brauche die BRD „kein 
Einwanderungsgesetz, das dem Kapi¬ 
tal bessere Ausbeutungsbedingungen 
schafft und letztlich auf Lohndumping 
abzielt. Zudem sei eine Neuauflage der 
Gastarbeiterpolitik des vergangenen 
Jahrhunderts Gift für die Integration 
der bereits hier lebenden Menschen“, 
konstatierte Dagdelen. Eine soziale 
Integrationspolitik sei außerdem nur 
durch die Wiederherstellung des Sozi¬ 
alstaates möglich. 

Tatsächlich zeigen die Pläne der 
neoliberalen Parteien deutlich, dass es 
ihnen um die Verschärfung der Kon¬ 
kurrenz auf dem Arbeitsmarkt geht. 
Das Schicksal der Migrantinnen und 
Migranten selbst ist für die etablierte 
Politik dabei bestenfalls uninteressant. 
Die Auswirkungen eines solchen Ein¬ 
wanderungsgesetzes können - innen¬ 
politisch betrachtet - verheerender 
nicht sein. 

Markus Bernhardt 


der Jugend 

2. bis 5. Juni im 
Jugendpark Köln 

Merkmale einer 
sozialistischen Gesellschaft 

Samstag, 11.00-12.30, Rosa 

In der Welt in der wir leben besitzen 
die acht reichsten Männer so viel wie 
die ärmere Hälfte der Menschheit zu¬ 
sammen. Offensichtlich ist der Kapi¬ 
talismus nicht in der Lage die drän¬ 
gendsten Menschheitsprobleme zu 
lösen. Aber wie könnte eine Gesell¬ 
schaft aussehen die die Bedürfnis¬ 
se der Menschen in den Mittelpunkt 
stellt? Was sind Merkmale des Sozia¬ 
lismus und wie ist die DDR zu bewer¬ 
ten? Diese und weitere Fragen wollen 
wir Hans-Peter Brenner und Nina Ha¬ 
ger von der DKP klären. 

Neues vom Hauptfeind 
Die BAYER AG 

Samstag, 11.00-12.30,Kleine Bühne 

Expertengespräch zu den jüngsten 
Machenschaften des Chemiekon¬ 
zerns (u.a. Übernahme von Monsan¬ 
to & Glyphosat) und dem Widerstand 
dagegen. Mit Axel Köhler-Schnura 
(Gründer der Coordination gegen 
BAYER-Gefahren e.V., kritischer 
Aktionär) 

Wer steht hinter der AfD? 

Samstag, 16.30-18.00, Karl 

In einem Expertengespräch mit dem 
Politikwissenschaftler Phillip Becher 
wollen wir die Funktion der AfD für 
die weitere Rechtsverschiebung der 
BRD, für die Kapitalsoffensive gegen 
die arbeitende und lernende Jugend 
ausarbeiten. Den Klassencharakter 
der AfD offenlegen heißt, Ansatz¬ 
punkte zu finden für eine Gegenstra¬ 
tegie. Dabei richten wir uns an die¬ 
jenigen, die der AfD vor Ort mehr 
entgegensetzen wollen als eine bloß 
moralisch formulierte Antifa-Kon¬ 
zeption. 

Kommunismus wählen - 
Bundestagswahl 2017 

Sonntag, 16.30-18.00, Karl 

,Wenn Wahlen etwas ändern würden 
wären sie verboten. 4 Stimmt das eigent¬ 
lich? Und welche Option ist eigentlich 
besser: Merkel, Schulz, oder Rot-Rot- 
Grün? Wie lässt sich der Aufstieg der 
AfD verhindern und schwächt der 
Wahlantritt der DKP nicht die Links¬ 
kräfte? Mit prominenten Kandidaten 
der DKP zur Bundestagswahl wollen 
wir über Analysen, Inhalte und Erfah¬ 
rungen zum Wahlkampf diskutieren. 

G20: ln Hamburg steppt 
der Bäri Und wir? 

Sonntag, 16.30-18.00, Kulturpavillon 

Gleich mehrere Bündnisse planen Ge¬ 
genproteste und auch eine Großdemo 
ist gegen den G20-Gipfel im Juli in 
Hamburg in Planung. Es scheint, dass 
aus ganz Deutschland Leute kommen, 
um den G20 in die Suppe zu spucken. 
Schwer dabei den Überblick zu be¬ 
halten. Wir wollen mal ganz genau 
anschauen, was in der Hansestadt in 
der Planung ist und wodran es sinn¬ 
voll ist sich zu beteiligen, um nicht nur 
knüppeldick frustriert und wasserwer¬ 
fernass wieder nach Hause zu fahren. 


Talentscouts im Konkurrenzwahn 

Grüne propagieren Einwanderungsselektion mit Nützlichkeitspunkten 
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Ölabkommen verlängert 

Russland und OPEC drosseln die Produktion bis mindestens 2018 - US-Förderer profitieren 


D ie Übereinkunft der Ölexport¬ 
länder (OPEC) mit dem größten 
Ölproduzenten Russland ist am 
vergangenen Donnerstag um neun Mo¬ 
nate, bis März 2018, verlängert worden. 
Der Zweck des Abkommens ist eine 
Stabilisierung des Erdölpreises. Auf 
kurze Sicht ist das nicht gelungen. Am 
vergangenen Donnerstag fiel der Preis 
um satte 5 Prozent auf 51,50 Dollar je 
Fass (159 Liter). Das allerdings will nicht 
viel heißen. Auf mittlere Sicht dürfte das 
Abkommen seinen Zweck erfüllen. 

In der OPEC-Geschichte ist die 
Vereinbarung ein ganz besonderer 
Deal. Denn zu dem einvernehmlichen 
Beschluss im November 2016, die Pro¬ 
duktion ab Januar 2017 um 1,2 Millio¬ 
nen Fass pro Tag zurückzufahren, sind 
immerhin miteinander Krieg führen¬ 
de Parteien gekommen. Innerhalb der 
OPEC sind Saudi-Arabien und Iran 
Gegner auf den Schlachtfeldern im Je¬ 
men und in Syrien. Beide ringen um 
Einfluss im Irak, das seit dem Überfall 
der USA 2003 mittlerweile wieder zum 
zweitstärksten Exportland der OPEC- 
Gruppe geworden ist. Außerdem ist in 
dem Beschluss an entscheidender Stel¬ 
le Russland an der Kürzungsentschei¬ 
dung beteiligt. Ohne den diplomati¬ 
schen Druck Russlands wäre der Deal 
nicht zustande gekommen. Aber gerade 
Russland trägt entscheidend dazu bei, 
dass die Kriegsallianz aus NATO-Län¬ 
dern und den reaktionären Golfmonar¬ 
chien Syrien als Staat nicht zerstört hat. 


Die Tatsache, dass das Kartell in der 
Lage war, so verschiedene Seiten zur 
Zustimmung für einen gemeinsamen 
Beschluss zu bringen, hat viel zur Sta¬ 
bilisierung des Erdölpreises beigetra¬ 
gen. Für viele überraschend war auch, 
dass die Produktionskürzung, die die 
einzelnen Länder übernommen hat¬ 
ten, auch eingehalten wurde. Das Fass 
Rohöl kostet nun schon seit Septem¬ 
ber 2016, als die Kürzungsentscheidung 
von der OPEC und Russland angekün¬ 
digt worden war, mehr als 50 Dollar. Es 
war keineswegs selbstverständlich, dass 
der Kürzungsbeschluss über den Juni 
dieses Jahres hinweg ins nächste Jahr 
hinein weiter Gültigkeit haben würde. 
Der russische Energieminister Alex¬ 
ander Novak wird mit der Aussage zi¬ 
tiert, die OPEC und Russland gemein¬ 
sam verfügten über die Mittel, auf den 
Ölpreis Einfluss zu nehmen. 

Warum der Ölpreis just während 
der Ölministerkonferenz am vergange¬ 
nen Donnerstag vorübergehend so stark 
einbrach, könnte mit der Entlassung 
Noureddine Boutarfas, des bis dato Öl¬ 
ministers Algeriens, zu tun haben. Denn 
im Ölhandel wurden Gerüchte laut, das 
Förderkürzungsabkommen werde plat¬ 
zen. Algerien ist zwar eines der kleine¬ 
ren Ölexportländer (das Land exportiert 
jedoch viel Erdgas), aber Boutarfa hatte 
im vergangenen Sommer viel zum Zu¬ 
standekommen des historischen Deals 
beigetragen und die Ölminister aus den 
entscheidenden Ländern zu einer mehr- 


Lektionen aus der „Anstalt“ 

Über eine Kabarettsendung zur Leiharbeit und eine 
Klagekampagne von Leiharbeitern 


„Ich dachte, man braucht Gewerk¬ 
schaften, um gemeinsam mehr zu er¬ 
reichen?“ Diese Frage stellt Claus von 
Wagner als Werkvertragsarbeiter in 
der Kabarettsendung „Die Anstalt“. 
Gemeinsam mit Max Uthoff, der den 
Firmenboss „Zwetschge“ spielt, erklä¬ 
ren sie das geänderte Arbeitnehmerü¬ 
berlassungsgesetz und die Tarifverein¬ 
barungen der IG Metall. Der Werkver¬ 
tragsarbeiter Wagner kommt zu dem 
Schluss: „Eine Öffnung nach unten ist 
ein Loch. Das heißt, die Tarifpartner 
haben das Gesetz nicht geöffnet, son¬ 
dern durchlöchert.“ 

Kabarett hat eine Ventilfunktion. 
Man kann endlich einmal über alles, 
was einen an Politik und Gesellschaft 
ärgert, lachen und sich über das Aus¬ 
sprechen von Wahrheiten freuen. Die 
Auswahl der Themen zeigt also auch 
an, was vielen Menschen unter den Nä¬ 
geln brennt. Dass die ZDF-Kabarett- 
Sendung „Die Anstalt“ eine ganze Sen¬ 
dung fast ausschließlich der Leiharbeit 
gewidmet hat, ist ein Ausdruck dafür, 
dass viele sauer und empört sind 

In der IG Metall-Zentrale dürfte 
nach der Sendung vom 16. Mai nicht 
wirklich Freude aufgekommen sein. Die 
Macher der „Anstalt“ erklären nicht 
nur wie die Spaltung der Arbeiterklasse 
funktioniert und wie Tarifverträge zur 
Verschlechterung statt zur Verbesse¬ 
rung genutzt werden, sie zeigt auf, war¬ 
um Gewerkschaften eigentlich entstan¬ 
den sind und warum sie jetzt dazu bei¬ 
tragen, dass sich viele fragen, wozu man 
sie eigentlich noch braucht. Sie ist dazu 
da, sagt ein Vertreter der Gewerkschaft 
zum Firmenboss Zwetschge, „um mit 
uns die Tarife nach unten zu drücken.“ 
Auf die Frage des Werkvertragsarbei¬ 
ters, warum die beiden Gewerkschafts¬ 
vertreter am kleinen Tisch im Büro des 
„Klassenfeinds“ (Zitat) sitzen, antwor¬ 
ten diese: „Wir verstehen uns als gleich¬ 
berechtigte Partner in einem Bündnis 
für Arbeit.“ Und man sei schließlich im 
internationalen Wettbewerb. Verdutzt 
fragt der Werkvertragler: „Ich dachte, 
ihr steht für internationale Solidarität?“ 
Antwort: „Am 1. Mai, aber doch nicht 
werktags“. 

Das Publikum geht bei der ganzen 
Sendung emotional mit. Den meisten 
und lautesten Applaus gibt es, als es um 
die Streikfrage geht. Einer der beiden 


von der Gewerkschaft steht auf und 
regt sich auf, dass sie schon lange kei¬ 
nen richtigen Kampf mehr geführt ha¬ 
ben. Der letzte Arbeitskampf war 1984 
für die 35-Stunden-Woche. Begeistert 
erzählt er, dass mehr als 57 000 Kolle¬ 
gen gestreikt und demonstriert haben - 
und das Publikum klatscht laut und lan¬ 
ge. Als es um die Streikfrage geht und 
klar wird, dass weder der Werkvertrags¬ 
arbeiter noch der Leiharbeiter streiken 
kann, sondern nur die Stammbeleg¬ 
schaft, erklärt aber der andere Kollege 
der Gewerkschaft, dass so ein Puffer 
von Leiharbeitern doch eigentlich ganz 
gut für die Stammbelegschaft ist - und 
der Streik ist vom Tisch. 

Firmenboss Zwetschge ist zufrie¬ 
den, die Gefahr gebannt. Nur eine 
Gefahr drohe, nämlich durch die EU- 
Richtlinie, die gleiche Bezahlung ab 
dem ersten Tag für Leiharbeiter vor¬ 
sieht. Bisher hätten sie Leiharbeiter 
von einer Klage abhalten können durch 
Abfindungen. Aber zum Glück kenne 
niemand die E-mail-Adresse des Ar¬ 
beitsrechtlers Wolfgang Däubler. Die 
ist dann auf dem Ordnerrücken des 
Werkvertragsarbeiters deutlich zu se¬ 
hen und wird eingeblendet. „Wenn sich 
nun da viele Leiharbeiter melden wür¬ 
den. ..“ sagt Claus von Wagner. 

Das haben bereits über 200 Leih¬ 
arbeiter in ernsthafter Absicht getan. 
Das Internet-Forum „labournet“ des¬ 
sen Materialien auch als Teil des Info- 
Materials von „Der Anstalt“ angeboten 
werden, koordiniert die Klagekampa¬ 
gne. In den Zuschriften berichten vie¬ 
le Kollegen auch über die unhaltbaren 
und schlimmen Arbeitsverhältnisse. 
Labournet gibt Tipps für die Klage und 
vermittelt Anwälte und sammelt Spen¬ 
den für die Klagen. 

Die Kampagne kann dazu dienen, 
Aufmerksamkeit zu erregen und viel¬ 
leicht einige Gerichtsurteile zu erzwin¬ 
gen. Der Weg über Klagen kann letzt¬ 
lich nur ein Hilfsmittel im politischen 
Kampf für eine Umorientierung der 
Gewerkschaftsbewegung sein - gegen 
die Spaltung und die Aushöhlung der 
Gewerkschaft. Aber je mehr Kollegen - 
auch aus der Stammbelegschaft davon 
erfahren, desto besser. Die Mehrheit 
dürfte die Leiharbeit genau so ableh¬ 
nen, wie dies die Leiharbeiter tun. 

Philipp Kissel 



Turkmenische Ölplattform im Kaspischen Meer 


tägigen Klausur in einem Luxushotel am 
Rande von Algier eingeladen. Drei Wo¬ 
chen nach der Parlamentswahl Anfang 
Mai wechselte die seit Erkämpfung der 
Unabhängigkeit regierende FLN den 
Ministerpräsidenten aus und einen Tag 
später auch Boutarfa. Zum neuen Ener¬ 
gieminister wurde statt seiner der Chef 
der Gasgesellschaft „Sonelgaz“ Musta- 
pha Guitouni, berufen. 

Die OPEC ist eines der ganz weni¬ 
gen (wenigstens manchmal) funktionie¬ 
renden Kartelle bei Rohstoffen. In den 
70er Jahren des vorigen Jahrhunderts 
hatte es die OPEC durch zwei Embar¬ 
goaktionen geschafft, den Erdölpreis auf 
ein Vielfaches des vorigen Niveaus anzu¬ 
heben. Voraussetzung für die Gründung 
des Kartells war die Verstaatlichung der 
Erdölproduktion in wichtigen Ländern. 


Sogar die mit dem Westen schon damals 
eng verbündeten feudalen Golfstaaten 
wie Saudi-Arabien und Kuwait dräng¬ 
ten die westlichen Ölgesellschaften aus 
der Ölförderung und dem Verkauf des 
Saftes auf eigene Rechnung. 

Der Ölpreis war bis 2014 außerge¬ 
wöhnlich hoch - bei um die 120 Dol¬ 
lar je Fass. Das hatte mit dem enormen 
und lange unterschätzten Rohstoffbe¬ 
darf des stark wachsenden Industrie¬ 
landes China zu tun und mit Störung 
der Ölproduktion wegen der von den 
westlichen Staaten angezettelten Krie¬ 
ge gegen wichtige Ölförderländer, ins¬ 
besondere Irak und Libyen. Erst in 
der zweiten Jahreshälfte 2014 rutsch¬ 
te angesichts der mäßigen Nachfrage 
aus den alten Industrieländern und 
dank der immer schneller wachsenden 


Schieferproduktion (Fracking) in den 
USA der Ölpreis auf ein Tief von fast 
30 Dollar je Fass ab. Erst der OPEC- 
Russland-Deal stoppte den Preisrutsch. 

Neben den OPEC-Staaten selbst 
und Russland sind die US-Produzen- 
ten von Erdöl die größten Profiteure 
des Ölabkommens. Dank der Stabi¬ 
lisierung der Preise lohnt es sich, im¬ 
mer mehr potenzielle Ölfördergebiete 
auf die unkonventionelle (und beson¬ 
ders umweltschädliche) Methode aus- 
zubeuten.So wird bereits ein Großteil 
der Förderkürzung von der ständig stei¬ 
genden US-Produktion ausgeglichen. 
Die US-Regierung, die wie ihre Vor¬ 
gängerinnen eng mit der Ölindustrie 
verhandelt ist, hat deshalb auch noch 
kein böses Wort über den OPEC-Deal 
verlauten lassen. Lucas Zeise 


Repression, Streikbrecher 
und erste Erfolge 

Bei der Tarifauseinandersetzung in der Systemgastronomie geht es ums Mindeste 


Position: Seit Oktober 2016 laufen die 
Tarifverhandlungen für die Systemgas¬ 
tronomie, bisher kam es nicht zu einem 
Abschluss. Worum geht es in dieser Ta¬ 
rifrunde, wofür kämpft ihr? 

Lisa: Die Unternehmen des Bundes¬ 
verbands der Systemgastronomie e.V. 
(BdS) machen nach eigener Angabe ei¬ 
nen jährlichen Umsatz von 5 Mrd. Euro. 
Davon bekommen die ca. 100 000 Be¬ 
schäftigten nichts zu spüren: Niedrig¬ 
löhne und knappe Personalbemessung 
sind Normalzustand bei McDonalds, 
BurgerKing und Co. Bisher haben wir 
sechs erfolglose Verhandlungsrunden 
geführt. Die Angebote des BdS waren 
frech: Selbst das letzte Angebot lag in 
der untersten Tarifgruppe nur um 6 
Cent über dem Mindestlohn von 8,84 
Euro. Davon kann man nicht leben, 
denn selbst mit Vollzeitarbeit - und die 
Wenigsten sind bei uns vollzeitbeschäf¬ 
tigt - erhält man am Ende des Monats 
nur ca. 1000 Euro. Viele der Beschäf¬ 
tigten haben deshalb noch einen zwei¬ 
ten oder dritten Job und müssen mit 
Hartz IV oder Wohngeld aufstocken. 


Lisa ist 24 Jahre alt und studiert Poli¬ 
tikwissenschaft an der Uni Kiel. Seit 
2014 arbeitet sie als Werkstudentin 
bei McDonald's und kämpft seit 2015 
als aktive, ehrenamtliche Gewerk¬ 
schafterin für eine Verbesserung 
der Situation der Beschäftigten bei 
McDonald's. Seit Oktober 2016 ist 
sie Mitglied derTarifkommission der 
Systemgastronomie und außerdem 
im DGB-Vorstand der Region Kiel für 
die NGG und im NGG-Vorstand der 
Region SH-Nord. 


Position: Was unternehmt ihr, um Kol¬ 
leginnen und Kollegen zu mobilisieren, 
und wie gehen eure Bosse damit um? 

Lisa: Die Mobilisierung fängt im Betrieb 
selbst an. Der Bereich der schwer organi¬ 
sierbaren Systemgastronomie wurde lan¬ 
ge vernachlässigt und viele Beschäftig¬ 
te haben das Vertrauen in die Gewerk¬ 
schaften verloren. Daher ist es wichtig, 
sich gerade den prekär Beschäftigten 
mehr zu öffnen. Viele der Beschäftigten 
wissen nicht einmal, dass momentan 
Tarifverhandlungen stattfinden. Ende 
März haben wir es dennoch geschafft, 
den ersten Warnstreik in der Geschich¬ 
te der Systemgastronomie in Schleswig- 
Holstein auf die Beine zu stellen. Da¬ 
bei waren die Beschäftigten starker Re¬ 
pression ausgesetzt. Viele haben sich erst 
nach Zögern getraut, mit auf die Straße 
zu kommen. Auch lief der Betrieb nor¬ 
mal weiter. Der Chef hatte es sich nicht 
nehmen lassen, Streikbrecher aus dem 
Management zu organisieren. Trotzdem 
hat der Streik etwas in den Menschen 
bewegt, und es gab ein positives, öffentli¬ 
ches Feedback. Wir versuchen jetzt, den 
Druck auf die Arbeitgeber weiter zu er¬ 
höhen. Ein klassischer Arbeitskampf ist 
aufgrund von Repression, schlechtem 
Informationsstand, breiter Streuung 
von kleinen Betrieben und verlorenem 
Vertrauen in Gewerkschaften schwierig. 
Deshalb ist es wichtig, gesellschaftlichen 
Druck aufzubauen. 

Position: Die Angriffe der Kapitalseite 
werden nicht aufhören. Wie geht es für 
euch weiter, wenn die Tarifrunde vor¬ 
bei ist? 

Lisa: 2018 finden die nächsten Be¬ 
triebsratswahlen statt. Da versuchen 


wir auch einen Gesamtbetriebsrat zu 
gründen. Dies gestaltet sich allerdings 
schwierig, da McDonald‘s beispiels¬ 
weise gezielt „unbequeme“ Stores an 
Franchise-Partner ausgliedert. Generell 
ist es jedoch ein Problem des kapitalis¬ 
tischen Systems, was sich hier im Ar¬ 
beitskampf mit McDonald‘s nur beson¬ 
ders deutlich zeigt: Das Geschäftsmo¬ 
dell McDonald‘s basiert auf gezielter 
Ausnutzung der prekären Situation der 
Beschäftigten. Das wird sich im Kapita¬ 
lismus nicht ändern. 

Das Interview führte Roxy, Tübingen 
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Die neue„Position",das Magazin der 
SDAJ erscheint pünktlich zum Festi¬ 
val der Jugend am Wochenende. Wir 
drucken das Interview zur Lage der 
prekär Beschäftigten bei McDonalds 
und anderen Fast-Food-Ketten, der 
so genannten „Systemgastronomie“. 
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Risiko Betriebsrente 


Berlin beschließt die weitere Privatisierung des Rentensystems 


W eniger als 60 Prozent der 
Beschäftigten haben eine 
betriebliche Altersvorsorge. 
Vor allem Geringverdiener und Be¬ 
schäftigte kleinerer Unternehmen ste¬ 
hen häuüg ohne Betriebsrente da. Die 
Große Koalition in Berlin will nach 
langem Gezerre noch vor der Bundes¬ 
tagswahl eine Reform der Betriebsren¬ 
ten durchsetzen. Bei diesem Gesetzes¬ 
vorhaben geht es nicht um die Allge- 
meinverbindlichkeitserklärung einer 
Betriebsrente ä la Martin Winterkorn 
(ehemaliger VW-Boss). Winterkorn 
bekommt seit Januar 2017 eine nette 
„Rente“ von seinem Betrieb von über 
3 100 Euro pro Tag. 

Nein, die Sache ist etwas anders. 
Arbeitgeber und Gewerkschaften sol¬ 
len sich künftig gemäß „Betriebsren¬ 
tenstärkungsgesetz“ über Tarifverträ¬ 
ge auf ein neues Sozialpartnermodell 
einigen: Wer in kleineren Unterneh¬ 
men arbeitet und wenig verdient, soll 
künftig mehr von einer Betriebsrente 
haben, so der Lockruf adressiert an 
die Beschäftigten. Über die Höhe der 
Betriebsrenten entscheidet künftig al¬ 
lein der von der Gewerkschaft mitver¬ 
antwortete Erfolg oder Misserfolg der 
Anlagepolitik der gemeinsamen Ver¬ 
sorgungseinrichtung. Mindestgarantien 
gibt es nicht mehr, und weil es sie nicht 
mehr gibt, können und sollen ausdrück¬ 
lich auch Anlagen mit höheren Risiken 
gewählt werden, um bessere Renditen 
erzielen zu können. Für die Unterneh¬ 
mer ist die Abschaffung höchst erfreu¬ 
lich. Sie sind damit das Risiko los, das 
nun der Rentner trägt. 
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Devin Miles (links) überreicht Walter Riester im Bundestag ein Pop-Art-Bild von Marlene Dietrich (14.05. Mai 2007). Mit der Riester-Rente kann man sich das nicht leisten! 


Der Bundestag dürfte im Lauf die¬ 
ser Woche über den Gesetzentwurf 
abgestimmt haben. Im Vorfeld positi¬ 
onierten sich DGB und Gewerkschaf¬ 
ten von wohlwollend-konstruktiv bis 
zum pauschalen „begrüßt und unter¬ 
stützt“ (IG BCE). Letztere schreibt: 
„Wir stehen einem solchen Gesetz po¬ 
sitiv gegenüber, viele Mitglieder der 
IG BCE haben kein Vertrauen in die 
Verlässlichkeit der GRV“. (Mit GRV 
ist die gesetzliche Rentenversiche¬ 
rung gemeint.) Daher diene es einem 
„hohen Grad an Sicherheit, wenn ein 
Teil des Alterseinkommens von einer 
anderen Quelle kommt“, auch wenn 
damit „kein gesellschaftlicher Durch¬ 
bruch“ einhergehe. Dennoch sind sich 
fast alle Experten einig, dass die Gefahr 


der Altersarmut, besonders für Gering¬ 
verdienende, nicht mit einer kapitalge¬ 
deckten, vom privaten Finanzsystem 
organisierten, Betriebsrente gebannt 
werden kann. 

Auch deshalb ist das Motto der 
Rentenkampagne der IG Metall rich¬ 
tig: „Kurswechsel: Die gesetzliche Ren¬ 
te stärken!“ IG-Metall-Vorstandsmit¬ 
glied Hans-Jürgen Urban sagt, es gehe 
darum, die gesetzliche Rentenversiche¬ 
rung zu einer solidarischen Erwerbs¬ 
tätigenversicherung zu entwickeln, in 
der „auch Soloselbstständige, Beamte 
und Parlamentarier ihren Beitrag zur 
Alterssicherung leisten“, denn dies sei 
der richtige Weg zu einem gesetzlich 
garantierten, auskömmlichen Leben 
nach der Erwerbsarbeit. Stimmt, aber 


bekanntlich hat die IG Metall die Teil¬ 
privatisierung der gesetzlichen Rente 
durch die 2002 nach ihrem früheren 
Zweiten Vorsitzenden genannte „Ries¬ 
terrente“ auch schon unterstützt. Man 
kann leider ziemlich sicher sein: Wie¬ 
der wird Gewerkschaftspolitik dazu 
beitragen, der weiteren Privatisierung 
der Alterssicherung neue Akzeptanz 
zu verschaffen und den Kapitalmärk¬ 
ten frische Milliarden aus den Taschen 
auch und gerade von Geringverdienen¬ 
den zuführen. 

Will man dabei aber substanzielle 
Arbeitgeberbeiträge durchsetzen, wird 
dies nicht ohne Folgen für die Ergeb¬ 
nisse von Lohntarifrunden bleiben - 
von Arbeitszeitpolitik ganz zu schwei¬ 
gen. Unverständlich ist aber, dass die 


IG Metall nicht den Mumm hatte, das 
Gesetzesvorhaben schon im Vorfeld 
abzulehnen und stattdessen die Rück¬ 
kehr auf das frühere Rentensicherungs¬ 
niveau von 53 Prozent bei der gesetz¬ 
lichen Rente zu fordern - ergänzt um 
die Forderung nach einer Grundrente 
für alle in Höhe von mindestens 1500 
Euro. Indem die IG Metall und die 
anderen DGB-Gewerkschaften ihre 
Hand dazu reichen, die kapitalgedeck¬ 
te Betriebsrente als Ergänzung zu einer 
immer weniger ausreichenden gesetz¬ 
lichen Rente auszubauen, haben sie es 
der Regierung leicht gemacht und nach 
der Riesterrente ein weiteres Mal ge¬ 
holfen, das Tor für die Privatisierung 
der Altersvorsorge weit zu öffnen 

Manfred Dietenberger 
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Hausbesuch 

Kampf bei „Hochtief“ um neuen Tarifvertrag 


U. Gellermann / V. Bräutigam / F. Klinkhammer 
DIE MACHT UM ACHT | Der Faktor Tagesschau 

Die Autoren gehen der Geschichte der Tagesschau nach, 
beleuchten die Nachrichtenauswahl, kommentieren ihre Be¬ 
richterstattung zu Themen wie Syrien und Ukraine und stellen 
»Programmbeschwerden« als Möglichkeit des Zuschauer¬ 
protests dar. Ihr Fazit ist ernüchternd: Sie halten die Tagesschau 
weder für verlässlich noch für unvoreingenommen. 

ISBN 978-3-89438-633-7 - 173 Seiten - €13,90 

W. Gehrcke / Chr. Reymann (Hg.) 

DAS KAPITAL 
Ein Buch der Bücher nicht nur für Linke 

22 farbige Cartoons von Burghardt Hollstein sowie 
Beiträge von Urte Sperling/Georg Fülberth, Ha¬ 
rald Werner, Christiane Reymann und Wolfgang 
Gehrcke geben Anreiz zur Vertiefung durch die Lek¬ 
türe des Originals. Vorwort von Sahra Wagenknecht. 

ISBN 978-3-89438-647-4 - Großformat - 75 Seiten - € 10,- 





Die Belegschaft von Hochtief kämpft um den neuen Tarifvertrag 



Patrick Schreiner 

WARUM MENSCHEN SOWAS MITMACHEN 
18 Sichtweisen auf das Leben im Neoliberalismus 

Was können wir von Marx, Gramsci, Max Weber, Michel Foucault 
oder Naomi Klein u. a. über Einflüsse neoliberalen Denkens auf un¬ 
seren Alltag - in TV, Lifestyle und sozialen Beziehungen - lernen? 
Patrick Schreinerfragt bei klassischen und aktuellen Denkerinnen 
nach, ob sie uns helfen können, den Zeitgeist zu bewältigen. 



ISBN 978-3-89438-632-0 -165 Seiten -13,90 Euro 


www.papyrossa.de | mail@papyrossa.de 


Die Tarifverhandlungen (Haustarif) 
bei der Hochtief AG, die derzeit ins 
Stocken geraten sind, wurden von der 
„Hausgewerkschaft“ IG Bauen Agrar 
Umwelt (IG BAU), erstmalig nach vie¬ 
len Jahren, wieder mit betrieblichen 
Aktionen begleitet. In vielen Nieder¬ 
lassungen und auf zentralen Baustellen 
zeigten die Kolleginnen und Kollegen 
dem Arbeitgeber, dass ihre Tarifver¬ 
handlungskommission Forderungen 
stellt, die von den Kolleginnen und 
Kollegen getragen werden. Die Akti¬ 
onen sollen deutlich machen, dass die 
Belegschaft zu großen Teilen aktiv für 
die Durchsetzung sein wird. 


Einen wichtigen ersten Erfolg er¬ 
reichte die IG BAU mit der Lohnerhö¬ 
hung ab diesem Monat von 2,2 Prozent 
im Westen und 2,4 Prozent im Osten, 
was dem Flächentarif entspricht. Der 
Konzern war zum Januar dieses Jah¬ 
res aus dem Arbeitgeberverband aus¬ 
getreten - im Jargon „Verbandsflucht“ 
genannt - und fühlte sich damit nicht 
mehr an den Flächentarif gebunden. 

In der ersten Verhandlungsrunde 
für einen Haustarifvertrag hatte der 
Vorstand den Angestellten lediglich ein 
Plus von 1,4 Prozent für dieses Jahr gön¬ 
nen wollen. „Wir haben von Anfang an 
klar gemacht: Wer aus dem Arbeitge¬ 


berverband austritt, braucht sich keine 
Hoffnung darauf zu machen, dass wir 
für einen Billig-Haustarifvertrag zu ha¬ 
ben sind. Eine Verschlechterung gegen¬ 
über dem Flächentarif wird es mit der 
IG BAU nicht geben“, sagte IG BAU- 
Bundesvorstandmitglied und Hochtief- 
Aufsichtsrat Carsten Burckhardt. „In 
den vergangenen Monaten haben wir 
viele hundert Beschäftigte von der Ar¬ 
beit der IG BAU überzeugt. Sie haben 
uns mit ihrem Eintritt in die Gewerk¬ 
schaft ihr Vertrauen ausgesprochen, dass 
die IG BAU ihre Interessen gegenüber 
dem Konzernvorstand vertritt. Genau 
das werden wir tun.“ pk 
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Der Senat und der Fall Amri 

Die rechte Opposition im Berliner Abgeordnetenhaus macht Druck 


M itte November 2016 einigten 
sich SPD, Linkspartei und Grü¬ 
ne in Berlin auf einen Koaliti¬ 
onsvertrag. Seit Mitte Dezember ist der 
neue Senat im Amt. Am 19. Dezember 
wurden bei einem Anschlag auf den Ber¬ 
liner Weihnachtsmarkt an der Gedächt¬ 
niskirche 11 Menschen getötet, 55 ver¬ 
letzt. Zuvor hatte der Attentäter Anis 
Amri den Fahrer des polnischen LKW, 
den er überfallen und gestohlen hatte, 
getötet. Damals schien es, dass die Ber¬ 
liner Polizei prompt und sehr umsichtig 
handelte, auch wenn ein zunächst Fest¬ 
genommener mit dem Anschlag gar 
nichts zu tun hatte. 

Doch Monate später muss sich ein 
Untersuchungsausschuss mit den da¬ 
maligen Vorkommnissen beschäftigen. 
Angeblich wurden im Berliner Landes¬ 
kriminalamt Akten zum Fall Amri ma¬ 
nipuliert, ja teilweise gelöscht. Dabei 
wurde offenbar nicht nur ein Eintrag 
von Anfang November 2016 über Amri 
gelöscht, der auf einen „gewerbsmäßi¬ 
gen, bandenmäßigen Handel mit Be¬ 
täubungsmitteln“ hinwies. Eine Inhaf¬ 
tierung wäre nötig gewesen. In einem 
neu eingefügten Dokument war dann 
plötzlich nur noch von „Kleinhandel“ 
die Rede. Mit dem ursprünglichen Ein¬ 
trag wurden wohl auch Namen aus Am- 
ris Umfeld gelöscht. Offenbar wollte 
jemand im LKA eigene Fehler vertu¬ 
schen. Die Aktenmanipulation wurde - 
nachdem der Verdacht sich verdichte¬ 
te - durch den vom Berliner 
Senat eingesetzten Sonderer¬ 
mittler und früheren Bundes¬ 
anwalt Bruno Jost aufgedeckt, 
der im April seine Arbeit auf¬ 
nahm. Einen Tag, nachdem Jost 
seine Ergebnisse bekannt gab, ”” 
stellte der Innensenator An¬ 
dreas Geisel (SPD) Strafantrag we¬ 
gen Strafvereitlung im Amt gegen das 
LKA. 

In der vergangenen Woche erklärten 
die Berliner Regierungsfraktionen SPD, 
Linkspartei und Grüne nach einigem hin 
und her, dass sie einen Untersuchungs¬ 
ausschuss zu möglichen Behördenfeh¬ 
lern im Fall Amri zusammen mit der 
Opposition auf den Weg bringen wollen. 
Der Ausschuss solle möglichst noch vor 
der parlamentarischen Sommerpause 
eingesetzt werden. Zuvor aber soll Jost 
am 3. Juli seinen Zwischenbericht vor¬ 
legen. 


Versprechen der Linkspartei eine sozi¬ 
alere Politik, eine „gerechtere Stadt“ zu 
verwirklichen? 

Da ist sicher einiges in den letzten 
Monaten durchaus „in Bewegung“ ge¬ 
raten. Der Ausstieg aus der Kohlever¬ 
brennung zur Energiegewinnung geht 
seinen Gang. Ende Mai wurde das größ¬ 
te Berliner Kraftwerk in Rummelsburg 
auf Erdgas umgestellt. Die Planung für 
mehr Fahrradwege in der Stadt und 
Tempo-30-Zonen wird vorangetrieben. 
Die Sanierung von Schulen kommt in 
Fahrt. Insgesamt fließen in diesem Jahr 
320 Millionen Euro in die dringenden 
Reparaturmaßnahmen. Der Bau neuer 
ist jedoch dringend nötig. Anfang April 
stellte die Senatsverwaltung für Stadt¬ 
entwicklung und Wohnen gemeinsam 
mit den landeseigenen Wohnungsbau¬ 
gesellschaften die Kooperationsverein¬ 
barung „Leistbare Mieten, Wohnungs¬ 
neubau und soziale Wohnraumversor¬ 
gung“ vor. Ziel der Vereinbarung ist es, 
„... die Mieten im Bestand bezahlbar 
zu halten und zusätzlichen Wohnraum 
zu schaffen.“ Nur: Nach wie vor steigen 
in Berlin die Mieten - auch in sozialen 
Brennpunkten. Es entstehen zu weni¬ 
ge Wohnungen im sozialen Wohnungs¬ 
bau. Mittlerweile werden Geringverdie¬ 
ner selbst aus den Großsiedlungen am 
Stadtrand verdrängt. Und die Senats¬ 
verwaltung genehmigt - gegen das Vo¬ 
tum des Bezirks und den Widerstand 
der Anwohner -, wie in der Rigaer Stra¬ 
ße 71-73 („Carre Sama Riga“), 

Was ist mit den Versprechen der £“ “ u T 
Linkspartei eine sozialere Politik, eine das jeweilige Gebiet „aufwer- 
„gerechtere Stadt " zu verwirklichen? te ”‘‘ Let h ztere , s f f hte ” derzeit 

z.B. auch viele Anwohner der 
— Michelangelostraße im Prenz¬ 

lauer Berg und in Weißensee, 
die von „städtebaulicher Verdichtung“ 
bedroht sind. 

Auch deshalb sind die Umfrage werte 
für den Berliner Senat nicht gut, aller¬ 
dings nun auch nicht schlechter als die 
der Vorgängerregierung aus SPD und 
CDU (2011-2016). Besonders unzufrie¬ 
den sind laut aktueller Umfragen offen¬ 
bar Anhänger der Partei „Die Linke“. Sie 
erwarten von ihren Vertretern - auch 
nach den negativen Erfahrungen der 
Jahre 2001 bis 2011, als man schon mal 
in einer Berliner Regierung vertreten 
war, - ganz offensichtlich weitaus mehr. 

Nina Hager 


Während Berliner Boulevardblätter 
wie die „BZ“ behaupten, die Innenver¬ 
waltung habe schon seit Monaten von 
der Aktion im LKA gewusst, streitet 
das Geisel ab. Der FDP-Innenpolitiker 
Marcel Luthe, dessen Fraktion bereits 
im Januar die Einsetzung eines parla¬ 
mentarischen Gremiums gefordert hat¬ 
te, drängte zur Eile. Er meinte, Rot-Rot- 
Grün habe Angst vor unangenehmen 
Ergebnissen. Er tat dabei so, als wäre 
seine Partei die „Hüterin der Wahrheit“. 
Doch im November 2016 war der neue 
Senat noch gar nicht im Amt und man 
könnte der Landesregierung jetzt in die¬ 
ser Frage höchstens vorwerfen im Zu¬ 
sammenhang mit den Manipulationen 
im LKA zu spät und inkonsequent ge¬ 
handelt zu haben. Ob man ihr aber vor¬ 
werfen kann, alles - nachträglich - ver¬ 
tuscht zu haben? 

Offensichtlich soll Druck auf die 
Koalition ausgeübt werden. Und den 
werden CDU, FDP und AfD, die „Op¬ 
positionsparteien“ im Berliner Abge¬ 
ordnetenhaus sicher noch verstärken, 
nachdem die Pläne des Senats für die 
„innere Sicherheit“ bekannt wurden: 
Die Koalition will - nach dem, was bis¬ 
lang bekannt wurde - nicht auf mehr 
Überwachung setzen, sondern vor al¬ 
lem Vorbeugen, Einsatzkräfte stärken 
und im Ernstfall Opfer sowie ihre An¬ 
gehörigen besser betreuen. Einen ent¬ 
sprechenden parlamentarischen Antrag 
wollen die Abgeordnetenhausfraktionen 


der Koalition noch im Juni ins Parlament 
einbringen. Gewiss wird das, wenn das 
so stimmt, auf den entschiedenen Wi¬ 
derstand vor allem von CDU und AfD 
treffen. Nicht nur, weil diese ein repres¬ 
siveres Sicherheitskonzept durchsetzen 
wollen, sondern vor allem, weil das ein 
Punkt ist, an dem der Senat im Zusam¬ 
menhang mit der Affäre Amri jetzt an¬ 
greifbar ist. 

Dabei könnte man viel Kritik am 
neuen Senat äußern: Was ist zum Bei¬ 
spiel mit dem Versprechen für „mehr 
Transparenz“ in der Politik und mehr 
„Bürgerbeteiligung“? Und was mit den 


Anzeige 



Ui. 

^ 

K V_ A 

»TAUFHEF^ 
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Gegen den G20-Gipfel in Hamburg 



Im Zuge des G20-Gipfels wird eine große 
Zahl an Fest- & Ingewahrsamnahmen, so¬ 
wie Strafverfahren und Verurteilungen auf 
uns zukommen. 

Damit die Betroffenen mit den finanziel¬ 
len Folgen nicht alleine gelassen werden, 
sind wir alle gefordert diese Kosten soli¬ 
darisch zu teilen. 
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Merkel zu Elektroautos 

Eine Bankrotterklärung für die Bun¬ 
desregierung und die Kanzlerin ist das 
Eingeständnis von Angela Merkel: 
„Mehr als eine Million Elektroautos 
sollten bis 2020 auf deutschen Straßen 
unterwegs sein, so wie es im Augen¬ 
blick aussieht, werden wir dieses Ziel 
nicht erreichen.“ Dabei hatte Merkel im 
Mai 2011 so optimistisch in eine Zu¬ 
kunft geblickt, die ohne die herkömm¬ 
lichen Kraftstoffe auskommt. 

Die E-Auto-Prämie entpuppt sich 
als Flop - etwa anderthalb Jahre vor 
Ablauf der gesetzten Frist - sind es 
nicht einmal 100 000 Autos mit Elek¬ 
troantrieb. Die Verkaufszahlen sto¬ 
cken, da hat auch die Prämie nicht ge¬ 
holfen, mit der der Staat seit Juli 2016 
einen Anreiz für die Entscheidung 
gegen den Diesel- oder Benzinmo¬ 
tor schaffen wollte. Bis zu 4 000 Euro 
soll der Verbraucher für den Kauf ei¬ 
nes Elektro-Autos erhalten - nur will 
keiner das Geld. Denn vielen ist der 
Preis für die Anschaffung trotzdem zu 
hoch. Ganz abrücken will Merkel von 
ihrer Vorstellung, mehr Elektromobi- 
lität auf die Straßen zu bringen, aber 
nicht.Merkel verglich die Technolo¬ 
gie des Elektromotors mit der eines 
Smartphones. Dessen Durchbruch sei 
plötzlich gekommen, genauso könne 
es ja „vielleicht“ mit den Elektroautos 
laufen. Mit dem Wörtchen „vielleicht“ 
kann möglicherweise Politik verkauft 
werden, aber weder die Autoindustrie 
noch die Autonutzer wollen mitma¬ 
chen. 


Kirchentag mit falschen Tönen 

Die Vereinahmung der Besucher für reaktionäre Politik 


Der 36. Evangelische Kirchentag ist 
am letzten Sonntag mit einem Gottes¬ 
dienst mit rund 120 000 Teilnehmern 
zu Ende gegangen. Dabei teilte sich 
die Hauptstadt Deutschlands und die 
der Reformation, also Wittenberg, die 
Austragung. Rund 100 000 Dauerteil¬ 
nehmer und zehntausende Tagesbe¬ 
sucher waren zu Gast. 

Nach eigener Darstellung koste¬ 
te der Kirchentag, trotz breiter eh¬ 
renamtlicher Leistungen und dem 
Verzicht auf Honorare, rund 22 Mil¬ 
lionen Euro, wovon über 11 Millio¬ 
nen der Bund und die Länder Ber¬ 
lin und Brandenburg trugen. In der 
EKD - der Veranstalter - sind einige 
der reichsten Kirchen der Welt ver¬ 
sammelt, die EKD selbst ist nur das 
Dach der 20 unabhängigen Landes¬ 
kirchen Deutschlands. Diese Kosten 
selbst zu tragen wäre sehr wohl mach¬ 
bar. Diese Kosten der Allgemeinheit 
aufzubürden, ist dagegen dreist, von 
der EKD genauso wie von Seiten der 
staatlichen Ebenen. Daneben unter¬ 
stützten rund 250 Bundeswehrsolda¬ 
ten den Kirchentag beim Aufbau der 


eigenes Kind“. Das Verhältnis zu den 
zahlreichen Opfern des US-amerika¬ 
nischen Drohnenkrieges stellte die 
Frage eines jungen Kirchentagsbesu¬ 
chers her. Obamas Antwort: Das Pro¬ 
blem sei ja nicht die Drohne, mit dem 
Hinweis diese verursache weniger zi¬ 
vile Opfer, sondern der Krieg. Wer 
diesen wohl die letzten acht Jahre zu 
verantworten hatte? Am Ende hatte 
diese Veranstaltung, vor allem durch 
die unablässigen Komplimente Oba¬ 
mas, den Charakter einer Wahlkampf¬ 
veranstaltung der Bundeskanzlerin. 

Daneben wurde auch Kriegsminis¬ 
terin Ursula von der Leyen bei einer 
Bibelarbeit (!) ein Podium für ihre 
Sicht der Dinge geboten. Es ist zwei 
jungen Frauen zu verdanken, dass die¬ 
se auch innerhalb kirchlicher Kreise 
umstrittene Veranstaltung, nicht wi¬ 
derspruchsfrei verlief. Sie ließen sich 
von einer Empore in die Luft abseilen 
und zeigten auf einem Transparent 
„War Starts here“ (Krieg beginnt hier). 
Am umstrittensten war allerdings die 
Präsenz von AfD-Funktionären. Im 
Vorfeld war darum intensiv gestritten 



Du siehst mich 



Foto: Horst Jens / flickr / CC BY-SA 2.0 


Was die Verantwortlichen dazu brachte, als Motto eine Bibelstelle aus dem i. 
Buch Mose zu wählen „Du siehst mich“, lässt schaudern. Die Geschichte einer 
Sklavin, die dazu herhalten muss, den Fortbestand des Hauses Abraham zu 
sichern, in dem sie gezwungen wird, als Leihmutter herzuhalten, schwanger 
und voller Verzweiflung in die Wüste geht, dort eines der gern verwendeten 
Engelserlebnisse zu haben, demütig zurückkehrt, den Sohn Ismael austrägt 
und dann aus der Geschichte verschwindet, ist schon ein starkes Stück. Nur 
mit reichlich viel Aufwand wird daraus dann eine positive Hinwendung zu 
Gott und den Mitmenschen herbeigeredet. 


Infrastruktur. Ganz ohne Not, ge¬ 
schweige denn eines Notstands, wird 
hier die Bundeswehr im Innern einge¬ 
setzt und deren Auftreten in Deutsch¬ 
land normalisiert. 

Leidiges Thema, wie alle zwei Jah¬ 
re: Natürlich durfte wieder die Big 
Band der Bundeswehr ihren Milita¬ 
rismus hinausposaunen. Man sollte 
meinen die evangelischen Kirchen 
dieses Landes hätten noch genug 
Bläservereine, dass sie darauf ver¬ 
zichten könnten. Daneben wurde der 
Militarismus aber noch viel konkre¬ 
ter artikuliert. Zum Beispiel durch die 
Einladung Merkels und Obamas zu 
einer Podiumsdiskussion unter Mode¬ 
ration des Vorsitzenden des Rates der 
EKD, Heinrich Bedford-Strohm und 
der Kirchentagspräsidenten Chris- 
tina aus der Au. Dabei brachte die 
Moderation durchaus Kontroverses 
aufs Tableau. Geradezu beleidigt fiel 
die Kanzlerin dem höchsten Reprä¬ 
sentanten der Protestanten bei der 
Frage der Flüchtlingsfrage ins Wort 
und erteilte jeglichem erbetenen und 
erwünschten Humanismus eine Ab¬ 
fuhr. In den digitalen Netzwerken 
machte dabei folgendes Zitat Oba¬ 
mas jubelnd die Runde „In den Au¬ 
gen Gottes verdient das Kind auf der 
anderen Seite der Grenze nicht we¬ 
niger Liebe und Mitgefühl als mein 


worden. Von konservativer Seite wird 
seit langem die Politisierung des Kir¬ 
chentags kritisiert, was angesichts der 
Präsenz zahlreicher politischer Funk¬ 
tionäre, die häufig ohne jeden christ¬ 
lichen Bezug ihre Propaganda ver¬ 
breiten, durchaus verständlich ist. Ein 
Kirchentag, von dem progressive Im¬ 
pulse für die Gesellschaft ausgehen, 
wie es in den 80er Jahren ja durchaus 
der Fall war, ist aktuell in weiter Fer¬ 
ne. Dies der Kirche, ihrer Moral oder 
dergleichen vorzuwerfen, kann man 
sich schenken. Auch der Kirchentag 
und die Diskussionen dort spiegeln 
die Kräfteverhältnisse in Deutschland 
wider. Oder anders, dass so viel reak¬ 
tionäre Propaganda dort möglich ist, 
liegt auch an der Schwäche progres¬ 
siver Kräfte. 

Nicht verheimlichen sollte man 
dagegen einen positiven Aspekt. 
Durchaus zu Recht hat die Kirche 
sich in der Flüchtlingsfrage Anerken¬ 
nung verdient. Selten haben sich die 
Kirchen (zahlreicher Konfessionen) 
so eindeutig politisch geschlossen 
positioniert, wie in der Flüchtlings¬ 
frage. Für die Kirchenasylpraxis wer¬ 
den gerade Pfarrerinnen und Pfarrer 
in Bayern mit Verfahren bedroht und 
überzogen. Auch das war Thema beim 
Kirchentag. 

Raphael Fleischer 
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Deutsche Zukunft - Schnee von gestern 

Neonaziaufmarsch in Karlsruhe 


E s geht um die Zukunft - nicht we¬ 
niger als „die deutsche“ und die 
der Demokratie. Etwa 1000 Neo¬ 
nazis werden am 3. Juni in Karlsruhe 
zum „Tag der deutschen Zukunft“ er¬ 
wartet, der seit 2009 in verschiedenen 
Städten durchgeführt wird - und der 
Rechtsstaat rüstet sich gegen „sonsti¬ 
ge Extremisten 4 . 4 

„Raub, Körperverletzung, Verge¬ 
waltigung und Mord sind mittlerweile 
alltäglich geworden“, heißt es im Auf¬ 
ruf des Organisators, die Partei „Die 
Rechte“ - und gemeint ist damit nicht 
die deutsche Polizei, sondern: „Oftmals 
sind ausländische Kriminelle die Täter, 
meist suchen sie sich Deutsche als Op¬ 
fer aus. Deutsche Frauen trauen sich in 
Großstädten nachts oft nicht mehr al¬ 
leine auf die Straße, ihre männlichen 
Begleiter werden krankenhausreif ge¬ 
prügelt, wenn sie sie verteidigen wol¬ 
len“, lautet die bekannte Litanei, die 
wenig mit der Wirklichkeit zu tun hat. 

Dabei scheint es doch wahr: „Die 
demokratischen Politiker in diesem 
System nehmen die Sorgen und Ängs¬ 
te der deutschen Bürger schon lange 
nicht mehr ernst.“ Weder hat die Ein¬ 
führung von Hartz IV das Leben der 
meisten „deutschen Bürger“ verbessert, 
noch reicht der niedrigste Mindestlohn 
Europas aus, die sichere Altersarmut 
durch Arbeit abzuwenden. Während 
sich der Wehretat der Bundesregie¬ 
rung auf 35,6 Milliarden Euro beläuft 


Sollten noch irgendwelche Zweifel da¬ 
ran bestehen, wofür die digitale Trans¬ 
formation der Gesellschaft aus Sicht der 
Bundesregierung genutzt werden soll, so 
werden diese im Bericht „Digitale Agen¬ 
da 2014-2017“ säuberlich ausgeräumt. 
Es geht um dem Kampf um Weltmarkt¬ 
anteile an der boomenden Informations¬ 
und Kommunikations-Industrie und um 
innovationsfreundliche Rahmenbedin¬ 
gungen für die Industrie 4.0. 

So jubiliert die Bundesregierung in 
ihrem Bericht wie folgt: „Mit 223 Mil¬ 
liarden Euro Umsatz im Jahr 2015 hat 
Deutschland nach den USA, China, 
Japan und Großbritannien den fünft¬ 
größten IKT-Markt der Welt. Mit 1.379 
Euro Pro-Kopf-Umsatz behauptet die 
deutsche Internetwirtschaft im globa¬ 
len Vergleich den fünften Rang. Rund 
eine Million Menschen sind heute allein 
in der IKT-Branche in Deutschland be¬ 
schäftigt.“ 

Und so soll es auch weitergehen: 
Durch schnelleren Ausbau der Glasfa¬ 
sertechnologie fürs Giganetz, 5G-Mo- 
bilfunkstandard und massivem Aus¬ 
bau des Schutzes vor Cyberattacken 
soll der Standort Deutschland seine eh 
schon übermächtige Exportwalze auch 
in der digitalen Welt stärken. Statt mög¬ 
lichem Ausbau demokratischer Rechte 
wird das Internet mehr und mehr zum 
Überwachungsparadies auch der deut¬ 
schen Geheimdienste. 

Der deutschen Industrie und der 
Bundesregierung ist es gelungen, ihre 
Sichtweise auf die digitale Transformati¬ 
on gegen die der USA zu behaupten. Es 
ist auch eine Schlacht um Wirtschafts¬ 
konzepte der Zukunft, digitalisierte 
Industrie wie in Europa, vor allem in 
Deutschland oder Plattformökonomie 
a la Google-Alfa, Amazon oder Face- 
book wie in den USA. 

Die Kapitalseite hat Industrie 4.0 als 
neuen argumentativen Hebel für Dere¬ 
gulierung entdeckt. Heute steht folgen¬ 
des Drohszenarium im Raum: Wer sich 
den Wünschen des Kapitals in Politik, 
Betrieb und Gesellschaft verweigert, 
wird nur den Verlust von Arbeit durch 
die Digitalisierung erleben und nicht 
auch den Aufbau neuer Beschäftigung 
als Arbeit 4.0. 

In einem Beitrag der netzkritischen 
Plattform netzpolitik.org wird unter der 
passenden Überschrift „Schulterklop- 


und Staatsgelder in Kriegen verausgabt 
werden, warten viele Einwohner Sach¬ 
sens, die in den Hochwassern 2002 und 
2013 Eigentum verloren haben, immer 
noch auf Entschädigung für eine ver¬ 
fehlte Baupolitik, die neben dem Wetter 
die Katastrophen mitverursacht hat. So 
wurden die Fluchtursachen und der so¬ 
ziale Nährboden für Fremdenfeindlich¬ 
keit mit gleicher Hand gesät - und die 
Früchte des Zornes in den sächsischen 
Gemeinden Heidenau und Freital ern¬ 
teten jüngst Neonazis. 

Gegen soziale Benachteiligung und 
ungerechte Verteilung des Reichtums 
hatten diese aber noch nie etwas ein¬ 
zuwenden. Dies zeigt nicht zuletzt die 
„Alternative für Deutschland“, deren 
Vorsitzender in Thüringen, Björn Ho¬ 
cke, sich auf dem „Tag der deutschen 
Zukunft“ im vergangenen Jahr sogar 
zu dem Hinweis hergeben durfte, dass 
Politik in Deutschland einmal auf Tau¬ 
send Jahre ausgerichtet war (wie wir 
wissen, hatten die meisten Deutschen 
aber schon nach zwölf Jahren keine Zu¬ 
kunft mehr): Im Bundestagsprogramm 
der Partei ist zwar von sozialer Benach¬ 
teiligung viel die Rede, aber die Forde¬ 
rungen der AfD, wie Ausübung gemein¬ 
nütziger Arbeit durch Langzeitarbeits¬ 
lose oder die gesetzliche Stärkung der 
privaten Altersvorsorge, sprechen nicht 
für eine gleichberechtigte Teilhabe am 
gesellschaftlichen Reichtum. „Grundle¬ 
gende Elemente für eine prosperieren- 


fen 4.0“ die den Bundestagswahlen ge¬ 
schuldete Selbstbeweihräucherung hin¬ 
terfragt: „Sie [die Digitale Agenda] ist 
mehr auf die Wirtschaft ausgerichtet 
und weniger auf die Zivilgesellschaft 
und das Individuum. Das zeigt sich vor 
allem beim Datenschutz, den die Regie¬ 
rung von vorneherein fast komplett aus¬ 
geklammert hat und inzwischen offiziell 
zum Feindbild erkoren hat. Daten sind 


schließlich das neue Öl, der Rohstoff für 
die die Big-Data-Giga-Bit-Gesellschaft. 
Datenreichtum statt Datenschutz ist die 
Devise, bleibt die Frage, wer mit wessen 
Daten reich werden soll. Auch bei der 
dringend notwendigen Modernisierung 
des Urheberrechts gibt es kaum Fort¬ 
schritte und auch in Sachen Digitalbil¬ 
dung ist außer Wahlkampfversprechen 
bislang wenig gelaufen.“ 

Dem IKT-Unternehmerverband 
Bitkom sind die Maßnahmen aber 
noch nicht (markt-)radikal genug. Der 
Zentralverband des digitalen Kapitals 
kritisiert: „Die Digitale Agenda hat die 
Grenzen nationalen Regierungshandelns 
in einem europäisch eingebundenen und 
nach innen stark föderal geprägten Staat 
aufgezeigt. In zentralen Feldern der Digi- 


de Wirtschaft sind für die AfD die Ei¬ 
genverantwortung der Wirtschaftssub¬ 
jekte mit dem Gegenstück Haftung für 
das eigene Handeln, die Garantie des 
Privateigentums und der Marktpreis als 
Steuerungsmechanismus für wirtschaft¬ 
liche Entscheidungen“, lautet der Offen¬ 
barungseid des Wirtschaftsliberalismus. 

Es stimmt also doch nicht: Ob AfD, 
NPD oder die Partei „Die Rechte“ - 
Rechtspopulismus und Neofaschismus 
haben mit „den Sorgen und Ängsten 
der deutschen Bürger“ in der Wirklich¬ 
keit nichts zu tun. 

In einem Aufruf des DGB zu ei¬ 
ner Gegenkundgebung im Karlsruher- 
Stadtteil Durlach, an der sogar Ober¬ 
bürgermeister Dr. Frank Mentrup 
(SPD) teilnehmen wird, heißt es ziem¬ 
lich allgemein: „Wir wollen in einer 
Stadt leben, in der sich alle Menschen 
angstfrei vor rassistischen Übergriffen 
und Diskriminierung bewegen können.“ 
Die Notwendigkeit von Protest zeigt 
auch, dass sich die Zahl der Teilneh¬ 
mer am Tag der deutschen Zukunft in 
den vergangenen Jahren verdoppelt hat. 

Die DKP Karlsruhe spricht sich 
deshalb solidarisch für eine Teilnahme 
an der Kundgebung des DGB aus, u.a. 
mit dem Hinweis auf die Zerschlagung 
der Gewerkschaften am 2. Mai 1933 im 
Interesse des Großkapitals. Zum Fei¬ 
genblatt einer bürgerlichen Demokra¬ 
tie, in der Faschismus moralisch kriti¬ 
siert wird, ohne von Eigentumsverhält - 


talpolitik hat der Bund keine oder kaum 
Zuständigkeiten: Bildung, Medien, Ver¬ 
waltung, auch innere Sicherheit. Hier 
betreiben wir in Deutschland digitale 
Kirchturmpolitik und der Langsamste 
bestimmt das Tempo.“ Hier geht es um 
Demokratieabbau in großem Stil. Alles 
soll aus dem Weg geräumt werden, was 
die internationale Konkurrenzfähigkeit 
beeinträchtigen könnte. Und so liefert 


die Bundesregierung gegenüber der 
EU-Ebene aufgeweichte Datenschutz¬ 
gesetze, flexiblere Arbeitszeitregelun¬ 
gen und den größten Billiglohnsektor im 
Vergleich zur europäischen Konkurrenz. 
Die Gewerkschaften müssen sich drin¬ 
gend fragen, wie sie dieser Agenda des 
Kapitals etwas entgegensetzen können. 
Nur Mitgestalten wird keinesfalls ausrei¬ 
chen, um diese neuen Angriffe abzuweh¬ 
ren. Notwendig ist eine Vision im Inter¬ 
esse der Beschäftigten, die bereits jetzt 
mit wachsenden Belastungen durch die 
Digitalisierung zu kämpfen haben. Wich¬ 
tige Impulse hierzu lieferten die Digitali¬ 
sierungskongresse von ver.di. 

Der folgenden Einschätzung im 
„Wirtschaftspolitik info“ von ver.di vom 
Dezember 2016 zu den Herausforderun¬ 


nissen zu sprechen, darf Gegenprotest 
aber nicht verkommen, und eine Spal¬ 
tung in „demokratischen“ und „ext¬ 
remistischen“ Protest gilt es zu ver¬ 
hindern. Die DKP kritisiert, dass der 
„Ortschaftsrat [des Stadtteil Durlach] 
sich schon im Vorfeld gegen ,sonstige 
extremistische Inszenierungen 4 aus¬ 
spricht und der Karlsruher Gemeinde¬ 
rat sich auch nochmal [davon] im Vor¬ 
feld distanzieren möchte [...]. Dass Na¬ 
zis ungehindert marschieren können, 
würde das Demonstrationsrecht [...] 
der demokratischen Bürger gleichset¬ 
zen mit einem vorgeblichen Demonst¬ 
rationsrecht von Neonazis, die nicht für 
eine bloß andere politische Meinung, 
sondern für Faschismus als internati¬ 
onal geächtetes Verbrechen gegen die 
Menschheit demonstrieren. Deshalb 
tritt die DKP dafür ein, sich bereits 
eine Stunde früher zu einer Demons¬ 
tration zu versammeln und sich danach 
an der DGB-Kundgebung zu beteili¬ 
gen. 

Denn letztlich wird die deutsche 
Zukunft in den Händen derer liegen, 
die sich Faschismus entgegenstellen 
und für eine gerechte Gesellschaft 
streiten. 

Roman Stelzig 

Kein Platz für Nazis! Weder in Karlsruhe 
noch anderswo! 

Samstag, 3 . Juni 2017,11 Uhr, Bahnhof 
Karlsruhe-Durlach 


gen für die Gewerkschaften ist daher zu¬ 
zustimmen: 

„Die Digitalisierung verändert vor 
allem die Inhalte und Qualität sowie 
die Strukturen der Erwerbsarbeit und 
der Wirtschaft. Die Aufgabe der Ge¬ 
werkschaften ist die Sicherung sowie 
die soziale und humane Gestaltung 
von Arbeitsplätzen. Darüber hinaus 
geht es um die Qualifizierung und sozi¬ 


ale Absicherung aller Erwerbstätigkeit 
sowie eine demokratische Regulierung 
der Wirtschaft. Das gesamtwirtschaftli¬ 
che Niveau der Beschäftigung und die 
Entwicklung der Verteilungsverhältnis¬ 
se sind dagegen keine technologische 
Frage, sondern eine der ökonomischen 
Entwicklung als auch der gesellschaft¬ 
lichen und politischen Kräfteverhält¬ 
nisse zwischen Kapital und Arbeit. Die 
zentralen Aufgaben hier sind die Siche¬ 
rung und Durchsetzung von steigenden 
Löhnen, kürzeren und sozial gestalteten 
Arbeitszeiten sowie einer Wirtschafts¬ 
und Finanzpolitik, die für qualitatives 
Wachstum und einen Ausbau gesell¬ 
schaftlich notwendiger Dienstleistun¬ 
gen sorgt“ 

Thomas Hagenhofer 


Yusuf Tas seit 57 Tagen 
im Hungerstreik 

Die linke Selbsthilfeorganisation Rote 
Hilfe hat auf den lebensbedrohlichen 
Gesundheitszustand des politischen 
Gefangenen Yusuf Tas hingewiesen. 
Dieser habe seit dem Beginn seines un¬ 
befristeten Hungerstreiks am 30. März 
bereits 20 Kilo an Körpergewicht ver¬ 
loren. Tas wurde 2013 zu sechs Jahren 
Haft verurteilt. Er trat in den Hunger¬ 
streik, da ihm die Anstaltsleitung der 
JVA Heimsheim die Kommunikation 
in seiner Muttersprache aus faden¬ 
scheinigen Gründen wie fehlender fi¬ 
nanzieller Mittel für einen Dolmet¬ 
scher verweigert. Die Begründung: Sei¬ 
ne Kommunikation müsse überwacht 
werden. 

„Die Kommunikation in der Mutter¬ 
sprache, etwa durch Erhalt und Versen¬ 
dung von Briefen, ist ein Grundrecht, 
das auch für politische Gefangene gilt. 
Während deutsche Politiker das Erdo- 
gan-Regime vordergründig für die mas¬ 
siven Angriffe auf die Meinungs- und 
Pressefreiheit kritisieren, werden exi¬ 
lierte Linke hierzulande nicht mehr nur 
als angebliche Terroristen eingesperrt“, 
kritisiert Heiko Lange, Mitglied im Bun¬ 
desvorstand der Roten Hilfe. Aktuell 
stelle sich die Frage, ob „im Jahre 2017 
ein politischer Gefangener in Deutsch¬ 
land im Kampf für seine Grundrechte 
sein Leben verlieren wird“, warnte er. 

Millionen für 
Promi-Empfänge 

Zunächst war man von 2,8 Mio. Euro 
ausgegangen, die die Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit 2016 in 
Dresden kosten sollten. Im August 2016 
wurde dann bekannt, dass zusätzliche 1,5 
Mio. Euro und damit insgesamt 4,3 Mio. 
Euro aus der Staatskasse des Freistaa¬ 
tes Sachsen benötigt werden. Nachdem 
die Feierlichkeiten vorüber waren, wollte 
der Landtagsabgeordnete Andre Scholl- 
bach (Linkspartei) mittels einer soge¬ 
nannten Kleinen Anfrage von der Säch¬ 
sischen Staatsregierung aus CDU und 
SPD wissen, was diese tatsächlich gekos¬ 
tet haben. Nun wurde bekannt, dass die 
Aufwendungen des Freistaates Sachsen 
für die Ausrichtung des Tages der Deut¬ 
schen Einheit insgesamt 6,1 Millionen. 
Euro betrugen. Somit kostete jeder ein¬ 
zelne Tag über 2 Mio. Euro. „Viele Mo¬ 
nate des wiederholten Nachfragens wa¬ 
ren erforderlich, um aufzudecken, was 
die pompösen Feierlichkeiten die Steu¬ 
erzahler gekostet haben. Für wichtige 
Aufgaben im sozialen oder kulturellen 
Bereich ist angeblich kein Geld da. Dem¬ 
gegenüber hat die CDU-geführte Staats¬ 
regierung kein Problem damit, das Geld 
der sächsischen Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahler u.a. für große Empfänge 
und teure Prominenten-Buffets auszu¬ 
geben“, kommentierte Schollbach nun. 

Lesben- und Schwulen- 
Appell an künftige 
NRW-Regierung 

„Der Aktionsplan für Gleichstellung 
und Akzeptanz sexueller und ge¬ 
schlechtlicher Vielfalt muss auch in 
der neuen Legislaturperiode fortent¬ 
wickelt und finanziert werden. Zivilge¬ 
sellschaftliche Vereine müssen in die¬ 
sen Prozess eingebunden werden“. Dies 
fordert der Lesben- und Schwulenver- 
band in Deutschland (LSVD) von der 
künftigen Landesregierung aus CDU 
und FDP in Nordrhein-Westfalen. Die 
Landesregierung dürfe nicht bei Ak¬ 
zeptanzförderung den Rotstift anset¬ 
zen. Das Thema „Homophobe- und 
transphobe Gewalt“ muss verpflich¬ 
tend in den Aus- und Fortbildungen 
von Polizei, Staatsanwaltschaften und 
Justiz verankert werden, forderte der 
LSVD. NRW brauche eine Landesre¬ 
gierung, die keinen Menschen zurück¬ 
lässt - auch Lesben, Schwule, Bisexuel¬ 
le, trans- und intergeschlechtliche Men¬ 
schen nicht. 

Protest gegen 
Bundeswehr 

Am 10. Juni führt die deutsche Armee 
einen „Tag der Bundeswehr“ mit Mi¬ 
litärshows unter anderem auch in der 
Lützow-Kaserne am Standort Aachen 
durch. Antimilitaristen führen daher ab 
10 Uhr vor der Kaserne eine Protest- 
Mahnwache durch. Ihr Motto „Kein 
Werben fürs Töten und Sterben!“ 


Hebel für Deregulierung 

Bundestag diskutiert Digitale Agenda der Bundesregierung 2014-2017 



Vorstellung der Digitalen Agenda der Bundesregierung 









6 Freitag, 2. Juni 2017 


Internationale Politik 


unsere zeit m 


Zyperngespräche 
erneut gescheitert 

Die Gespräche zur Überwindung der 
Teilung Zyperns sind vorerst geschei¬ 
tert. Dies erklärte Ende letzter Woche 
der Sondervermittler der UNO, Espen 
Barth Eide. 

Die Führer der griechischen- und 
der türkischen Zyprer, Nikos Anas- 
tasiades und Mustafa Akinci, konn¬ 
ten sich nicht einigen, wie es bei den 
Gesprächen weitergehen soll. „Ohne 
Aussichten auf eine gemeinsame Platt¬ 
form (common ground) gibt es keine 
Grundlage für die Fortsetzung der Di¬ 
plomatie“, erklärte der norwegische 
Diplomat Eide. 

Streitpunkt sind vor allem die 
35 000 im Norden Zyperns stationier¬ 
ten türkischen Soldaten. Sie sollen aus 
türkischer Sicht „die Sicherheit der tür¬ 
kisch-zyprischen Minderheit garantie¬ 
ren“. Die griechischen Zyprer fordern 
den Abzug aller Truppen. Ein EU-Land 
brauche keine Garantiemächte und Be¬ 
satzungstruppen, argumentiert der zy¬ 
prische Präsident Anastasiades. 

Schlechtes Verhält- 
niszur NATO 

Einen Tag nach dem NATO- 
Gipfel in Brüssel hat Russland das 
Verhältnis zum westlichen Bündnis 
als so schlecht wie nie zuvor einge¬ 
stuft. „Wir müssen feststellen, dass 
die Beziehungen zwischen Russland 
und der NATO derzeit in der tiefsten 
Krise seit dem Ende des Kalten Krie¬ 
ges stecken“, hieß es in einer Erklä¬ 
rung des Außenministeriums. Offizi¬ 
ell widmete sich das Dokument dem 
20. Jahrestag der NATO-Russland- 
Grundakte, mit der am 27. Mai 1997 
in Paris eine Kooperation vereinbart 
worden war. 

Die Aufrüstung der NATO an der 
Grenze zu Russland verwische die Re¬ 
geln dieser Grundakte, kritisierte das 
Ministerium. Das Bündnis übertreibe 
die angebliche Gefahr aus dem Os¬ 
ten, um seine Existenz zu rechtferti¬ 
gen. „Nicht Russland hat diese nega¬ 
tive Spirale in Gang gesetzt.“ Sie sei 
Folge des jahrzehntelangen Strebens 
der Allianz nach Vorherrschaft in Eu¬ 
ropa und der Welt. 

Gefechte in Tripolis 

In der libyschen Hauptstadt Tripo¬ 
lis sind erneut Gefechte zwischen ri¬ 
valisierenden Milizen ausgebrochen. 
Seit letzter Woche Freitag waren in 
verschiedenen Vierteln Explosionen 
und Schüsse zu hören. Auch schwe¬ 
re Waffen würden eingesetzt. Bisher 
wurden mindestens fünf Tote gemel¬ 
det. 

Lokale Quellen berichteten, die 
Kämpfe seien zwischen Milizen der 
„Einheitsregierung“ und Truppen 
der „Regierung der nationalen Ret¬ 
tung“ ausgebrochen, die mit ihr um 
die Macht ringt. 

Seit dem Sturz und der Ermor¬ 
dung von Staatschef Muammar al- 
Gaddafi im Jahr 2011 herrscht in Li¬ 
byen Bürgerkriegschaos. Die unter 
UNO-Vermittlung gebildete „Ein¬ 
heitsregierung“ konnte ihren Einfluss 
bisher kaum über Tripolis hinaus aus¬ 
dehnen. Im Osten des Landes bean¬ 
sprucht noch eine dritte Regierung die 
Macht für sich. 

Mexikanische Indios 
nominieren Kandidatin 

Die mexikanischen Indios wollen 
eine eigene Kandidatin in den Wahl¬ 
kampf um das Präsidentenamt im 
kommenden Jahr schicken. 

Der Nationale Indio-Kongreß 
(CNI) nominierte am Sonntag (Orts¬ 
zeit) die Ärztin Maria de Jesus Patri- 
cio Martmez als Präsidentschaftskan¬ 
didatin. 

Die 57-Jährige vom Volk der Na- 
hua betreibt in Tuxpan im Bundes¬ 
staat Jalisco ein Zentrum für tradi¬ 
tionelle Medizin. Um bei der Präsi¬ 
dentenwahl im kommenden Jahr als 
unabhängige Kandidatin antreten zu 
können, muss Patricio allerdings noch 
die Unterschriften von rund 788 000 
Wahlberechtigten einsammeln. 

Die Zapatistischen Streitkräfte 
der Nationalen Befreiung (EZLN) 
unterstützten die Kandidatur von 
Patricio. 


Zumas Kopf rollt noch nicht 

Südafrika: ANC eröffnet „zweite Phase der Personaldebatte“ 



„Zuma must fall“ - Proteste gegen Präsident Zuma in Kapstadt (7 April 2017). 


D as Nationale Exekutivkomitee 
(NEC) des ANC, das für das 
vergangene Wochenende einbe¬ 
rufen wurde, sollte nach Ansicht von 
Veteranen des ANC „das Land aus dem 
Alptraum erwecken“ wie es in einem of¬ 
fenen Brief hieß, und über den Rück¬ 
tritt des südafrikanischen Präsidenten 
Jacob Zuma diskutieren. Zwei Wochen 
zuvor hatten sie auf ihrem Meeting 
noch ihre „unbedingte Unterstützung“ 
für Zuma erklärt. Ein Korruptionsbe¬ 
richt des Südafrikanischen Kirchenrats 
(„The South Africa We pray 4“) hatte 
das Fass wohl zum überlaufen gebracht. 

Wie schon im Jahre 2007 sollte nun¬ 
mehr das NEC des ANC entscheiden. 
Präsident Thabo Mbeki trat 2008 zu¬ 
rück, nachdem das NEC ihm das Ver¬ 
trauen entzogen und mit Abberufung 
gedroht hatte. Auf drei Tage war dieses 
Mal die Tagung des NEC in Irene bei 
Pretoria angesetzt. Die südafrikanische 
Tageszeitung „Mail & Guardian“ zählte 
54 der 106 NEC-Mitglieder zu den Be¬ 
fürwortern eines Rücktritts von Präsi¬ 
dent Zuma und sein Stellvertreter Cyril 
Ramaphosa hatte sich vorsorglich von 
Zuma abgesetzt, um seine Nachfolge- 
Ambitionen zu unterstreichen. Doch 
der „offene Brief“ der ANC-Veteranen 
und ihre Forderung, über einen Rück¬ 
tritt Zumas zu diskutieren, wurde gar 
nicht erst auf die Tagesordnung gesetzt. 
Wie schon in den Monaten und Jahren 
zuvor beschwor man Geschlossenheit 
und Einheit mit dem Kommentar „Es 
gibt noch kein Blut auf dem Boden“. 
Damit sollte die Härte der Diskussion 
angedeutet werden. 

Die Nachfolgefrage soll nun offen¬ 
sichtlich in einer „Phase 2“ der Perso¬ 
naldebatte erfolgen und in geregelte 
Bahnen gelenkt werden: Den drängen¬ 
den Fragen der Journalisten konnte 
ANC-Generalsekretär Gwede Manta- 
she nur mit spärlichen Antworten be¬ 
gegnen. 

Die Konkurrenz um die Nachfol¬ 
ge hat weiteren Zuwachs bekommen: 
Der durch die Politik des „Black Eco¬ 
nomic Empowerment“ (BEE) zu Mil¬ 
liardenvermögen gekommene frühere 


Gewerkschaftsführer Cyril Ramaphosa 
und die frühere Kommissionsvorsitzen¬ 
de der Afrikanischen Union Dr. Nko- 
sazana Dlamini-Zuma waren die bis¬ 
herigen Kandidaten. Medien wie „The 
Sunday Independent“ machen sich für 
die Ministerin für Hausbau, Lindiwe 
Nonceba Sisulu, als „unabhängige“ 
Kandidatin stark. Sie präsentierte dem 
Parlament die „enormen Erfolge“ der 
Regierung, die über 23 Jahre hinweg 
jeden Tag 1 200 Sozialwohnungen ge¬ 
baut habe. Allerdings blieb die Ministe¬ 
rin den Nachweis für die in der Summe 
10 Millionen gebauten Häuser schuldig. 
Lauren Royston, die Forschungsdirek¬ 
torin des „Socio-Economic Rights In¬ 
stitute of South Africa“ (SERI), und 
Aly Karam, Professorin an der Univer¬ 
sität Witwatersrand, werteten die Da¬ 


ten des Ministeriums aus und kamen 
aufs gleiche Ergebnis: Immerhin ein 
Drittel, also über 3 Millionen gebaute 
Sozialwohnungen und eine Million be¬ 
baubare Parzellen mit Sanitäranschluss 
sei die Bilanz der Regierung seit 1994. 
Eine beachtliche Zahl, aber kein Grund 
zu feiern, angesichts der sozialen Pro¬ 
bleme Südafrikas. Nirgendwo auf der 
Welt klafft die Schere zwischen Arm 
und Reich so weit auseinander wie hier. 

Kein Wunder also, dass die Allianz 
zwischen ANC, dem Gewerkschafts¬ 
bund COSATU und der Kommunis¬ 
tischen Partei SACP brüchig gewor¬ 
den ist. COSATU und SACP schlossen 
sich den Protesten zum Sturz Zumas 
(„Zuma must fall“) auch offiziell an und 
forderten seinen Rücktritt. Zuvor hat¬ 
te der frühere „Public Protector“ Thu- 


li Madonsela einen Bericht vorgelegt, 
wonach sich leitende Staatsbeamte in 
Staatsunternehmen wie South African 
Airways (SAA), dem Energieriesen 
Eskom oder der staatseigenen Bahn¬ 
unternehmen Prasa und Transnet sys¬ 
tematisch bereichert haben. 

COSATU reagierte nicht nur auf die 
lauter werdende Kritik aus den eigenen 
Reihen, sondern sieht sich der kämpfe¬ 
rischen Konkurrenz von SAFTU aus¬ 
gesetzt, dem im April neugegründeten 
Gewerkschaftsbund, dem mit dem Me¬ 
tallarbeiterverband NUMSA die größte 
Einzelgewerkschaft angehört. COSA¬ 
TU „verbannte“ Jacob Zuma von sei¬ 
nen Veranstaltungen, nachdem er am 
1. Mai in Bloemfontein heftig ausge¬ 
buht worden war. 

Georges Hallermayer 


Terror im Wahlkampf Nachruf auf Zbigniew Brzezinski 

Labour-Chef Corbyn will Ursachen bekämpfen und Ein leider erfolgreicher Ratgeber für brutale 
britische Truppen „mit Bedacht“ einsetzen imperialistische Herrschaft 


Am 8. Juni wählen die Briten ein neues 
Parlament. Der Wahlkampf wurde vier 
Tage, nachdem sich der Selbstmord¬ 
attentäter Salman Abedi nach einem 
Popkonzert in der Manchester Arena 
in die Luft gesprengt hatte, wieder auf¬ 
genommen. Wahlkampfthema Nr. 1 ist 
der „Kampf gegen den Terror“. Diesem 
Thema widmete sich Labour-Chef Jere- 
my Corbyn gleich in seiner ersten Rede 
nach der Wahlkampfpause. Dass Groß¬ 
britannien gegen Länder wie Libyen 
Krieg geführt hat, nahm er zum Anlass, 
um die bisherige Terrorbekämpfungs¬ 
rhetorik vorsichtig zu hinterfragen. 

Der Selbstmordattentäter Salman 
Abedi wurde in Großbritannien ge¬ 
boren, seine Eltern kamen jedoch aus 
Libyen nach Großbritannien. Sein Va¬ 
ter war vor sechs Jahren nach Libyen 
zurückgekehrt und hatte dort gegen 
Gaddafi in einer islamistischen Mi¬ 
liz gekämpft, wie „Telepolis“ schreibt. 
Großbritannien hatte, gemeinsam mit 
Frankreich und den USA, den dama¬ 
ligen Machthaber Gaddafi wegge¬ 
bombt - das Land zerbrach und wird 
seitdem als „failed state“ bezeichnet, in 
dem es neben zwei Regierungen weite¬ 
re sich bekämpfende militante Grup¬ 
pen gibt, von denen sich einige Al Kai- 
da oder dem Islamischen Staat zurech¬ 
nen. Salman selbst reiste nach Libyen, 
auch ein Bruder hielt sich dort auf. 

„Wir müssen mutig genug sein und 
zugeben, dass der Krieg gegen den Ter¬ 
ror einfach nicht funktioniert“, sagt Cor¬ 
byn. Diese Position des Labour-Führers 
ist nicht neu, 2003 hatte er den Krieg ge¬ 


gen den Irak abgelehnt und den damali¬ 
gen Premier Tony Blair - ebenfalls La- 
bour - für seine Kriegspolitik kritisiert. 
An die britischen Soldaten richtete er 
nun die Botschaft: „Ich werde euch nur 
in Auslandseinsätze schicken, wenn dies 
unbedingt notwendig ist, es einen klaren 
Plan gibt und ihr die Ressourcen habt, 
damit ein Ergebnis herauskommen 
kann, das Frieden garantiert.“ 

Weil Corbyn nicht in gewohnter 
Manier auf den Terror-Themenzug 
aufspringt und nicht die Forderung 
nach mehr Überwachung und stärke¬ 
rer Kontrolle von Zuwanderung in den 
Vordergrund seines Wahlkampfes stellt, 
regt die konservativen Tories und auch 
Funktionsträger seiner eigenen Partei 
auf. Bei der Labour-Basis dürften seine 
Aussagen mehrheitlich auf Zustimmung 
stoßen, sie hatten ihn aus diesem Grund 
bei einer Urwahl mit über 60 Prozent an 
die Spitze der Partei gewählt, gegen den 
Widerstand u.a. der Unterhaus-Frakti¬ 
on. Dort stellte sich eine klare Mehrheit 
von 172 zu 40 gegen den Parteichef. 

Die britische Regierungschefin The¬ 
resa May nahm derweil am G7-Treffen 
in Taormina teil und forderte, dass alle 
Länder Informationen und Wissen u.a. 
mit dem Irak teilen müssten, damit das 
Land ausländische IS-Kämpfer, nach 
ihrer Festnahme bestrafen könne. May 
ist also der Auffassung, dass Briten, die 
nach Syrien oder in den Irak gegangen 
sind, erst einmal dort festgehalten und 
bestraft werden sollten. Libyen erwähn¬ 
te sie in diesem Zusammenhang nicht. 

Lars Mörking 


Das Schlimmste an dieser Figur ist die 
Tatsache, dass er erfolgreich war. Zbig¬ 
niew Brzezinski war Sicherheitsberater 
bei James Earl Carter, jenem Präsidenten 
(1977 bis 1980), der nach Richard Nixon 
und Gerald Ford versuchte, die USA und 
ihre Regierenden vom Odium des gemei¬ 
nen Ganoventums zu befreien. Der „De¬ 
mokrat“ Carter war der Propagandist der 
Menschenrechte und schmückte seine 
Regierung mit vorgeblichen Tugenden. 
Natürlich wurde die Kampagne für Men¬ 
schenrechte eingesetzt, um das Prestige 
der Sowjetunion zu untergraben. Carter 
präsentierte die Show-Seite für Freedom 
und Democracy. Sein Sicherheitsberater 
Brzezinski redete Klartext, zu welchem 
Zweck der Schmu eingesetzt wurde. 

Legendär das Foto des Mannes, wie er 
1979 am Khyber-Pass einen Gewehrlauf 
nach Afghanistan richtet, mit der erklär¬ 
ten Absicht, dort den Bürgerkrieg anzu¬ 
fachen, um der Sowjetunion eine strate¬ 
gische Niederlage zu bereiten. Brzezin¬ 
ski ist der Erfinder der Mujaheddin, die 
die alte Feudalherrschaft in Afghanisten 
im Namen ihres verhunzten Islam mit 
der Waffe in der Hand wieder herstellen 
wollten. Rekrutiert wurde überall, das 
Geld kam damals schon vorwiegend aus 
Saudi-Arabien. Brzezinskis Erfolg beim 
Anstacheln einen Bürgerkrieges in Af¬ 
ghanistan hat dazu beigetragen, dass die 
Sowjetunion nicht mehr existiert. 

Ein zweiter Erfolg Brzezinskis ist das 
Abkommen von Camp David 1978, das ei¬ 
nen Separatfrieden Israels mit dem größ¬ 
ten arabischen Land, Ägypten darstellte. 
Das Abkommen wurde unter großem 


publizistischen Einsatz erzielt. Die UNO 
und ihre Resolutionen wurden durch den 
Separatfrieden minimiert. Die arabische 
Seite war entscheidend geschwächt, der 
Einfluss der Sowjetunion im Nahen Os¬ 
ten reduziert. Die USA hatten Ägypten 
zu einem militärisch und wirtschaftlich 
abhängigen Staat gemacht. 

Ein Misserfolg wenigstens geht auf 
Brzezinskis Konto. Es gelang ihm nicht, 
die bürgerliche, aber antiimperialisti¬ 
sche Revolution im Iran im Keim zu er¬ 
sticken. 1980, im letzten Jahr von Carters 
Amtszeit, scheiterte eine Militäropera¬ 
tion der USA gegen den Iran. Die At¬ 
tentate gegen die Führungsschicht der 
jungen Republik bewirkten keinen Zu¬ 
sammenbruch. Das Scheitern im Iran 
war ein Grund, weshalb Carter das Prä¬ 
sidentenamt 1980 gegen Ronald Reagan, 
einen viel schlichteren Antikommunis¬ 
ten, und Brzezinski seinen Job als Si¬ 
cherheitsberater verlor. 

Nach 1990 dachte Brzezinski aus¬ 
weislich seiner Bücher und Vorträge 
nur noch darüber nach, wie die USA ihr 
Imperium kurz- und langfristig erhalten 
können. Ob dabei der eurasische Konti¬ 
nent und Russland erst zerlegt und dann 
untergeordnet werden oder aber, ob sie 
gegen den kommenden Rivalen China in 
Stellung gebracht und dabei untergeord¬ 
net werden sollen, waren dabei durchaus 
kenntnisreich untersuchte Fragen. 

Der Imperialismusberater verstand 
sein ideologisches Handwerk. Er ist am 
26. Mai in der Nähe von Washington ge¬ 
storben. 

Lucas Zeise 
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IS auf dem Rückzug 

US-Armee bombardiert syrische Truppen an der Grenze zu Jordanien 



Staffan de Mistura (links), UNO-Gesandter für Syrien beim Treffen mit Riad Seif, Vorsitzender der Nationalen Syrischen 
Koalition in Genf. 


D ie Tage des IS in Syrien sind ge¬ 
zählt. Unter dem militärischen 
Druck der überwiegend kurdi¬ 
schen SDF-Kämpferinnen und Kämp¬ 
fer von Norden und der syrischen Ar¬ 
mee von Westen muss sich der IS aus 
immer weiteren Gebieten Syriens zu¬ 
rückziehen, und auch im Irak wird er 
immer weiter zurückgedrängt. 

Mit Hilfe ihrer Verbündeten und 
unterstützt durch die russische Luft¬ 
waffe gelingt es der syrischen Armee, 
die Kontrolle über Teile der Landes¬ 
grenzen zurückzugewinnen. Die Gren¬ 
ze zum Libanon gilt als gesichert, die 
Grenze zum Irak wird in immer grö¬ 
ßeren Teilen kontrolliert, auch von der 
irakischen Armee. Offen ist die Situa¬ 
tion an der Grenze zu Jordanien. Hier 
sind nicht nur Dschihadisten aktiv, die 
von der US-Armee unterstützt werden, 
sondern US-Kräfte selbst. Im syrischen 
Grenzort at-Tanf befindet sich ein Mili¬ 
tärstützpunkt der US-Armee und ihrer 
britischen und jordanischen Verbünde¬ 
ten. Der Versuch der syrischen Armee, 
in diesem Gebiet die Kontrolle über 
die Grenze zu übernehmen, endete in 
einem erneuten Luftangriff der USA. 

Dennoch gelang es der Armee, die 
Kontrolle über weite Teile der kaum be¬ 
siedelten Wüstengebiete östlich von Da¬ 
maskus zu erlangen. Anders als in der 
Vergangenheit, in der es immer wieder 
zu einem Hin und Her zwischen Fort¬ 
schritten der Armee und der Dschihadis¬ 
ten kam, scheint die derzeitige Offensi¬ 
ve der Armee von dauerhaftem Erfolg. 
Das ist auch ein Ergebnis des Waffen¬ 
stillstands und der Errichtung der „si¬ 
cheren Zonen“. Die Armee kann vorerst 
ihre Kräfte auf diejenigen Gruppen kon¬ 
zentrieren, für die der Waffenstillstand 
nicht gilt. 

Im Norden kämpfen die Armee und 
die kurdischen SDF faktisch gegen den 
selben Gegner: Den IS. Doch ist das 
weniger eine militärische Zusammen¬ 
arbeit, als vielmehr ein Wettlauf um 
Stützpunkte, Einfluss und Gebietskon¬ 
trolle. Die Ziele: al-Raqqa und Deir Ez- 


Fünf Wochen nach dem Verfassungsre¬ 
ferendum in der Türkei hat sich Staats¬ 
chef Recep Tayyip Erdogan wieder zum 
Vorsitzenden der islamistischen Regie¬ 
rungspartei AKP wählen lassen. Als 
einziger Kandidat für den Vorsitz hat¬ 
te er auf einem Sonderparteitag zwar 
keine 100 Prozent wie Martin Schulz 
beim Krönungsparteitag der SPD er¬ 
reicht, die gut 96 Prozent der Dele¬ 
giertenstimmen verleihen dem starken 
Mann am Bosporus dennoch Flügel. 
Rund 100 000 Anhänger aus allen 81 
Provinzen der Türkei hat Erdogan nach 
Ankara bringen lassen. Der AKP-Chef 
nutzte seine neue Bestätigung für neu¬ 
erlich markige Worte im Vorfeld seines 
Treffens mit der Spitze der EU. „Mit 
welchem Recht fragt ihr uns nach der 
Aufhebung des Ausnahmezustands“, 
wetterte der türkische Präsident. „Er 
wird nicht aufgehoben. Bis wann? Bis 
zu dem Zeitpunkt, an dem wir Frieden 
und Wohlstand erlangt haben.“ 

Wer glaubte oder ein klein wenig 
hoffte, nach der Volksabstimmung am 
16. April werde Erdogan auf seine Kri¬ 
tiker zugehen und ihnen die Hand rei¬ 
chen, muss spätestens jetzt, zum Jah¬ 
restag der Armenien-Resolution des 
Deutschen Bundestages, erkennen, wie 
falsch er liegt. Erdogan schaltet auf stur 
und brüskiert ein ums andere Mal die 
deutsche Seite. Dass der Bundestag 
am 2. Juni 2016 fraktionsübergreifend 


zor. Die Stadt Deir Ezzor selbst steht 
unter Kontrolle der Armee, ist aber 
seit langem umzingelt von Einheiten 
des IS. Ohne Absprache mit der Regie¬ 
rung führen die USA dort ihren eigenen 
Krieg. In Briefen an die UN forderte 
das syrische Außenministerium ein so¬ 
fortiges Ende dieser illegalen Angriffe. 

Die Verbündeten der USA, die „Sy- 
rian Democratic Forces (SDF)“ stehen 
kurz vor der Stadt al-Raqqa, dem Herr¬ 
schaftszentrum des IS. Die Armee da¬ 
gegen nähert sich von Westen her erst 
der Grenze des Gouvernements. Um 
die Stadt möglichst schnell besetzen zu 
können, scheinen die SDF dem IS an¬ 
zubieten, nach Süden Richtung Palmy¬ 
ra abziehen zu können. Das wäre eine 
durchaus feindselige Aktion gegenüber 


eine Entschließung verabschiedete, 
in der die Vertreibung der Armenier 
1915/1916 und die Massaker des Os- 
manischen Reiches als Völkermord be¬ 
nannt und verteilt werden, sorgt in An¬ 
kara weiter für blanken Hass und Ver¬ 
achtung. Deutsche Abgeordnete, die 
ihre parlamentarischen Rechte wahr¬ 
nehmen und Soldaten der Bundeswehr 
im türkischen Incirlik und Konya besu¬ 
chen wollen, werden als Bittsteller be¬ 
handelt und nicht vorgelassen. 

Die Bundesregierung - und auch die 
Regierungsparteien - machten viel zu 
lange gute Miene zum bösen Spiel, statt 
endlich die zwingenden Konsequenzen 
zu ziehen. Erdogan kann sich in seinem 
goldenen Sessel im Sultanspalast zufrie¬ 
den zurücklehnen und nur amüsieren, 
wenn etwa SPD-Fraktionschef Thomas 
Oppermann in der „Bild am Sonntag“ 
groß ankündigte: „Wenn Frau Merkel es 
beimNATO-Gipfel (...) nicht gelingt,die 
Türkei zur Umkehr zu bewegen, brau¬ 
chen wir Alternativ-Standorte.“ Ähnlich 
hatte Verteidigungsministerin Ursula 
von der Leyen und selbst die Kanzlerin 
argumentiert - und vor gut einem halben 
Jahr schon der damalige SPD-Außenmi- 
nister Frank-Walter Steinmeier. Passiert 
ist nichts. Wie immer, wenn es um die 
deutsche Türkei-Politik geht. 

Einen gemeinsamen Antrag von 
der Partei Die Linke und den Grünen 
im Bundestag haben die Abgeordne- 


der Regierung. Ein erster Konvoi des IS 
hat bereits al-Raqqa Richtung Palmyra 
verlassen. Er wurde von der russischen 
Luftwaffe zerstört. 

Die Tage des IS in Syrien sind ge¬ 
zählt - eine Lösung des Konflikts ist 
aber noch nicht in Sicht. Die Verhand¬ 
lungen in Genf schleppen sich ohne 
neue Ergebnisse dahin. Der Leiter der 
syrischen Delegation bei den Verhand¬ 
lungen in Genf al-D schafari erklärte, 
dass in der letzten Verhandlungsrunde 
keiner der vier zentralen Themenkom¬ 
plexe diskutiert wurde. 

Die Zukunft des türkischen Ein¬ 
flussgebietes (Idlib) und des US/kurdi¬ 
schen Einflussgebietes im Norden Syri¬ 
ens sind vollkommen offen. Ebenso of¬ 
fen ist die Frage, wie die USA/Jordanien 


ten von CDU, CSU und SPD wenige 
Tage zuvor durchfallen lassen. Uneins 
sind sich die Regierungsparteien, ob 
nur der Standort Incirlik als Basis der 
„Tornado“-Aufklärungsmaschinen in 
Frage gestellt werden muss oder nicht 
auch Konya mit den AWACS-Maschi¬ 
nen der NATO. 

Erdogan hat das Besuchsverbot für 
deutsche Abgeordnete unverhohlen mit 
dem politischen Asyl verknüpft, das 
türkische NATO-Soldaten gerade in 
Deutschland erhalten haben, weil sie im 
Fall einer Rückkehr in ihr Land mit In¬ 
haftierung wegen angeblicher Teilnah¬ 
me an dem Putschversuch im Juli 2016 
rechnen müssen. Statt angesichts dieser 
Erpressung erster Güte Rückgrat und 


auf die Niederlage „ihrer“ Dschihadis¬ 
ten im Süden Syriens reagieren werden. 

Und schließlich steht für die USA 
der Krieg gegen Syrien in einem größe¬ 
ren regionalen Kontext. Auf dem Gip¬ 
feltreffen in Riad zwischen den Führern 
von arabischen und islamischen Staa¬ 
ten mit dem US-Präsidenten Donald 
Trump wurde eine Initiative vorgestellt, 
die den Kampf gegen Terrorismus und 
Extremismus fördern und Frieden und 
Stabilität in die Region bringen soll. 

Ausgerechnet Saudi-Arabien im 
Kampf gegen den Terrorismus? Was 
gemeint ist, enthüllt der Text der Er¬ 
klärung: Es geht gegen den Iran, der 
angeblich die Sicherheit und Stabilität 
der Welt gefährdet. 

Manfred Ziegler 


Haltung zu zeigen, meinte Bundesau¬ 
ßenminister Sigmar Gabriel (SPD) aus¬ 
gerechnet die US-Regierung unter dem 
sonst viel gescholtenen Präsidenten Do¬ 
nald Trump um Unterstützung und Ver¬ 
mittlung im Konflikt mit Erdogan anru- 
fen zu müssen. Wolfgang Hellmich, Vor¬ 
sitzender des Verteidigungsausschusses, 
hofft in Sachen Truppenbesuch durch 
deutsche Parlamentarier auf Unterstüt¬ 
zung bei der NATO. 

NATO-Generalsekretär Jens Stol¬ 
tenberg winkte ab und verwies darauf, 
bei dem „Disput“ handle es sich um 
eine „bilaterale Angelegenheit“, bei der 
die beiden NATO-Mitglieder Deutsch¬ 
land und Türkei schon selbst eine Lö¬ 
sung finden müssten. Rüdiger Göbel 


Bahrain - Partner 
des Westens 

Während der Proteste in den arabischen 
Ländern 2011 herrschte auch in Bahrain 
Aufruhr. Die Proteste aus der schiiti- 
schen Bevölkerungsmehrheit gegen das 
herrschende Königshaus und für politi¬ 
sche Reformen wurden in den westli¬ 
chen Medien wenig beachtet, allenfalls 
die Absage des Grand Prix von Bahrain 
machte Schlagzeilen. Schließlich war das 
Königshaus dem Westen eng verbunden 
und Bahrain Basis der 5. US-Flotte. 

Anders in Saudi-Arabien. Aus Furcht, 
die Proteste könnten auf Saudi-Arabien 
übergreifen, besetzten saudische Trup¬ 
pen - unter der Fahne des Golf-Koope¬ 
rationsrates - Bahrain. Dort wurde der 
Ausnahmezustand verhängt und die Pro¬ 
teste ebbten ab. Aber zur Ruhe kam die 
Lage in Bahrain bis heute nicht. 

Die Verfolgung von Aktivisten, de¬ 
nen Gewalttaten vorgeworfen wurden, 
und Geistlichen führte immer wieder 
zu Protesten. Im Sommer 2016 wurde 
Isa Qassim, ein schiitischer geistlicher 
Führer, die Staatsbürgerschaft entzo¬ 
gen. Ein Gerichtshof ordnete die Auf¬ 
lösung der wichtigsten Oppositions¬ 
gruppe an. Im Januar 2017 wurden drei 
junge Aktivisten wegen angeblicher 
Gewalttaten hingerichtet. Am 21. Mai 
wurde Isa Quassim zu einem Jahr Ge¬ 
fängnis auf Bewährung verurteilt. Si¬ 
cherheitskräfte stürmten die Stadt Di- 
raz und besetzten das Haus von Qas¬ 
sim. Weitere Proteste waren die Folge. 

Für das Deutsche Auswärtige Amt 
sind die Proteste offenbar Terrorismus: 
„Mit Sorge beobachten wir die jüngsten 
Ereignisse in Bahrain... Deutschland 
unterstützt Bahrain in seinem Kampf 
gegen den Terrorismus im Rahmen 
rechtsstaatlicher Normen.“ 

Hungerstreik beendet 

Die in Israel gefangen gehaltenen Pa¬ 
lästinenser haben am 41. Tag ihren 
Hungerstreik beendet. Dem sollen 
mehr als 20 Stunden Verhandlungen 
vorausgegangen sein, die die Wieder¬ 
einführung eines zweiten Besuchstags 
pro Monat für Familienangehörige zum 
Ergebnis hatten. 

Es war einer der größten und längs¬ 
ten Hungerstreiks in der Geschichte, an 
dem sich nach palästinensischen Anga¬ 
ben bis zu 1500 Häftlinge beteiligten. 
Ein Sprecher der israelischen Gefäng¬ 
nisverwaltung gab die Zahl der Hun¬ 
gerstreikenden am 40. Tag mit 834 an. 
Beteiligt waren Mitglieder der Fatah, 
linker palästinensischer Organisatio¬ 
nen wie der „Populär Front for the Li¬ 
beration of Palestine“ (PFLP) und der 
Hamas. Ein Sprecher der Palästinensi¬ 
schen Befreiungsfront PLO bezeichnete 
das Ergebnis als einen wichtigen Schritt 
in Richtung „der vollen Respektierung 
der Rechte der palästinensischen Häft¬ 
linge gemäß internationalem Recht“. 
Ein Sprecher der Palästinensischen Au¬ 
tonomiebehörde erklärte: „Unsere he¬ 
roischen Gefangenen erreichten einen 
neuen Sieg in ihrem legendären Wider¬ 
stand.“ Das palästinensische Komitee 
zur Unterstützung des Hungerstreiks 
sprach von einem „legendären Triumph, 
indem die Regierung der Besatzungs¬ 
macht gezwungen wurde, mit den Füh¬ 
rern des Hungerstreiks und Marwan 
Barghouti zu verhandeln, nachdem sie 
solche Verhandlungen 40 Tage lang ab¬ 
gelehnt hatte“. 

„Anti-IS-Koalition“ tötet 
Zivilisten in Syrien 

Bei zwei Luftangriffen der von den 
USA geführten „Anti-IS-Koalition“ 
sind im Osten Syriens 106 Zivilisten 
getötet worden, mindestens 42 der To¬ 
ten waren Kinder. 

Die Raketen hätten Häuser in dem 
von Islamisten kontrollierten Ort Al-Ma- 
jadin getroffen. Ein Angriff habe auch ei¬ 
nem Verwaltungsgebäude gegolten und 
zehn „IS“-Leute getötet. Die meisten 
Todesopfer seien Syrer und Marokka¬ 
ner. Sie waren angeblich aus der nordsy¬ 
rischen Stadt al-Raqqa nach al-Majadin 
geflohen. 

Auf dem jüngsten NATO-Gipfel wur¬ 
de entschieden, dass die NATO als 
Organisation künftig Teil der „Anti- 
IS-Koalition“ sein soll. Demnach sind 
ausnahmslos alle NATO-Staaten für 
Kriegseinsätze in Syrien und im Irak 
mitverantwortlich. 


Antrag auf Besuchserlaubnis 

Nach dem Besuchsverbot für Bundestagsabgeordnete in Incirlik 


Abzug der Bundeswehr vom türkischen Luftwaffenstützpunkt Incirlik? 
Die Bundesregierung verkündet, man sei dazu „mit der türkischen Seite 
im Gespräch“ und arbeite „an einer Entscheidung bis Mitte Juni“. Bun¬ 
deskanzlerin Angela Merkel hatte den Abzug der rund 250 Soldaten und 
der deutschen „Tornado“-Flugzeuge für den Fall angekündigt, dass die 
türkische Regierung einer Gruppe deutscher Parlamentarier den Besuch 
auf dem NATO-Stützpunkt im Südosten der Türkei weiterhin verwehrt. 



Möchten in Incirlik besucht werden: Tornados vom Taktischen Luftwaffenge¬ 
schwader 51 „Immelmann“ 
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Den aufrechten Gang lernen 

Die Lehrlingsbewegung der 6oer und 70er Jahre 


Ein Blick zurück auf die Lehrlingsbewegung, die vor 1968 begann und 
bis etwa 1972 in der BRD große Teile der Arbeiterjugend einband: Diese 
Bewegung war Teil der politischen Kämpfe, wie der Kampf gegen die 
Notstandsgesetze, die studentischen Kämpfe an den Hochschulen aber 
auch die „Rote-Punkt-Aktionen“ in vielen Städten. Die Lehrlingsbewe¬ 
gung hatte gleichermaßen einen politischen wie auch einen pädagogi¬ 
schen Anspruch. Sie war ein politischer Widerstand von Lehrlingen und 
Jungarbeitern, unterstützt von Schülern und Studenten. Kern der Bewe¬ 
gung waren solidarische Proteste gegen Missstände und Ungerechtig¬ 
keiten in der Ausbildung und für bundesweit geltende Regeln, die 1969 
im ersten Berufsbildungsgesetz Ausdruckfanden. Bis dahin herrschten 
in vielen Betrieben Zustände in der Ausbildung, die von Sprüchen wie 
„Lehrjahre sind keine Herrenjahre“ und auch dem Desinteresse von Be¬ 
schäftigten und sogar Betriebsräten für die Situation ihrer jungen Kol¬ 
leginnen und Kollegen gekennzeichnet waren. Die Lehrlingsbewegung 
hatte auch den Anspruch, kritisch-bildend auf die Haltung und das En¬ 
gagement der Arbeiterjugend einzuwirken. Es ging um „Selbstorgani¬ 
sation“,„Selbstbildung“ und „Bewusstseinsprozesse“, und zwar durch 
das Aufzeigen verschiedener Unterdrückungsmechanismen im Betrieb 
und in der Gesellschaft an konkreten Konfliktfällen, das Aufgreifen und 
Verallgemeinern derMissstände im Betriebdurch das Erkennen der ge¬ 
sellschaftlichen Zusammenhänge und durch den Abbau derOhnmacht 
des einzelnen und Emanzipation in der Klasse. Das Ziel dabei war, die 
Lehrlinge über das gemeinsame Erkennen und Benennen der Konflik¬ 
te zu gemeinsamem selbstständigen Handeln zu veranlassen und die 
Erfahrungen dieser Handlungen wiederum gemeinsam zu überprüfen 
und aufzuarbeiten, so dass aus der Einsicht in die eigene soziale Lage 
die Einsicht in die Notwendigkeit solidarischer gewerkschaftlicher und 
politischer Interessenvertretung entsteht. Die Gründung der SDAJ als 
sozialistischer Jugendverband 1968 ist Ausdruck dieses neu entstande¬ 
nen Bewusstseins. HB 
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Manfred Idler zum transatlantischen Krach 

Verkehrskollaps 


S eit dem 20. Januar ist schon Stau 
auf der Atlantikbrücke, als wär‘s 
die A 52. Seit Sonntag aber ächzt 
und wankt das von den Qualitätsme¬ 
dien penibel gepflegte Bauwerk, sta¬ 
bil seit Adenauers Tagen, bedenklich. 
Die Belastung ist zu hoch, seit Donald 
Trump mit bedenkenlosen, unberechen¬ 
baren Spurwechseln alle anerkannten 
Verkehrsregeln bricht. 

Beim Brüsseler Nato-Gipfel der 
vergangenen Woche hatte der US- 
Präsident wieder gemeckert, 23 der 
28 Mitgliedstaaten, vor allem aber 
Deutschland, gäben zu wenig für die 
gemeinsame „Verteidigung“ aus, sei¬ 
en „dem amerikanischen Steuerzah¬ 
ler Geld schuldig“. Sein Tweet „Sehr 
schlecht für die USA. Das wird sich 
ändern“ ist ein Verstoß gegen die un¬ 
geschriebene Regel, nach außen Ge¬ 
schlossenheit zu demonstrieren. In der 
internationalen Presse war danach von 
einem „Scherbenhaufen“ die Rede. 
Und die rüde Geste, mit der er beim 
Fototermin den montenegrinischen 
Premier Markovic wegschubste, um 


den Platz an der Seite von Nato-Ge- 
neralsekretär Jens Stoltenberg zu er¬ 
obern, unterstrich noch einmal seinen 
Anspruch auf die Rolle des Oberpavi¬ 
ans in der Herde. 

Mit dem G7-Treffen in Taormi¬ 
na auf Sizilien war‘s dann endgültig 
zu viel. Erst noch 
einmal Auseinan¬ 
dersetzungen um 
die Höhe der Rüs¬ 
tungsausgaben. 

Dann der seit dem 
US-Wahlkampf 
wiederholte Vor¬ 
wurf, Deutschlands 
Handelspraktiken seien „unfair“. Und 
obendrauf die Ablehnung des Pariser 
Klimaabkommens. Laut Spiegel äußer¬ 


te sich ein europäischer Diplomat un¬ 
diplomatisch. „Der hat uns einfach den 
Stinkefinger gezeigt.“ Das gemeinsame 
Kommunique war denn auch gerade 
mal sechs Seiten stark 

Wie oft wurde Angela Merkel 
schon das Klischee der schwäbischen 


Hausfrau angepappt - nun zeigt sie, 
dass sie nicht nur über die dieser zu¬ 
geschriebenen Eigenschaften verfügt, 


reinlich und sparsam zu sein, sondern 
auch zänkisch. Den Umgang mit di¬ 
cken Männern ohne Manieren ist sie 
von den bajuwarischen Kreuzund- 
querköpfen aus der Schwester-Union 
gewohnt und macht Trump jetzt die 
Kehrwoche. „Die Zeiten, in denen wir 
uns auf andere ver¬ 
lassen konnten, die 
sind ein Stück vor¬ 
bei. Das habe ich in 
den letzten Tagen 
erlebt“, tönte sie 
ungewohnt tem¬ 
peramentvoll am 
Sonntag in einem 
gefüllten Münchner Bierzelt. Und un¬ 
verblümt meldet sie Führungsanspruch 
an: Europa - immer gemeint: die 


deutsch dominierte Europäische Uni¬ 
on - müsse sein Schicksal jetzt selbst 
in die Hand nehmen. Sigmar Gabriel 
trompetet als fleischgewordene Margi¬ 
nalie hinterher: „Der Westen“ sei „klei¬ 
ner geworden, mindestens ist er schwä¬ 
cher geworden“. Er konstatiert gar 
den „Ausfall der Vereinigten Staaten 
als wichtige Nation“. Das wird kaum 
abgeschwächt, wenn der Regierungs¬ 
sprecher hinterherseibert, die deutsch¬ 
amerikanischen Beziehungen blieben 
„ein fester Pfeiler unserer Außenpoli¬ 
tik“ und natürlich halte man auch nach 
dem G7-Gipfel an engen Beziehungen 
zu den USA fest. 

„Ende einer Ära“, wie die New York 
Times einen US-Ex-Diplomaten zitiert. 
Auf jeden Fall ein „enormer Wandel 
in der politischen Rhetorik“, wie die 
Washington Post schreibt. Würde „der 
Westen“ durch das Zerwürfnis ge¬ 
schwächt, könnte das nur gut sein für 
die Welt. Aber wemTs darauf hinaus¬ 
läuft, dass die Welt am deutschen We¬ 
sen genesen soll, ist zu befürchten, dass 
alles in Scherben fällt. 


„Die Zeiten, in denen wir uns auf andere 
verlassen konnten, die sind ein Stück vorbei. 
Das habe ich in den letzten Tagen erlebt“ 

Angela Merkel 



OFUTSCHLANDS ZUKUNFT 


Trotz Kriegsgefahr, Fluchtursachen, Rechtspo¬ 
pulismus, den Wahldebakeln der SPD oder 
dem Absturz des Volkstribunen Martin Schulz 
-am politischen Horizont leuchtet jetzt ein 
Schimmer der Hoffnung: Nach dem Rücktritt 
des Ministerpräsidenten Mecklenburg- 
Vorpommerns, Erwin Seilering, wird nach dem 
Ratschluss der SPD-Führung Bundesfamili¬ 
enministerin Manuela Schwesig ab Juli seine 
Nachfolgerin. 

An der neoliberalen Politik hierzulande wird 
sich ohnehin nichts ändern, so sehr sich die künf¬ 
tige Ministerpräsidentin um eine Gesetzgebung 
für eine familiengerechte Entlohnung bemüht 
hat. Was die „Zukunft Deutschlands“ verheißt, 
formulierte Schwesig in einem Interview, das der 
„Focus“ im März dieses Jahres mit ihr geführt 
hatte: „Auch seriöse Politik muss in der Lage 
sein, die Herzen der Menschen zu erreichen, 
sonst verlieren wir sie in dieser hochpolitisier¬ 
ten Zeit. [...] Es ist legitim und notwendig, dass 
Politik die Menschen emotional berührt. Mer¬ 
kels nüchterner Politikstil spricht die Menschen 
nicht mehr an.“ 

Schwesigs Politikstil rührt uns an. Mit dieser 
Frau und Ministerpräsidentin ist uns um die Zu¬ 
kunft Deutschlands nicht bange. 

rs 


Der Auftrag 


Und ein deutsch-französischer Deal • Kolumne von Georg Fülberth 


Christian Koberg gestorben 


Fast sieht es so aus, als bringe sich Sig¬ 
mar Gabriel für die Zeit nach Schulz in 
Stellung. Als der französische Präsident 
Emmanuel Macron seinen Antrittsbe¬ 
such bei Angela Merkel machte, holte 
er ihn am Flugzeug ab. Gern erinnert er 
daran, dass sie beide einst zu gleicher 
Zeit Wirtschaftsminister waren. 



Bereits am 16. März 2017 hatte in 
der privaten „Hertie School of Gover- 
nance“ in Berlin ein öffentliches Ge¬ 
spräch zwischen Gabriel, Jürgen Haber¬ 
mas und Macron - damals noch nicht 
Präsident, sondern erst Kandidat - über 
das Thema „Europa neu denken“ statt¬ 
gefunden. Dort wurde Klartext geredet. 
Der Gast aus Paris hielt große Investi¬ 
tionen und ein gemeinsames Budget in 
Europa für nötig. 

Derlei hören Angela Merkel und 
Wolfgang Schäuble nicht gern. Sie wis¬ 
sen, dass ihre Wähler(innen) argwöh¬ 
nen, die leichtsinnigen Franzosen woll¬ 
ten ihnen in die Tasche greifen. Die 
„Bild“-Zeitung hat es ihnen mittlerwei¬ 


le schon vorgerechnet. Deshalb baute 
Macron vor: Solche Ansprüche könne 
er erst erheben, nachdem er in seinem 
Land „Reformen“ durchgesetzt habe. 
Er meinte die Übernahme der Agenda 
2010. Aber es gebe Bereiche, in denen 
auch Deutschland Nachholbedarf habe: 
Innere und äußere Sicherheit und eine 
bessere Abwehr von Geflüchteten. 

Sigmar Gabriel unterstützte Mac- 
rons finanzpolitische Forderungen. Da 
die Investitionen viel Geld kosten, sei 
eine Lockerung der bisherigen Sparpo¬ 
litik nötig. Das widerspricht dem euro¬ 
päischen Fiskalpakt, für dessen Durch¬ 
setzung er ebenso mitgesorgt hat wie 
für das deutsche Vorbild, die Schul¬ 
denbremse. Nun ließe es sich tatsäch¬ 
lich vermeiden, dass neue Kredite auf¬ 
genommen werden müssen: Durch eine 
Steuerpolitik, die die Reichen in ausrei¬ 
chendem Maß heranzieht. Gabriel deu¬ 
tet dies sogar an. Das ist dreist, denn 
als der französische Ökonom Thomas 
Piketty ihm 2013 persönlich die Wie¬ 
dereinführung der Vermögensteuer 
vorschlug, lehnte er rundweg ab. Er ist 
der Unseriöseste der drei Debattanten. 

Jürgen Habermas wiederholte seine 
Forderung nach einer werteorientier¬ 
ten Vertiefung und Ausweitung der eu¬ 
ropäischen Institutionen. 1999 hatte er 
den völkerrechtswidrigen Angriffskrieg 
der NATO auf Jugoslawien befürwor¬ 
tet, 2001 die Auslieferung von Slobodan 
Milosevi? an den Internationalen Straf¬ 
gerichtshof in Den Haag gutgeheißen. 
2003 rief er mit dem französischen Phi¬ 
losophen Jacques Derrida zu einer ge¬ 
meinsamen europäischen Außenpolitik 


auf. Im August 2012 verfasste er auf Vor¬ 
schlag Gabriels mit dem Philosophen 
Julian Nida-Rümelin und dem Ökono¬ 
men Peter Bofinger ein Papier, in dem 
eine Souveränitätsübertragung auf Eu¬ 
ropäische Institutionen zwecks Durch¬ 
setzung von Finanzdisziplin gefordert 
wurde. Es sollte ein Beitrag zum Wahl¬ 
programm der SPD sein, konnte aber 
auch als Unterstützung des Europäi¬ 
schen Fiskalpakts gelesen werden, der 
im März des gleichen Jahres ratifiziert 
worden war. Die Richtigkeit der Agen¬ 
da 2010 wurde offenbar stillschweigend 
vorausgesetzt, eine Umverteilung von 
oben nach unten nicht verlangt. 

Nimmt man dies alles zusammen, 
ergibt sich ein ziemlich schlüssiges Pro¬ 
gramm: Übertragung des ökonomischen 
„Modells Deutschland“ auf Frankreich, 
das als Atommacht eine besondere mili¬ 
tärische Position in Europa hat und von 
der Bundesrepublik in ähnlicher Weise 
einen größeren Beitrag zur Aufrüstung 
verlangen kann, wie dies schon Trump 
getan hat. Hinzu kommt eine schärfe¬ 
re Abschottung des Schengen-Raums. 
Auf dieser Basis soll anschließend ein 
deutsch-französischer New Deal für 
mehr Investitionen erreicht werden. 
Um die Achse Berlin-Paris lässt sich 
dann ein Kern-Europa gruppieren, zu 
dem gewiss auch Belgien, Luxemburg 
und die Niederlande gehören können. 

Merkel und Schäuble hätten gegen 
dieses sozialdemokratische Programm 
gewiss nichts einzuwenden, vorausge¬ 
setzt, Macron räumt vorher sozialpoli¬ 
tisch auf. Er hat verstanden und muss 
liefern. 


Am 22. Mai starb unser Genosse Chris¬ 
tian Koberg. Mitglied der illegalen KPD 
wurde Christian bereits 1962 mit 16 Jah¬ 
ren. Er schloss sich den antifaschisti¬ 
schen Kämpfern an, die den Nazi-Terror 
überlebt hatten, und der FDJ- Genera¬ 
tion, die gemeinsam für Wiedervereini¬ 
gung und Frieden, gegen Remilitarisie¬ 
rung und atomare Bewaffnung, gegen 
Adenauer und auch gegen „den Mief 
von 1 000 Jahren“ kämpften. Im glei¬ 
chen Jahr wurde er Gewerkschafter, 
war viele Jahre aktiv - zunächst in der 
HBV, später in der Gewerkschaft ver. 
di, in der er bis zuletzt, nun als Vorsit¬ 
zender des Bezirksseniorenausschusses 
Kiel/Plön, arbeitete. 

Christian engagierte sich für die 
Durchsetzung der legalen Tätigkeit 
kommunistischer Politik. Er gehör¬ 
te zu den Organisatoren der Oster¬ 
marschbewegung in Hamburg und 
Schleswig-Holstein. Er trat für eine 
Gewerkschaftsjugendbewegung mit 
antikapitalistischer Orientierung ein 
und gegen den auch in der Arbeiter¬ 
bewegung verbreiteten Antikommu¬ 
nismus. Für die Arbeiterjugend und 
die Studenten wurde die Solidarität 
mit Vietnam zum politischen Kataly¬ 
sator, wurde der Marxismus attraktiv. 
Die KPD unterstützte die Bewegun¬ 
gen. Christian war mittendrin in den 
Auseinandersetzungen, organisierte 
auch theoretische Debatten, z. B. im 
Club M in Kiel. 

1968 gehörte er zu jenen, die aufrie¬ 
fen, die kommunistische Partei neu zu 
konstituieren. In den stürmischen 68ern 
wurde die DKP-Gründung durchge¬ 
setzt. Oft mussten Provokationen ab¬ 
gewehrt werden, wie z. B. in der Phase 
der Gründung der SDAJ. Trotzkisten, 
Maoisten und andere versuchten da¬ 
mals, den sich bildenden marxistischen 
Jugendverband für eigene Zwecke zu 
missbrauchen. 

In den folgenden Jahren, als der Ein¬ 
fluss der Partei wuchs und die Mitglie¬ 
derzahlen stiegen, gab es große Erfolge 
der Arbeiter- sowie der Friedensbewe¬ 
gung: im Bonner Hofgarten demons¬ 
trierten 300 000 gegen die Nachrüs¬ 
tung, die gewerkschaftlichen Kämpfe 
zur Durchsetzung der 35-Stunden-Wo- 


Anlässlich des Ablebens von Christi¬ 
an Koberg überbringt die Kommunisti¬ 
sche Partei Kubas der Leitung der DKP 
und Christians engsten Genossinnen 
und Genossen ihr tief empfundenes 
Beileid. Christian Koberg wird immer 
als ein großer Freund des kubanischen 
Volks in Erinnerung bleiben. Er war 
eine herausragende Persönlichkeit in 
seiner Partei und Mitglied ihres Se¬ 
kretariats über viele Jahre. Er leistete 
wichtige Beiträge für die freundschaft¬ 
lichen Beziehungen mit Kuba. 

Christian charakterisierte sich durch 
seine aktive Solidarität mit der Kubani- 


che waren erfolgreich, die Strauß-Kanz¬ 
lerschaft wurde verhindert. Aber auch 
Niederlagen mussten verkraftet wer¬ 
den: Brokdorf wurde gebaut, Rhein¬ 
hausen plattgemacht. 

Dann geschah das Undenkbare: 
Der Sozialismus in Europa erlebte 
eine Niederlage, die DDR existierte 
nicht mehr, nur noch ein größer ge¬ 
wordenes kapitalistisches Deutsch¬ 
land. Die DKP war tief gespalten. 
Massenaustritte - auch durch Resig¬ 
nation bedingt - stellten die Existenz 
der Partei in Frage. Dank Christian 
und vieler anderer Mitstreiter gelang 
es, die Partei zu erhalten. Er gehörte 
zu jenen, die den Neuaufbau und die 
Konsolidierung wagten, ein neues Sta¬ 
tut erarbeiteten und die Debatte um 
ein neues Parteiprogramm organisier¬ 
ten. Die Tradition der UZ-Pressefeste 
wurde weitergeführt. Die UZ konn¬ 
te als Wochenzeitung erscheinen, die 
Karl-Liebknecht-Schule in Leverku¬ 
sen Seminare zur Vermittlung marxis¬ 
tischen Wissens durchführen. Die Soli¬ 
darität mit dem ums Überleben kämp¬ 
fendem sozialistischen Kuba war für 
unsere Partei eine Herzenssache. All 
dies zu organisieren und zu sichern, 
zehrte an den Kräften der wenigen 
Hauptamtlichen und vieler Ehrenamt¬ 
licher in der Partei. Der heftige inner¬ 
parteiliche Meinungsstreit forderte 
seinen Tribut. 

Christian engagierte sich auch nach 
seinem Ausscheiden aus der hauptamt¬ 
lichen Arbeit. Ende vergangenen Jah¬ 
res trat er als Sprecher und Kassierer 
des Bezirks Schleswig-Holstein zurück. 
Aus gesundheitlichen Gründen, aber 
auch weil er mit der Politik der jetzi¬ 
gen PV-Mehrheit nicht einverstanden 
war. Auch der innerparteiliche Kon¬ 
flikt trug zur Verschlechterung seines 
Gesundheitszustandes bei. 

Wir verlieren mit Christian Koberg 
nicht nur einen Zeugen des illegalen 
Kampfes der KPD und der Geschichte 
der DKP. Wir verlieren auch einen mit 
der Partei eng verbundenen, liebens¬ 
werten Genossen, der sich immer und 
selbstlos für die Sache einsetzte und 
viel bewegte. 

Nina Hager 


sehen Revolution, indem er Arbeitsbri¬ 
gaden der DKP nach Kuba besonders in 
den schwierigen Jahren der Sonderperi¬ 
ode organisierte und begleitete. Er rich¬ 
tete seine persönlichen Anstrengungen 
auf Impulse gegen die Blockade, auf den 
Kampf für die Befreiung der fünf Hel¬ 
den, und auf die brüderlichen Beziehun¬ 
gen zwischen unseren beiden Parteien. 

Wir drücken auch Christians Fa¬ 
milie unser zutiefst empfundenes Bei¬ 
leid aus; wir sind bei ihr in ihrem tiefen 
Schmerz. 

Zentralkomitee der 
Kommunistischen Partei Kubas 


Kondolenzschreiben aus Kuba an die DKP 
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Klaus Gietinger und Winfried Wolf enttarnen Christopher Clark als Kriegspropagandisten 


Der Seelentröster 



Noch voller Kriegsbegeisterung: Verabschiedung von Soldaten an die Front, Hauptbahnhof Fürth (Bayern) 7. / 8. August 
1914 (Postkarte 1914) 


I m Jahr 2013 erschien das Buch 
„Die Schlafwandler: Wie Europa 
in den Ersten Weltkrieg zog“ des 
in Großbritannien lehrenden austra¬ 
lischen Historikers Christopher Clark 
in deutscher Übersetzung (Deutsche 
Verlags-Anstalt, München 2013). 
Der Inhalt dieses in der Öffentlich¬ 
keit viel beachteten Buches ist ein¬ 
fach: Das Deutsche Kaiserreich trägt 


Im April war der 80. Todestag von 
Antonio Gramscis. Es wird auch wei¬ 
ter immer Anlässe geben, sich des 
großen italienischen Theoretikers der 
kommunistischen Weltbewegung zu 
erinnern. Seine nach dem Machtan¬ 
tritt Mussolinis 1922 erarbeitete anti¬ 
faschistische Bündniskonzeption blieb 
keine Theorie, sondern wurde leben¬ 
dige Praxis. Zu den Antifaschisten, die 
sie verwirklichten, gehörten die 1899 
bzw. 1900 geborenen Brüder Carlo und 
Nello Rosselli, Söhne einer jüdischen 
Familie aus Florenz, die eigentlich Sa- 
batino hieß. Carlo hatte in Italien Poli¬ 
tik- und Rechtswissenschaften studiert, 
Nello Geschichte. 

Die Ermordung des Sozialisten- 
führers Giacomo Matteotti 1924 durch 
Mussolini, die die danach benannte 
Matteottikrise des Faschismus aus¬ 
löste, war für die Brüder Anlass, sich 
dem antifaschistischen Widerstand an- 
zuschließen.1927 organisierten sie mit 
dem späteren Vorsitzenden der Sozia¬ 
listischen Partei (ISP), Sandro Pertini, 
während des Befreiungskrieges gegen 
das Besatzungsregime der Hitlerwehr- 
macht 1943-45 einer der beiden gleich¬ 
berechtigten Befehlshaber der Partisa¬ 
nenarmee (der andere war Luigi Longo 
von der IKP, während der Verteidigung 
der Spanischen Republik 1937-39 als 
Divisionsgeneral Generalinspekteur al¬ 
ler Interbrigaden) und Ferrucio Parri, 
einem früheren Journalisten des Mai¬ 
länder „Corriere dela Sera“, die Flucht 
des Mitbegründers und Führers der ISP 
Filippo Turati nach Frankreich. Dabei 
wurden beide verhaftet. Nello erhielt 
zehn Monate Gefängnis, Carlo wurde 
auf der Strafinsel Lipari inhaftiert, von 
wo aus ihm 1929 die Flucht nach Frank¬ 
reich gelang. 

In Paris gehörte Carlo 1930 mit den 
Sozialisten Gaetano Salvemini und 
Ciana Tarchiani zu den Gründern der 
antifaschistischen Widerstandsgruppe 


keine besondere Verantwortung am 
Beginn des Ersten Weltkrieges. Viel¬ 
mehr seien alle Beteiligten eben wie 
Schlafwandler in diesen Krieg hinein- 
geschlittert. So war nach Clark der 
„Kriegsausbruch eine Tragödie, kein 
Verbrechend Somit knüpft Clark an 
die gängige Geschichtsdeutung vor 
1960 zu diesem Thema an. In eben 
diesem Jahr belegte der Historiker 


Giustizia e Libertä (Gerechtigkeit und 
Freiheit), die ihn zum Leiter wählte. In 
ihrem gleichnamigen Journal verbrei¬ 
tete die Gruppe in Italien die Losung 
„Non vinceremo in un giorno, ma vin- 
ceremo“ (wir werden nicht an einem 



Carlo Rosselli 


Tag siegen, aber wir werden siegen). 
Ab 1932 wurde die Zeitschrift „Qua- 
derni di Giustizia e Libertä“ herausge¬ 
geben. Die Gruppe trat für die Einheit 
aller antifaschistischen Kräfte unter¬ 
schiedlicher politischer Ansichten und 
eine sozialistische Perspektive ein. 1930 
organisierte Carlo den spektakulären 
Flug der Piloten Giovanni Bassanesi 
und Giacchino Dolci, die am 11. Juli 
vom Schweizer Tessin aus mit einem 
Sportflugzeug starteten und über Mai¬ 
land Flugblätter abwarfen, die zum Wi¬ 
derstand gegen das Mussolini-Regime 
aufriefen. 

Im Juli 1936 unterstützten Hitler¬ 
deutschland und Mussolini-Italien den 
Putsch der spanischen Faschisten gegen 
die Volksfront-Regierung. Unter dem 


Fritz Fischer in seinem Werk „Griff 
nach der Weltmacht“ umfangreich, 
dass gerade das Deutsche Kaiserreich 
(und auch dessen Verbündeter Öster¬ 
reich-Ungarn) mit ihrer besonders ag¬ 
gressiven Außenpolitik den Weltkrieg 
vom Zaun brach, um die Neuauftei¬ 
lung der Welt zu erreichen. 

An diese Position Fischers knüpft 
das vor kurzem im Schmetterling 


Kommando von General Mario Roat- 
ta schickte der „Duce“ zunächst vier 
Divisionen nach Spanien. Die wäh¬ 
rend der Intervention auf 120 000 bis 
150 000 Mann anwachsende Armee 
verfügte über 800 Kampfflugzeuge so- 



Nello Rosselli 


wie 8 000 Panzer und gepanzerte Fahr¬ 
zeuge. 90 Kriegs- und Transportschiffe 
versorgten das eigene Korps und die 
Franco-Truppen. Sie blockierten re¬ 
publikanische Häfen und beschossen 
Küstenbefestigungen. Die Luftwaffe 
griff zusammen mit der Legion „Con- 
dor“ Hitlerdeutschlands die Stellun¬ 
gen der republikanischen Armee an 
und bombardierte Städte. Die Stadt 
Guernica nördlich von Bilbao mit ihren 
7 000 Einwohnern und 3 000 Flüchtlin¬ 
gen wurde am 26. April 1937 „systema¬ 
tisch in Stücke zerschlagen“ schrieb der 
Korrespondent der Londoner „Times“. 

Zum Kampf gegen die von Hitler 
und Mussolini unterstützten Franco- 
Faschisten kamen der Spanischen Re¬ 
publik 35 000 bis 40 000 Antifaschisten 


Verlag erschienene Buch von Klaus 
Gietinger und Winfried Wolf an. In 
dem treffend auf Clarks Bestseller 
gemünzte „Der Seelentröster. Wie 
Christopher Clark die Deutschen 
von der Schuld am 1. Weltkrieg er¬ 
löste“ betitelte Werk, unterziehen die 
Autoren dessen Thesen einer umfang¬ 
reichen Kritik. Sie weisen nach, dass 
sich Clark nicht auf neu zugängliche 
Quellen stützt, sondern im Gegenteil, 
einige von Fritz Fischer seinerzeit neu 
erschlossenen Quellen außer Acht 
lässt. Detailliert zeigen die Autoren 
so auf, dass Clark somit die Verant¬ 
wortung Deutschlands am Beginn des 
Weltkriegs herunterspielt und min¬ 
destens zu gleichen Teilen den Mäch¬ 
ten der Entente zuschiebt. Indirekt 
werden durch diese Darstellung auch 
deutsche Revanchegelüste nach dem 
Versailler Frieden gerechtfertigt, was 
wieder zeigt, dass der auf Clark an¬ 
spielende Titel gut gewählt ist. 

Im Besonderen neigt Clark dazu, 
den serbischen Nationalismus sowie 
Russland als besonders expansiv und 
gewalttätig darzustellen. Gerade hier 
zeigt sich auch die Stärke der Arbeit 
Gietingers und Wolfs: Es wird vor¬ 
züglich erklärt, warum Clarks revisi¬ 
onistischer Vorstoß medial in großem 
Format positiv begleitet wurde. Zum 
einen, weil er die Vorstellung verbrei¬ 
tet, dass militärische und besonders 
eskalierende Außenpolitik zur Nor¬ 
malität gehören sollen. Insbesondere 
für eine Macht wie Deutschland. So 
werden implizit die derzeitigen Krie¬ 
ge der Bundesrepublik Deutschland 
gerechtfertigt. Zum anderen werden 
auch die aktuellen Feindbilder eben 
solcher Kriege bedient: Der serbische 
Nationalismus (als groß inszeniertes 
Schreckgespenst im Jugoslawienkrieg 
in den 90er Jahren) und selbstver¬ 



aus über 50 Ländern zu Hilfe, von de¬ 
nen die meisten in den Internationalen 
Brigaden kämpften. Darunter befan¬ 
den sich auch etwa 3 354 Italiener. Auf 
Beschluss des sogenannten Nichtein¬ 
mischungskomitees, dem sich die Re¬ 
gierung der Spanischen Republik fügte, 
mussten die Internationalen Brigaden 
im Sommer 1938 aufgelöst werden. 

Unter den aus allen Kräften des 
Widerstandes in Italien kommenden 
Antifaschisten waren Carlo und Nel¬ 
lo Rosselli. Carlo gehörte im August 
zu denen, die die Centuria Giustizia 
e Libertä aufstellten, die sofort an 
der Aragon-Front ins Gefecht zog. 
Die Hundertschaft ging in dem da¬ 
nach aufgestellten Bataillon, später 
Brigade Garibaldi auf, die alle itali¬ 
enischen Antifaschisten vereinigte. 
Am 13. November 1936 prägte Car¬ 
lo in einer Rede auf Radio Barcelo¬ 
na für den Kampf der italienischen 
Antifaschisten die prophetische Lo¬ 
sung „Heute in Spanien, morgen in 
Italien“. Sie wurde zum Schwur, mit 
dem die italienischen Antifaschisten 
in den Kampf zogen. Bei der Vertei¬ 
digung von Madrid im November 
1936, bei Guadalajara nördlich der 
Hauptstadt im März 1937, bei Brune- 
te westlich von Madrid im Juli 1937 
trafen die Garibaldiner direkt auf die 
Truppen Mussolinis. Mit den Kämp¬ 
fern des legendären 5. Regiments, das 
zur Hälfte aus Kommunisten bestand 
und von General Enrique Lister kom¬ 
mandiert wurde, hielten sie die An¬ 
griffe auf und fügten den Faschisten 
schwere Verluste zu. Zur Behandlung 
einer Verwundung befanden sich die 
Brüder Rosselli 1937 in dem Badeort 
Bagnoles-de-FOrne (Normandie), 
wo am 9. Juni im Auftrag Mussolinis 
Agenten seines Geheimdienstes SIM 
mit Angehörigen des faschistischen 
Geheimbundes Cagoule (Die Mas¬ 
ke) beide ermordeten. 


ständlich Russland, an dessen West¬ 
grenze heute erneut deutsche Solda¬ 
ten stationiert sind. 

Das Buch „Der Seelentröster“ be¬ 
sticht aus zwei Gründen: Es ist eine 
Arbeit, die sehr detailliert die Vor¬ 
geschichte und den Beginn des Ers¬ 
ten Weltkriegs schildert. Und außer¬ 
dem entlarvt es revisionistische Ge¬ 
schichtsschreiber wie Clark als die 
Kriegspropagandisten, die sie sind. 
Denn imperialistische Kriege fallen 
nicht vom Himmel oder brechen aus, 
weil Staatsoberhäupter und Regie¬ 
rungschefs schlafwandelnd Politik be¬ 
treiben. Sie sind Teil und Folgen des 
kapitalistischen Systems. 

Mark Stellberg 



Klaus Gietinger und Winfried Wolf: Der 
Seelentröster. Wie Christopher Clark 
die Deutschen von der Schuld am I. 
Weltkrieg erlöst, Schmetterling Verlag, 
Stuttgart 2017, ISBN 3-89657-476-0, 
19,80 Euro 


1942 wuchs die antifaschistische 
Bewegung in Italien weiter an. Die¬ 
sen Prozess prägte am 4. Juni 1942 
auch die Formierung der Giustizia 
e Libertä zur Aktionspartei (Partito 
dAzione), welche die illegale Par¬ 
teizeitschrift „Lltalia Libera“ her¬ 
ausgab. Der Druck des von Kommu¬ 
nisten und Sozialisten dominierten 
Widerstandes führt im Juli 1943 zur 
Palastrevolte, die Mussolini stürzte, 
Die PdA schloss sich dem Aufruf des 
auf Initiative der IKP im September 
1943 gebildeten Nationalen Befrei¬ 
ungskomitees (CLN) zum bewaffne¬ 
ten Kampf gegen das Besatzungsre¬ 
gime Hitlerdeutschlands an. Die von 
der PdA gebildeten Partisanenbriga¬ 
den Gerechtigkeit und Freiheit waren 
nach den kommunistischen Garibal¬ 
di-Brigaden die zahlenmäßig stärks¬ 
ten der Partisanenarmee. Zum Vor¬ 
sitzenden der Aktionspartei wurde 
der kleinbürgerliche Radikaldemo¬ 
krat Ferrucio Parri gewählt, der auch 
an die Spitze des Befreiungskomi¬ 
tees für Norditalien trat. Das Komi¬ 
tee übernahm nach dem Beginn des 
bewaffneten Aufstands am 25. April 
1945 als Organ des antifaschistischen 
Einheits-Kabinetts alle Regierungs¬ 
vollmachten, verkündete den Aus¬ 
nahmezustand, verurteilte Mussoli¬ 
ni und weitere hohe Faschisten, die 
sich weigerten, zu kapitulieren, zum 
Tode und ordnete die Vollstreckung 
der Urteile an. Ferrucio Parri stand 
vom Juni bis Dezember 1945 als Mi¬ 
nisterpräsident an der Spitze der anti¬ 
faschistischen Einheitsregierung. Als 
die Aktionspartei bei den Wahlen zur 
Verfassunggebenden Versammlung 
im Juni 1946 mit 1,5 Prozent Stimmen 
keine Massenbasis fand, löste sie sich 
1947 auf. Ihre Mitglieder schlossen 
sich entweder der IKP, der ISP oder 
der Republikanischen Partei an. 

Gerhard Feldbauer 


Kämpfer für Italiens und Spaniens 

Mussolini ließ die Brüder Rosselli am 9. Juni 1937 ermorden 
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Vom Senftöpfchen auf die Pressefestbühne 

Mit Poesie und Widerstand geht Konstantin Wecker durchs Leben 



Konstantin Wecker auf dem UZ-Pressefest 2014 


I rgendwann Mitte der 70er Jahre bin 
ich mit Freunden im Senftöpfchen in 
Köln. Jungem Nachwuchs der Kaba¬ 
rett- und Kleinkunstszene wurde hier 
ein Sprungbrett geboten, viele begannen 
hier ihre Karriere. Jetzt also ein mir ganz 
und gar unbekannter Münchner Lieder¬ 
macher. Ein junger Mann, durchtrai¬ 
niert, muskelbepackt, betritt die Bühne, 
setzt sich ans Klavier und schlägt einen 
Ton an, der unverwechselbar werden 
sollte, musikalisch wie inhaltlich. 

Konstantin Wecker hatte bis dahin 
schon vieles ausprobiert, Diverses stu¬ 
diert, Softpornos gedreht, die Rock- 
Soul-Band „Zauberberg“ gegründet. 
Hatte sich mit seinem Freund Günter 
als Versicherungsagent versucht und 
spieltel 973 in der Münchner Lach-und 
Schießgesellschaft. Dieter Hildebrandt, 
den er verehrt, wird sein Mentor. Wecker 
ist beim ersten „Scheibenwischer“, eben¬ 
so beim letzten mit Hildebrandt dabei. 
Hanns Dieter Hüsch lernt ihn bei einem 
eigenen Auftritt in Weckers Stammknei¬ 
pe, in der er selbst mit Band auftritt, ken¬ 
nen. Die beiden werden Freunde, Hüsch 
schlägt ihn für den neuen „Deutschen 
Kleinkunstpreis“ des Mainzer Unter¬ 
hauses vor, den er 1977 erhält. 

Da ist er schon weit über die Gren¬ 
zen Münchens bekannt. „Willy“ macht 
ihn berühmt. Nach einem üblen Zu¬ 
sammenstoß mit Faschos muss er sich 
das Erlebte von der Seele schreiben. 
Ja, er muss seine Wut und Trauer her¬ 
ausschreien und dass geht am Besten 
bairisch. „Gestern habns an Willy da- 
schlogn, und heit, und heit, und heit 
werd a begrobn.“ Ein Sprechgesang, 
nur der Refrain mit einer Melodie, die 
dann bei jedem Konzert schon an den 
ersten Takten erkannt und frenetisch 
begrüßt wird. Zeitweise war Wecker 
den Willy leid. Jetzt sagt er: „Wenn 
mir mal wieder nach Granteln, nach 
Schimpfen auf gut Bairisch ist, dann 
hol ich den „Willy“ wieder raus.“ Mitt¬ 
lerweile gibt es acht Versionen, immer 


wieder angepasst an die herrschenden 
Verhältnisse. 

1977 ist er endgültig in den Olymp 
der deutschen Liedermacher aufgenom¬ 
men, füllt Konzertsäle und -hallen, das 
Hamburger Schauspielhaus ist im De¬ 
zember 1978 zweimal hintereinander 
ausverkauft, im Kölner Gürzenich ban¬ 
ge ich um den Bühnenboden, der unter 
seinem Pedaltreten am Klavier nachzu¬ 
geben droht. Trotz seines extrovertier- 
ten Auftretens gehört er eindeutig in die 
Philharmonie, nicht in den Rockpalast. 

Wortgewaltiger Protest 

Bequem war er nie, der Konstantin We¬ 
cker. Auf der LP „Genug ist nicht genug“ 
gibt es neben der Kult-Ballade „Willy“ 
auch den Titel „Frieden im Land“. Da 
mokiert er sich über „die alten Bür¬ 
gerseligkeiten“, „Die Zeiten stinken 
und die Dichter schweigen. Wie schön, 
dass sich das Recht zum Rechten fand! 
Es herrscht wieder Frieden im Land.“ 
Er engagiert sich bei „Künstler für den 
Frieden“, tritt 1979 auf dem 4. UZ-Pres¬ 
sefest auf, 1985 erstmals in der DDR 
(Usedom) und zwei Jahre später beim 
Pressefest des Neuen Deutschland. Er 
tourt mit Joan Baez, Mercedes Sosa, Bet¬ 
tina Wegner, Harry Belafonte und vie¬ 
len anderen. Sein oft schwermütiger Ton 
wird nach der Jahrtausendwende zorni¬ 
ger. Er singt an gegen eine menschen¬ 
verachtende Wirtschaft, Kriegstreiberei, 
Rassismus, die braune Brut, die wieder 
hervorkriecht. „Jedes System, das De¬ 
mokratie beseitigen will, zerschlägt zu¬ 
erst die Gewerkschaften“, bemerkt We¬ 
cker richtig. Sein „Deutsche Waffen und 
deutsches Geld morden auf der ganzen 
Welt“ wird zum oft skandierten Spruch 
auf Demos, sein „Sag Nein“ ist eine mo¬ 
derne Variante des gleichnamigen Anti¬ 
kriegsgedichts von Wolfgang Borchert. 
2003 kurz vor Beginn des Irakkrieges 
gibt er mit anderen Künstlern ein Solida¬ 
ritätskonzert in Bagdad. 2006 ist er mit 
den Liedermachern „Strom & Wasser“ 


mit „Nazis raus aus unserer Stadt“ in 
Ostdeutschland unterwegs. Nach einer 
Absage in Halberstadt - die NPD kön¬ 
ne sich sonst auch in die Halle einkla¬ 
gen - gibt es dann doch ein Freilichtkon¬ 
zert. Mit dabei Hannes Wader, mit dem 
er noch oft zusammen auftreten wird. 
Er solidarisiert sich mit Arbeitern des 
Nürnberger AEG-Werks, die wochen¬ 
lang gegen die Vernichtung von 1700 Ar¬ 
beitsplätzen streiken; umsonst. „Seit 25 
Jahren versuche ich, die Welt mit meinen 
Liedern zu verändern. Ich stelle fest, sie 
ist seither von jeder Menge Idioten ver¬ 
ändert worden - nur nicht von mir“. Zum 
Angriff der USA auf eine Luftwaffenba¬ 
sis in Syrien postet er: „Rosa Luxemburg 
meinte, „Immer das laut zu sagen, was 
ist, das ist und bleibt die revolutionärste 
Tat. Ich werde im Herbst Rosa Luxem¬ 


burg wählen.“ Die Aufzählung seiner 
Aktivitäten lässt sich mit seinen eige¬ 
nen Worte am besten beschließen: „Am 
Liebsten würde ich ja nur Liebeslieder 
schreiben, aber das geht eben nicht im¬ 
mer. Ab und zu packt mich halt die Wut. 
Und zurzeit packt sie mich sehr.“ 

Kein Ende in Sicht 

Es war schon ein denkwürdiger Abend, 
damals im Senftöpfchen. Der Lieder¬ 
macher entpuppt sich als kraftstrotzen¬ 
der Poet mit virtuosem Klavierspiel, hat 
eine enorme Präsenz, ist glaubwürdig. 
Seine Kompositionen sind klassisch be¬ 
einflusst, er liebt Schubert, Puccini, Orff. 
Es erklingen wunderbare Liebeslieder. 
Keine rosaroten Märchen, romantische 
Traumhochzeiten, Schwüre ewiger Lie¬ 
be. Nein, Verse voller Poesie und Erotik, 


über ein selbstbestimmtes, auch sexuell 
befreites Leben. „Und da war nichts 
mehr, was uns uns verbot. Wir schnitten 
die Verbote einfach ab, die Zeigefinger 
unsrer Väter und die Atemnot, und al¬ 
les das, wofür man uns erzogen hat. Du 
siehst, man kann auch ohne Traumprinz 
lieben. Du gibst dich dir, sonst nichts, 
und ohne Angst siehst du dich einig wer¬ 
den mit den Trieben, und du erkennst, 
dass du Jahrhunderte bezwangst.“ Spä¬ 
ter wird er bekennen: „Gelogen habe 
ich in gewissen Zeiten mit meiner Rol¬ 
le, niemals aber mit meinen Liedern.“ 

Getreu seinem Motto: „Ich bin ein 
Herdplattenanfasser und muss alles ver¬ 
suchen“ kokst er 1977 zum ersten mal. 
Da ist er 30 und gibt Gottfried Benn die 
Schuld. In den 90ern der Absturz. Die 
Drogenfahnder begrüßt er so „Kommt 
rein, Jungs, ihr habt mir das Leben ge¬ 
rettet.“ Und im Knast strahlt ihn seine 
Mutter an „Mein Gott, bin ich glück¬ 
lich, dass sie dich verhaftet haben.“ Er 
hat Glück im Unglück, Menschen, die 
an seiner Seite stehen, genügend Kraft 
neu anzufangen. 

Seitdem ist er rührig wie nie, als Lie¬ 
dermacher, Dichter, Komponist, Schau¬ 
spieler, Autor, Na klar, seit mehr als 
10 Jahren ist er regelmäßig beim UZ- 
Pressefest dabei. 600 Lieder, Musicals, 
Gedichte, Romane, Film-, Fernseh-, 
und Theatermusik gehen auf sein Kon¬ 
to - bestimmt hab‘ ich was vergessen. 
Gerade ist seine Biografie „Das ganze 
schrecklich schöne Leben“ (Güterslo- 
her Verlagshaus) erschienen. Aufgege¬ 
ben hat er nie. „Es geht ums Tun und 
nicht ums Siegen“ stimmt er Sophie 
Scholl in einem Lied über die „Wei¬ 
ße Rose“ zu. Kaum zu glauben, dass 
er jetzt 70 ist. Mit seinem neuen Pro¬ 
gramm „Poesie und Widerstand“ will er 
in seinen Geburtstag am 1. Juni rein¬ 
feiern - na, wo wohl -, auf der Bühne. 
Denn: „Genug ist nicht genug, genug 
kann nie genügen.“ Danke, Konstantin 
Wecker Ellen Beeftink 


Lyrische Verehrer-Legende 

Jonathan Teplitzky macht aus Churchill fast einen Pazifisten 


Winston (Brian Cox) ist ein Kotzbro¬ 
cken. Unter seinen cholerischen Anfäl¬ 
len leiden alle. Seine hübsche Sekretä¬ 
rin (Ella Purnell), Feldmarschall Jan 
Smuts (Richard Durden), der Gene¬ 
ralstab und nicht zuletzt seine Ehefrau 
Clementine (Miranda Richardson). 
Winston ist ein altes Kampfschwein, 
das vor allem gegen eins kämpft: Die 
„Operation Overlord“, die Landung 
in der Normandie. Aber die Kriegs¬ 
maschine rollt und zwei entschlosse¬ 
ne Männer führen sie an: Feldmar¬ 
schall Bernhard Montgomery (Julian 
Wadham) und Supreme Commander 
D wight D. Eisenhower (John Slattery). 

Regisseur Jonathan Teplitzky be¬ 
schränkt sich in seiner Filmbiographie 
des britischen Kriegspremiers auf die 
letzten drei Tage unmittelbar vor der 
Invasion 1944. Churchill, so will uns Te¬ 
plitzky sagen, hatte massive Skrupel, 
Tausende junger Männer in den Tod 
zu schicken. Er hatte die Schlachtfel¬ 
der des 1. Weltkrieges vor Augen und 
insbesondere das Landungsunterneh¬ 
men auf Gallipoli (19.2.1915-9.1.1916). 

Wieder und wieder schnauft, ächzt 
und wütet Winston - im Film duzen 
sich alle - durch die Szenen und brei¬ 
tet seine Proteste mit dem Pathos ei¬ 
nes altgriechischen Rhetors aus. Er, 
der Kriegspremier, vor wenigen Jahren 
noch Erster Lord der Admiralität, ist 
ausgebootet. Eine Niederlage, die sein 
Ego kaum verdauen kann. 

Die Verkürzung des anspruchsvoll¬ 
umfänglich „Churchill“ betitelten Bio- 
pics auf wenige Tage und einen ausge¬ 
sprochen fragwürdigen Aspekt, der, 
wohlwollend formuliert, ziemlich baro¬ 
cken Vita des britischen Adligen macht 
aus dem zynisch-imperialen Machtpoli¬ 
tiker fast so etwas wie einen Pazifisten. 
Als nichts mehr zu verhindern ist, will 
er aufs Schiff und die Invasionsflotte, 


seine Männer, anführen. Eine gran¬ 
diose, aber umso sinnlosere Pose des 
„Demagogen von hohen Graden“, wie 
schon Sebastian Haffner wusste. Nur 
durch die Intervention Georges VI. 
(James Purefoy) gelingt es, ihn davon 
abzubringen. 

Die Invasion Gallipolis war Chur¬ 
chills Baby gewesen. Als Erster Lord 
der Admiralität hatte er wochenlang 
für den Angriff auf die Dardanellen ge¬ 
trommelt. Er wurde ein Desaster. Ob¬ 
wohl personell und materiell deutlich 
überlegen, verloren die Briten und die 
verbündeten Franzosen sechs Kriegs¬ 
schiffe, 50 000 Mann und 130 000 Ver¬ 
wundete. Auch als der Seeangriff längst 
zur Katastrophe geworden war, wollte 
Churchill stur weitermachen. Rationa¬ 
le Lagebeurteilung und militärisch-ope¬ 
rative Geschmeidigkeit waren nie die 
Stärken des „Größten Briten aller Zei¬ 
ten“ (BBC-Umfrage 2002). Eher schon 
die klassenbornierte Arroganz und das 
rassistische Überlegenheitsgefühl eines 
führenden Vertreters des bluttriefenden 
British Empire, errichtet auf Bergen 
von Millionen Toten. Alles andere war 
ihm eh nur Bullshit. 

Das Schicksal der Hunderttausen¬ 
den des Expeditionskorps, Working 
Class aus allen Ecken des Empire, hat¬ 
te den skrupellosen Imperialisten we¬ 
der 1915 noch 1944 interessiert, wenn es 
nicht die Demagogie erforderte. Ara¬ 
ber, Inder, Chinesen, Afrikaner, aber 
auch Deutsche und Italiener galten ihm 
als minderwertig. Schon früh hatte sich 
Churchill mit Eifer in Kolonialkriegen 
gegen die „barbarous people“ enga¬ 
giert. Mit einer gewissen „Schwäche“ 
für Konzentrationslager und Giftgas, 
war er an den größten Brutalitäten des 
Empire maßgeblich beteiligt. Im ras¬ 
sistischen Überlegenheitsgefühl war 
er sich mit dem der deutschen Ober¬ 


schicht ziemlich einig. Mit dem Unter¬ 
schied, dass er logischerweise die An¬ 
gelsachsen für das auserwählte Volk 
hielt. Sein moralisches Etikett eines 
Kampfes für Freedom and Democracy 



Der Film legt einen Rauchvorhang vor 
den wirklichen Churchill. 


war nicht nur Theater, sondern blanker 
Zynismus. Dass er ausgerechnet dann, 
als es für die Westalliierten darum ging, 
den Sack zuzumachen, also ihren An¬ 
teil an Nachkriegseuropa militärisch zu 
sichern, von humanistischem Schwin¬ 
del befallen worden sein soll, dürfte in 
die Kategorie Verehrer-Legende fallen. 

Churchill war ins Amt gekommen, 
als der Versuch, den deutschen Expan¬ 
sionismus in einen antisowjetischen 
Vernichtungsfeldzug zu kanalisieren, 
gescheitert war. Diese heute als Ap¬ 
peasement-Politik etikettierte Stra¬ 
tegie hatte im Oberkommando der 
Wehrmacht (OKW) selbstredend nicht 
die seit den 1890er Jahren bestehende 


Erkenntnis verdrängen können, dass 
für das „Reich in der Mittellage“ ein 
Erfolg im Osten die möglichst unein¬ 
geschränkte Nutzung der Ressourcen 
Westeuropas zur Voraussetzung hat. 
Dies galt im Zeitalter motorisierter 
Armeen, mechanisierter Kriegführung 
umso mehr. Die angloamerikanischen 
Mächte beherrschten den Zugang zu 
kriegsentscheidenden Ressourcen, vor 
allem zum Öl. Der deutsche Weltmacht¬ 
anspruch musste also gegen Britannien 
und die USA durchgesetzt werden. Ge¬ 
nau das hatte das OKW 1939 begonnen. 

Die „Coventrierung“ (Goebbels) 
der englischen Zentren ließ keinen 
Platz für taktische Finessen. In dieser 
Lage war ein bedenkenloser Haudrauf 
wie Churchill der richtige Mann. Nach 
der deutschen Besetzung Norwegens er¬ 
setzte er im Mai 1940 den gescheiterten 
Neville Chamberlain. 1941, vor Moskau 
und Leningrad, wurde der Weltmacht¬ 
anspruch des deutschen Faschismus 
zur realen Möglichkeit. Es entstand für 
die Westalliierten die strategische Not¬ 
wendigkeit eines - Churchill verhass¬ 
ten - Bündnisses mit dem Bolschewis¬ 
mus und der Eröffnung einer zweiten 
Front im Westen. Roosevelt hatte Mo- 
lotow die Landung im Westen für 1942 
zugesagt, aber Churchill hielt ultimativ 
dagegen. Aber kaum aus Sorge um das 
Wohlergehen der Soldaten. Da hatte er 
nie Skrupel. Krieg wurde - wie im stra¬ 
tegischen Bombenkrieg - auch von bri¬ 
tischer Seite mit aller Härte auch gegen 
die Zivilbevölkerung geführt. Sondern 
weil im Hinauszögern der Invasion die 
Möglichkeit des lachenden Dritten lag, 
„Stalin“ und „Hitler“ sich gegenseitig 
„ausbluten“ zu lassen. Die geostrategi- 
sche Grundkonzeption des anglo-ame- 
rikanischen Imperiums bis heute. 

Im Sommer 1944 entfiel die Voraus¬ 
setzung für Taktierereien. Die Rote Ar¬ 


mee war im Begriff, die gesamte Hee¬ 
resgruppe Mitte zu zerschlagen und 
damit auch alleine die Voraussetzun¬ 
gen für den Sieg über Nazideutschland 
zu schaffen. Damit entstand für den 
„Westen“ die Gefahr, die Kontrolle 
über Nachkriegs-Westeuropa zu ver¬ 
spielen. Wieder einmal standen Chur¬ 
chill seine militärische Unbeweglichkeit 
und seine Arroganz im Wege. Der gro¬ 
ße Kriegspremier musste von den Mi¬ 
litärs schlicht beiseitegeschoben wer¬ 
den, wollten sie nicht im Wettlauf nach 
Berlin den Kürzeren ziehen. Sein de¬ 
magogisches Talent wurde erst wieder 
im Kalten Krieg gebraucht: „Wir haben 
das falsche Schwein geschlachtet.“ 

Der Film weiß von alldem nichts. 
Er menschelt mit einem zerknautscht¬ 
skurrilen, aber irgendwo auch liebens¬ 
werten Kotzbrocken und seinen Ehe¬ 
problemen herum, der von seinem 
König und von seiner Sekretärin, der 
typischen jungen, aufrichtigen Frau 
aus dem Volk mit dem Herz am rech¬ 
ten Fleck, auf seine Rolle verwiesen 
wird. Natürlich wird der Krieg wieder 
in der Normandie entschieden und 
er, der große Kommunikator, hat die 
Pflicht, das Klasseninteresse als nati¬ 
onale Aufgabe zu verkaufen. Warum 
es süß und ehrenvoll ist fürs Vaterland 
zu sterben. 

Mit der Niederlage des Roten Ok¬ 
tober ist der imperialistische Krieg wie¬ 
der Normalzustand geworden und das 
menschelnde Biopic die Form konser¬ 
vativer Heldenverehrung. Ob Elizabeth 
I., Margaret Thatcher, J. Edgar Hoover, 
George VI., die Romanows, Eva Perön, 
Erwin Rommel ... - es sind doch al¬ 
les nur Menschen. Fast wie du und ich. 
Und das alte, brutale Kampfschwein 
Winston? Klar, der gehört auch dazu. 
Genauso wie der Heldentod. 

Klaus Wagener 
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Fahrlässige Hinrichtung 

Der Mord an Benno Ohnesorg offenbarte den Charakter der Bonner Demokratie • Von Klaus Stein 


A m 2. Juni 1967, vor 50 Jahren, 
wurde der Student Benno Oh¬ 
nesorg vom Kriminalobermeis¬ 
ter Karl-Heinz Kurras erschossen, re¬ 
gelrecht hingerichtet. Das ereignete 
sich im Zuge der polizeilichen Auflö¬ 
sung einer Demonstration gegen das 
mörderische Regime des Schah Reza 
Pahlavi. 

Im Frühjahr 1967 beehrte der Schah 
von Persien im Zuge einer Rundreise 
durch Europa die Bundesre¬ 
publik Deutschland mit einem 
neuntägigen Staatsbesuch. Er 
landet am Samstag, 27. Mai, 
in Köln/Bonn, begleitet von 
Farah Diba, Liebling der Re¬ 
genbogenpresse. Neun Tage 
reiht sich Empfang an Emp¬ 
fang. Schloss Augustusburg in 
Brühl auf der repräsentativen 
B althas ar-N eumann-Treppe: 
Fototermin mit Bundespräsi¬ 
dent Lübke. 30 000 Polizisten 
sind zum Schutz des Autokra¬ 
ten aufgeboten. Ganze Stra¬ 
ßenzüge, Stadtviertel und Au¬ 
tobahnen werden gesperrt, da¬ 
mit seine Hoheit hochrangige 
Politiker, Konzernherren und 
den Bundeskanzler Kiesinger 
ungefährdet zu Gesprächen 
treffen kann. In Bayern müs¬ 
sen die hier lebenden irani¬ 
schen Studenten den Freistaat 
verlassen und sich täglich bei 
der Polizei melden. 

„Ordnung durch Folter“ 

1953 hatte der Schah mit Hil¬ 
fe der CIA die Macht im Iran 
übernommen und die Ölin¬ 
dustrie privatisiert. Sein Ge¬ 
heimdienst SAVAK verbreitet 
Angst und Schrecken, Wider¬ 
stand wird brutal unterdrückt, 
die Opposition in die Emigra¬ 
tion gezwungen. In der BRD 
informiert Bahr an Nirumand 
über die Verhältnisse und 
füllt Säle, vorwiegend Hör¬ 
säle. Sein rororo-Bändchen: 
„Persien, Modell eines Ent¬ 
wicklungslandes oder die Diktatur der 
Freien Welt“, im März erschienen, er¬ 
reicht schon im Juni eine Auflage von 
30 000. „Unter dem Vorwand der För¬ 
derung eines zurückgebliebenen Lan¬ 
des wird dieses Land ausgebeutet“ (S. 
135). „Ordnung durch Folter“ (S. 127). 

Die demokratische Öffentlichkeit 
der alten Bundesrepublik merkt auf. Es 
mehrt sich die Unruhe im Lande. Die 
Nachkriegskonjunktur ist erlahmt, die 
Bundesrepublik erlebt ihre erste öko¬ 
nomische Krise. Gegenüber dem Vor¬ 
jahr rutscht die Industrieproduktion 
um 6 Prozent ab; ein Viertel der Pro¬ 
duktionskapazitäten ist nicht mehr aus¬ 
gelastet. Hart trifft es den Ruhrberg¬ 
bau. 10 000 Menschen demonstrieren 
am 20. Mai in Oberhausen gegen die 
Stilllegung der Zeche Concordia. Im 
Januar 1967 sind eine Million Men¬ 
schen arbeitslos (offiziell 578 400). Im 
Herbst zuvor waren es noch 100 000. 
Die große Koalition beherzigt die Leh¬ 
ren Keynes 4 und legt Konjunkturpro¬ 
gramme auf. Es wird die „Konzertierte 
Aktion“ erfunden: Staat, Wissenschaft, 
Unternehmer und Gewerkschaften 
stimmen konjunkturpolitische Maß¬ 
nahmen ab - einerseits. Andererseits 
wird an einer Notstandsgesetzgebung 
gebastelt. Sie ruft Proteste hervor. 
Ebenso wie der Putsch in Griechen¬ 
land. Mit Unterstützung der NATO 
hatten am 21. April die Militärs in Grie¬ 
chenland die Macht übernommen, De¬ 
mokraten inhaftiert, die Demokratie 
abgeschafft. 

Abends Zauberflöte 

Die Protestwelle gegen die US-ameri¬ 
kanischen Bomben auf Nordvietnam 
wächst. Zunächst brav und mit Schlips, 
demonstrieren am 5. Februar 1966 in 
Berlin 2 500 Studenten. Fünf Eier lan¬ 
den auf dem Amerika-Haus und führen 
zu hysterischen Reaktionen bei Presse 
und Politik. Noch höhere Wellen schla¬ 
gen der Vietnamkongress am 22. Mai 


1966 mit 5 000 Teilnehmern und die 
Vietnamdemonstrationen am 11. Feb¬ 
ruar und am 7. Mai 1967 in Frankfurt. 
Die Aktionen der außerparlamentari¬ 
schen Opposition, abgekürzt APO, be¬ 
ginnen Zeitungsseiten und Bildschirme 
zu füllen, vorneweg der Sozialistische 
Deutsche Studentenbund, der SDS, 
Stiefkind der SPD, seit 1961 verstoßen. 
Das ist verbunden mit antikommunis¬ 
tischer Hetze, besonders laut in der 


Springer-Presse. An den Schahbesuch 
aber knüpfen deutsche Konzerne und 
Banken die Hoffnung auf neue Märkte. 

Freitag, 2. Juni 1967, Berlin. Mit¬ 
tags Besuch im Schöneberger Rathaus, 
Sitz des Senats. Die Polizei sieht zu, 
als protestierende Studentinnen und 
Studenten von iranischen Geheim¬ 
agenten, „Jubelperser“ genannt, zu¬ 
sammengeknüppelt werden. Abends 
großer Bahnhof in der Oper. Zau¬ 
berflöte. Gegen die 
Demonstration sind 
schon monatelang 
Gegenmaßnahmen 
geplant. Polizeipräsi¬ 
dent Duensing, vor¬ 
mals Generalstabsof¬ 
fizier der Wehrmacht, 
ist stolz auf seine 
„Leberwursttaktik“. 

Die sieht eine Ein¬ 
kesselung vor. So¬ 
dann stößt die Poli¬ 
zei mit Schlagstöcken 
und berittenen Kräf¬ 
ten in die Menge, um 
sie auseinander und 
vor die Wasserwerfer zu treiben. Zwi¬ 
schendrin tummeln sich Zivilbeamte, 
darunter Karl-Heinz Kurras. Ohne 
Warnung beginnt die Räumung. Die 
Polizei prügelt zunächst mit Schlagstö¬ 
cken auf Einzelne ein, dann auf ganze 
Gruppen - auch am Boden Sitzende -, 
löst Panik aus, viele werden verletzt. 
Polizeitrupps in Uniform und Zivil 
verfolgen flüchtende Demonstranten 
bis in Nebenstraßen und Hauseingän¬ 
ge hinein. Sie schlagen rücksichtslos 
und verhaften. Einige Studenten sind 
in den Innenhof des Hauses Krumme 
Straße 66/67 geflüchtet. Kurras und 
etwa zehn uniformierte Beamte folgen 
ihnen. Benno Ohnesorg kommt dazu. 
Er beobachtet die Prügelei. Als er den 
Hof verlassen will, ist er selbst dran. 
Drei Beamte halten ihn im Polizeigriff 
und schlagen. Kurras tritt schnellen 


Schritts dazu und schießt Ohnesorg in 
den Hinterkopf. 

Verlässliche Kumpanei 

Es gibt mehrere Augenzeugen. Sie se¬ 
hen aus kurzer Distanz das Mündungs¬ 
feuer in etwa 150 cm Höhe. Sie hören 
den Schuss. Sehen Ohnesorg zu Boden 
fallen. 

Notwehr war das nicht. Fotos zei¬ 
gen: Sekunden vor und nach seiner Ak¬ 


tion ist Kurras völlig unbedrängt. Auf 
einer Tonbandaufnahme der Szene ist 
deutlich der Schuss und danach der Be¬ 
fehl zu hören: „Kurras, gleich nach hin¬ 
ten! Los! Schnell weg!“ 

Benno Ohnesorg stirbt. Der Stu¬ 
dent der Romanistik und Germanistik 
ist 26 Jahre alt geworden. 1940 in Han¬ 
nover geboren, machte er zunächst eine 
Lehre als Schaufensterdekorateur, hol¬ 
te 1963 das Abitur nach, bewarb sich 


Aus „Wie starb Benno Ohnesorg? 


an der Kunstakademie in West-Berlin. 
Er wollte Kunsterzieher werden, wur¬ 
de aber abgelehnt. Er war Teilnehmer 
beim Deutschlandtreffen der Jugend in 
Berlin/DDR, an Friedenspolitik inter¬ 
essiert, Mitglied der evangelischen Stu¬ 
dentengemeinde, des Diskussonsclubs 
Argument und Leser des linken „Ex¬ 
tra-Dienst“. Seit einigen Wochen ver¬ 
heiratet. Das Paar erwartete ein Kind. 

Karl-Heinz Kurras, Jahrgang 1927, 
kam 1944 als Freiwilliger an die Front, 
wurde bald verwundet. 1947 verurteilte 
ihn die sowjetische Besatzungsmacht 
wegen Waffenbesitzes zu 10 Jahren 
Straflager und hielt ihn bis 1950 fest. 
Danach trat er in den Westberliner Po¬ 
lizeidienst ein. 1959 Kriminalobermeis¬ 
ter. 1967 beim Staatsschutz. 

Der Beamte kann entgegen der da¬ 
maligen Strafprozessordnung in der 


Nacht Ohnesorgs Leiche besichtigen. 
Bei der Obduktion am folgenden Vor¬ 
mittag stellt der Arzt fest: Die tödliche 
Kugel befindet sich noch im Hirn, aber 
das Schädelstück mit dem Einschuss¬ 
loch ist herausgesägt und die Haut dar¬ 
über zugenäht. Das Schädelstück bleibt 
verschwunden. 

Kurras wird angeklagt („Fahrläs¬ 
sige Tötung“), aber am 21. November 
1967 freigesprochen, auch im nächsten 


Verfahren. Tatsächlich kann er sich auf 
seine Kollegen und die Justiz verlassen. 
Im Vorfeld verschwinden belastende 
Aussagen; aus angeblichem Zeitman¬ 
gel wird das Tonband eines Reporters 
vor Gericht nicht angehört. Er wird nie 
verurteilt. 

Unter den Festgenommenen des 
2. Juni ist Fritz Teufel. Anklage: Stein¬ 
wurf auf einen Polizisten. Die Unter¬ 
suchungshaft dauert 148 Tage. Erst am 
1. Dezember wird er 
aus der Haft entlas¬ 
sen. Das Gericht muss 
ihn am 22. Dezember 
freisprechen. Die FU- 
Verwaltung hatte ihn 
mittlerweile exmatri¬ 
kuliert, seinen Wider¬ 
spruch - er habe in 
den Tagen der Unter¬ 
suchungshaft weder 
studieren noch sich 
zurückmelden kön¬ 
nen - bescheidet sie 
, Oktoberklub ablehnend, weil die 
Inhaftierung kein hin¬ 
reichender Grund für 
die Nichterfüllung seiner studentischen 
Pflichten sei. 

Am 8. Juni geben 12 000 Studenten 
Benno Ohnesorg das letzte Geleit. Am 
gleichen Tag debattiert das Berliner 
Abgeordnetenhaus gegen die „radika¬ 
le Minderheit“. Das Studium sei zum 
Studieren, nicht zum Randalieren da. 

„Wer mich angreift 
wird vernichtet“ 

Dennoch lösen die Vorgänge einige 
politische Erschütterungen aus. Dem 
Berliner Innensenator Wolfgang Bösch 
werden im Bericht des Untersuchungs¬ 
ausschusses des Abgeordnetenhauses 
schwere Verfehlungen attestiert. Er 
tritt am 19. September zurück. Kurz da¬ 
nach wird Polizeipräsident Duensing, 
der Leberwursttaktiker, vorzeitig in 
Pension geschickt. Und am 26. Septem¬ 


ber tritt Heinrich Albertz als Regieren¬ 
der Bürgermeister zurück. 

40 Jahre später, am 8. Dezember 
2007, wird Kurras 80 Jahre alt. Der 
Tod Ohnesorgs belastet ihn nicht. Im 
Gegenteil: Heutige Polizisten würden 
viel zu selten von der Schusswaffe Ge¬ 
brauch machen. Er könne vielleicht ei¬ 
nen Schlag abbekommen, aber keinen 
zweiten. „Dann ist der Junge aber vom 
Fenster. Fehler? Ich hätte hinhalten 
sollen, dass die Fetzen geflo¬ 
gen wären, nicht nur ein Mal; 
fünf, sechs Mal hätte ich hin¬ 
halten sollen. Wer mich an¬ 
greift wird vernichtet. Aus. Fei¬ 
erabend. So iss das zu sehen.“ 
Aber war der Mann nicht 
bei der Stasi? Haben wir nicht 
Abbildungen seines SED-Par¬ 
teibuchs gesehen? 

Am 29. Mai 2009 geht es 
im Bundestag um einen An¬ 
trag der FDP. Sie drängt auf 
Enttarnung Inoffizieller Mit¬ 
arbeiter des MfS in Bundes¬ 
ministerien, Bundesbehör¬ 
den und im Bundestag (Bun¬ 
destagsdrucksache 16/9803). 
Aber es zeichnet sich Ableh¬ 
nung ab. Wolfgang Thierse 
spricht sich vehement gegen 
Untersuchungen ohne Anlass 
aus. Die „Unkultur der Ver¬ 
dächtigung“ solle „nicht wei¬ 
ter angeheizt“ werden. Tat¬ 
sächlich kommt der Antrag 
nicht durch, obwohl er von 
Bundestagspräsident Norbert 
Lämmert (CDU) unterstützt 
wird, mit dem Hinweis auf 
die neuen Erkenntnisse über 
die Stasi-Tätigkeit von Karl- 
Heinz Kurras. 

Helmut Müller-Enbergs 
und Cornelia Jabs waren wäh¬ 
rend ihrer Recherchen für die 
„Bundesbeauftragte für die 
Stasi-Unterlagen“ (BStU) un¬ 
verhofft, aber pünktlich auf 
Akten gestoßen, die angeblich 
die Tätigkeit des Ohnesorg- 
Mörders für das MfS bewei¬ 
sen. Und hatten darüber wenige Tage 
vor der Bundestagsdebatte berichten 
können. 

Aber im Zusammenhang mit der 
Veröffentlichung fing sich Müller- 
Enbergs eine Abmahnung ein. In der 
wird ihm vorgeworfen, er habe vor der 
Publikation des genannten Textes mit 
Vorsatz und in Täuschungsabsicht ge¬ 
gen die Veröffentlichungsrichtlinien 
der Behörde verstoßen. Der Vergleich 
des Arbeitsgerichts sah nun vor, dass 
Müller-Enbergs der Leitung der BStU 
künftig nicht nur seine Veröffentlichun¬ 
gen anzuzeigen, sondern auch über de¬ 
ren Brisanz ausdrücklich hinzuweisen 
habe (FAZ 11. November 2010). Es 
überrascht nicht, dass in der Behörde 
der BStU noch andere Gesichtspunk¬ 
te für eine Veröffentlichung entschei¬ 
den als Wissenschaftlichkeit und Wahr¬ 
heit. Aber es drängt sich die Frage auf, 
welche Geltung diese alternativen Ge¬ 
sichtspunkte bei der Veröffentlichung 
über Kurras 4 Engagement für Stasi und 
SED beanspruchten. 

Es geht, wie Kinkel einst anwies, 
nicht nur um die Delegitimierung der 
DDR. Ebenso gerne hätte unsere herr¬ 
schende Klasse das moralische Ge¬ 
wicht der 68er Proteste entsorgt. Ste¬ 
fan Aust in der FAZ („Der Schuss, der 
die Republik veränderte“): „Die Mi- 
litanz der studentischen Protestbewe¬ 
gung, die später in Gewalt und Terror 
umschlug, nahm an diesem Tag ihren 
Ausgang. Der 2. Juni war ein Meilen¬ 
stein auf dem Weg in den Terror 44 Aust 
sieht in der BStU-Enthüllung einen 
Wendepunkt historischer Betrachtung, 
„auch wenn bisher kein Hinweis dar¬ 
auf gefunden wurde, dass Kurras quasi 
im dienstlichen Auftrag der Stasi han¬ 
delte“. 

Jetzt fehlen nur noch die Anweisun¬ 
gen an die Springer-Presse, die prügeln¬ 
den Polizeikollegen, die Richter, die 
Gesetzgeber, die griechischen Obris¬ 
ten, die NATO, den US-Präsidenten ... 



Straße frei für den Besuch des persischen Diktators 


„Er starb auf breiten Straßen mit Dreck 

Sein Blut, sein Blut wusch den Dreck nicht weg 

Er wollt' ihn auch gar nicht wegwaschen 

Er hatte die Hände in den Taschen 

Solang bis die Polizei kam 

Und als er die Hand aus der Tasche nahm 

Da tat es so mancher andre Student 

Der seitdem so vieles besser kennt!" 





m unsere zeit 


Hintergrund 


Freitag, 2. Juni 2017 


Heißer Krieg 

Israels Überraschungsangriff auf seine 


im Juni 

Nachbarn veränderte 1967 dauerhaft die Landkarte 



Den Vormarsch der israelischen Armee konnten die Gegner nicht aufhalten 


V or nunmehr 50 Jahren führte Is¬ 
rael am Anfang des Monats Juni 
einen Präventivkrieg, dessen Er¬ 
gebnisse bis heute geopolitische Aus¬ 
wirkungen haben. Diesen nach seiner 
Dauer auch „Sechstagekrieg“ genann¬ 
ten Waffengang führte es nicht nur ge¬ 
gen das palästinensische Volk, sondern 
vorrangig gegen drei seiner arabischen 
Nachbarländer. Um die Ziele und die 
Motivation für diese Auseinanderset¬ 
zung zu verstehen, empfiehlt es sich, 
die Situation und den Charakter der 
beteiligten Länder sowie die allgemei¬ 
ne Lage in der Region zu dieser Zeit 
zu betrachten: 

In Ägypten, das nach der geschei¬ 
terten Vereinigung mit Syrien 1961 den 
Namen Vereinigte Arabische Republik 
(VAR) weitertrug, war 1952 durch einen 
Staatsstreich der „freien Offiziere“ die 
von Großbritannien installierte Monar¬ 
chie beseitigt worden. In der Lolge kam 
es unter Präsident Gamal Abdel Nasser 
zu zahlreichen antiimperialistischen und 
antifeudalen Maßnahmen. Eine Boden¬ 
reform drängte den Einfluss der Groß¬ 
grundbesitzer zurück, es wurden große 
Anstrengungen gemacht, das Land zu 
industrialisieren, und ausländische Un¬ 
ternehmen wurden verstaatlicht. Die 
Suezkanal-Gesellschaft war dabei das 
prominenteste Beispiel. Vor allem in den 
60er Jahren wurde die Armut durch eine 
ganze Reihe von sozialen Maßnahmen 
bekämpft und durch eine Einbindung 
der werktätigen Schichten in den revo¬ 
lutionären Prozess versucht, die alten 
Herrscherschichten zurückzudrängen. 

Fortschrittliche Regierungen 

Außenpolitisch vertrat Nasser eine 
Politik der Nichtpaktgebundenheit. So 
spielte Ägypten eine wichtige Rolle in 
der Bewegung der Blockfreien. Gleich¬ 
zeitig begann eine ökonomische und 
politische Annäherung an das sozialis¬ 
tische Lager. 

Syrien galt stets als das Geburtsland 
des arabischen Nationalismus. Hier 
gründete sich bereits in den 40er Jahren 
die Baath-Partei, die 1963 die Regierung 
übernahm. Nach heftigen innerparteili¬ 
chen Auseinandersetzungen setzte sich 
1966 der Parteiflügel durch, der auf eine 
sozialistische Orientierung setzte. 

Ähnliche nationalistische fort¬ 
schrittliche Regierungen waren auch 
in weiteren arabischen Ländern an die 
Macht gelangt. Im Irak beseitigten pa¬ 
triotische Offiziere 1958 den britischen 
Einfluss auf das Land und in Algerien 
gelang es der Nationalen Befreiungsbe¬ 
wegung LLN, in einem acht Jahre dau¬ 
ernden blutigen Krieg die französische 
Kolonialmacht zu bezwingen und die 
Unabhängigkeit des Landes zu erkämp¬ 
fen. Die Position der imperialistischen 
Mächte wurde im arabischen Raum 
sukzessive zurückgedrängt, weshalb 
diese zunehmend aggressiv versuch¬ 
ten ihre koloniale Rolle wiederherzu¬ 
stellen. Hier bot sich Israel erneut als 
idealer Akteur an. Die führenden zi¬ 
onistischen Politiker hielten an ihrem 
Vorsatz fest, das israelische Territorium 
über die Grenzen von 1949 zu erweitern. 
Schon einmal hatten sie einen Versuch 
unternommen, dies im Kielwasser der 
ehemaligen Kolonialmächte zu tun, als 
sie die britisch-französische Aggression 
gegen Ägypten im Suezkrieg 1956 un¬ 
terstützten und die Sinaihalbinsel zu 
erobern versuchten. Vielleicht konnte 
einem neuen Anlauf Erfolg beschie- 
den sein. Außerdem hatten sie genau 
wie die imperialistischen Großmächte 
ein Interesse daran, die fortschrittlichen 
Regierungen in Syrien und der VAR zu 
schwächen, die den palästinensischen 
Widerstand gegen die israelische Besat¬ 
zungspolitik politisch und teilweise auch 
militärisch unterstützten. Die israelische 
Außenpolitik wurde nunmehr zuneh¬ 
mend offensiver: Mitte der 60er Jahre 
wurde Wasser aus dem Jordan, bevor 
dieser in jordanisches Gebiet eintritt, 
abgezweigt, um Druck auf Jordanien 
auszuüben. An der israelisch-syrischen 
Grenze provozierte die israelische Ar¬ 
mee ab 1962 mit immer größerer Inten¬ 
sität eine ganze Reihe militärischer Zwi¬ 


schenfälle, bei denen auch in größerer 
Zahl Llugzeuge und Panzer eingesetzt 
wurden. Der israelische Generalstabs¬ 
chef Jitzchak Rabin erklärte Anfang 
1967 ganz offen, dass keine Regierung 
in Nahost sich sicher fühlen könne, ehe 
nicht die syrische Regierung gestürzt sei. 
Die Knesset erteilte der Regierung am 
9. Mai die Vollmacht Syrien anzugrei¬ 
fen. Die ägyptische Regierung reagierte 
darauf, indem sie mit Syrien einen mili¬ 
tärischen Beistandspakt im Lalle einer 
israelischen Aggression abschloss. Des 
weiteren verlegte sie militärische Ein¬ 
heiten an die Grenze zu Israel und wirk¬ 
te darauf hin, dass die dort stationierten 
UN-Truppen abgezogen wurden. 

Vernichtende Niederlage 

Am 5. Juni 1967 begann Israel den 
Krieg. Seiner Luftwaffe gelang ein 
Überraschungsangriff. Sie konnte be¬ 
reits im ersten Schlag drei Viertel der 
ägyptischen Luftstreitkräfte am Boden 
zerstören. Am selben Tag vernichteten 
die Israelis die gesamte jordanische 
Luftwaffe und fast die Hälfte der syri¬ 
schen Kampfflugzeuge. Die israelischen 


Bodentruppen konnten nun leicht vor¬ 
stoßen. Am 8. Juni erreichten sie den 
Suezkanal und eroberten in diesem 
Zuge den gesamten Sinai. Innerhalb 
weniger Tage wurden das Westjordan¬ 
land und Ostjerusalem, das zu Jordani¬ 
en gehörte, besetzt. Zuletzt gingen die 
israelischen Truppen gegen Syrien vor 
und besetzten die Golanhöhen. 

Lür die arabischen Staaten war 
der Krieg ein Debakel. Besonders die 
ägyptische Armee zeigte sich nicht fä¬ 
hig, dem Aggressor Widerstand zu leis¬ 
ten. Beim teils ungeordneten Rückzug 
kam es zu horrenden Verlusten. 

Am 10. Juni stellte Israel nach mehr¬ 
maligen Aufforderungen durch den 
UN-Sicherheitsrat die Kampfhand¬ 
lungen ein. Die territorialen Kriegs¬ 
ziele der israelischen Lührung waren 
erreicht. Lür die arabische Seite war es 
erneut ein schwerer Schlag. Etwa eine 
Million Menschen gerieten unter israe¬ 
lische Besatzung und insbesondere aus 
den Palästinensergebieten wurden eine 
halbe Million Menschen vertrieben, die 
als Llüchtlinge in den arabischen Staa¬ 
ten Zuflucht suchen mussten. Die isra¬ 


elische Regierung ließ in den besetz¬ 
ten Gebieten Siedlungen errichten. 
Die Verwirklichung des Selbstbestim¬ 
mungsrechts der Araber in Palästina 
rückte erneut in weite Lerne. 

Wie konnte es zu einer solchen ver¬ 
nichtenden Niederlage der arabischen 
Staaten kommen? Sie verfügten zu¬ 
sammen über eine klare Übermacht an 
Soldaten sowie militärischem Gerät. 
Jedoch waren ihre Armeen an Ausbil¬ 
dung und Organisation der israelischen 
deutlich unterlegen. Vor allem jedoch 
waren sie mit inneren Problemen be¬ 
lastet. In Syrien kam es zu Beginn des 
Jahres zu zahlreichen Demonstrationen 
und Streiks gegen die Baath-Regierung. 
Entzündet hatte sich die Auseinander¬ 
setzung an der betont säkularen Aus¬ 
richtung der neuen Regierung, sodass 
insbesondere konservative und reakti¬ 
onäre Kräfte gegen sie mobil machten. 

Konterrevolutionäre 

Armeekreise 

Auch in Ägypten gab es heftige innen¬ 
politische Auseinandersetzungen. Zwar 
war durch zahlreiche Maßnahmen die 


Machtposition der alten besitzenden 
Schichten zurückgedrängt worden, 
doch waren diese an vielen Stellen nicht 
umfangreich genug, sie auch dauerhaft 
politisch zu entmachten. Insbesondere 
im Militär gab es zahlreiche Kräfte, die 
dem politischen Kurs Nassers entge¬ 
genwirken wollten. Viele Militärs wa¬ 
ren in den Jahren vor dem Sechstage¬ 
krieg auf einflussreiche Posten gelangt 
und fürchteten durch den seit den 60er 
Jahren verstärkten Prozess der politi¬ 
schen Einbindung der Werktätigen um 
ihre Position. So organisierten sich vor 
allem in Armeekreisen konterrevoluti¬ 
onäre Kreise, die in der Wahl ihrer Mit¬ 
tel so weit gingen, während des Sechs¬ 
tagekrieges Sabotage zu üben. Mehrere 
Offiziere, wie beispielsweise der Kom¬ 
mandeur der Sinai-Armee, waren bei 
Kriegsausbruch nicht auf ihren Posten. 

Nasser selbst übernahm die Verant¬ 
wortung für die Kriegsniederlage und 
verkündete seinen Rücktritt. Daraufhin 
kam es zu tagelangen Massenprotesten 
in Kairo, bei denen die Wiedereinset¬ 
zung Nassers verlangt wurde. Der Prä¬ 
sident nahm seinen Posten wieder ein. 
Durch seine gestärkte Machtposition 
war der Vorstoß der Konterrevolution 
noch einmal verhindert worden. Nas¬ 
ser versuchte nun die rechten Kräfte 
zurückzudrängen. Zahlreiche Prozesse 
wurden gegen führende Armeeoffiziere 
angestrengt, denen Umsturzpläne vor¬ 
geworfen wurden. Auch wurden hoch¬ 
rangige Militärs aus der Regierung ent¬ 
fernt und durch Zivilisten ersetzt. 

Dennoch wirkte die militärische 
Niederlage wie ein Schock. Trotz der 
vielen Jahre, in denen der Aufbau des 
Landes vorangetrieben worden war, 
konnte man der israelischen Aggres¬ 
sion nichts entgegensetzen. Es traten 
Lehlentwicklungen offen zu Tage und 
es offenbarte sich, dass einige Maßnah¬ 
men nicht im nötigen Umfang durch¬ 
geführt worden waren. Der Sinai mit 
seinen Manganerz-, Erdöl- und Stein¬ 
kohlevorkommen war verloren gegan¬ 
gen. Der Suezkanal, durch den wichti¬ 
ge Deviseneinnahmen erzielt wurden, 
war nun für die Schifffahrt geschlossen. 
Dies begünstigte die Position der politi¬ 
schen Rechtskräfte in Ägypten. Sie sa¬ 
hen sich nun in der Lage die Politik der 
Regierung offen in Präge zu stellen. Als 
drei Jahre später Präsident Nasser starb 
und Anwar as-Sadat als sein Nachfol¬ 
ger Präsident des Landes wurde, bot 
das den ägyptischen Rechtskräften und 
der internationalen Reaktion die Mög¬ 
lichkeit, die fortschrittlichen Entwick¬ 
lungen des Landes zurückzudrehen. 

Imperialistische 

Aggressionspolitik 

Allen voran die USA hatten Israel in 
umfangreichem Maße mit modernen 
Waffen beliefert und Israel zu seiner 
Aggression ermuntert. Der Sechstage¬ 
krieg hatte im Sinne ihrer imperialisti¬ 
schen Politik auch zu den erhofften Re¬ 
sultaten geführt. Die fortschrittlichen 
arabischen Regierungen waren zwar 
nicht unmittelbar beseitigt worden, 
jedoch waren sie im Kern erschüttert 
worden und ihr Rückhalt und ihre Po¬ 
pularität gerieten ins Wanken. Einher¬ 
gehend damit wurde auch der Einfluss 
der sozialistischen Staaten, insbesonde¬ 
re der Sowjetunion, als Bündnispartner 
der nationalen Befreiungsbewegungen 
in der Region zurückgedrängt. Im Lalle 
des Sechstagekrieges nutzten die USA 
Israel als Aggressor, um die fortschritt¬ 
lichen Kräfte in Ägypten zu schwächen. 
Zwei Jahre zuvor hatten sie rechte Mi¬ 
litärs in Indonesien unterstützt, welche 
die Regierung Sukarnos stürzten, die 
demokratische Reformen durchge¬ 
führt hatte. 1966 hatten in Ghana rech¬ 
te Kräfte mit Hilfe imperialistischer 
Geheimdienste gegen die Regierung 
Nkrumah geputscht, die einen sozialis¬ 
tischen Entwicklungsweg vertrat. Der 
Sechstagekrieg reihte sich ein in die 
Aggressionspolitik, die von den Impe¬ 
rialisten global gegen alle fortschrittli¬ 
chen und antikolonialen Bewegungen 
betrieben wurde und nach wie vor wird. 

Mark Stellberg 


5. Juni 1967, Sitzung der Knesset 


An dem schicksalhaften 5, Juni 1967 heulten die Sirenen fast 
den ganzen Tag in und um Jerusalem. Lliegeralarm und Ent¬ 
warnung wechselten ständig ab. Von Weitem war ein Grollen 
zu vernehmen, es kam aus Richtung Altstadt und Ost-Jeru¬ 
salem. Das Schrillen der Glocken rief die Abgeordneten um 
17 Uhr in den Plenarsaal zur Sitzung. Einanzminister Pinhas 
Sapir begab sich zum Rednerpult, um die Eröffnungsrede zu 
halten. Er präsentierte Gesetzesvorlagen, welche die Finan¬ 
zierung des Kriegs sicherstellen sollten. Dazu zählte, dass auf 
die Einkommensteuer eine Verleidigungssteuer draufgesat¬ 
telt und ein Verteidigungsdarlehen aufgenommen werden 
sollte. Repräsentanten der verschiedenen Fraktionen bega¬ 
ben sich, einer nach dem anderen, zum Rednerpult. Einer 
versuchte den anderen in nationalistischen Ereiferungen und 
Beteuerungen der Unterstützung für den Militärangriff noch 
zu übertreffen. Sie sprachen von „Verteidigungskrieg“ oder 
einem „vorbeugenden Krieg“ und beschworen die angebli¬ 
che „Gefahr der Existenz Israels“. Mit einer Ausnahme: Die 
beiden anwesenden kommunistischen „Rakah“-Fraktions¬ 
mitglieder vertraten eine völlig gegenteilige Position. 

Es ist schwer zu beschreiben, wie unsere Herzen in dem 
Moment pochten, als unser Parteivorsitzender Meir Vilner 
zum Rednerpult schritt. Meir schien sehr ruhig zu sein und 
kam gleich auf den Punkt. „Die Eshkol-Regierung, die das 
Kabinett durch zusätzliche Minister der Rechten und der 
Falken vergrößert hat, fing am heutigen Morgen einen ag¬ 
gressiven Krieg gegen unsere arabischen Nachbarn an. Und 
jetzt möchte diese Regierung, dass wir uns mit neuen Steu¬ 
ern und Anleihen zur Finanzierung dieser Aggression ein¬ 
verstanden erklären. 

Diese Regierung ist nicht eine der nationalen Einheit, 
sondern ein nationales Desaster, eine Regierung des Krie¬ 
ges. Kein Feind Israels könnte unseren tatsächlichen Inter¬ 
essen mehr Schaden zufügen als diese Regierung.“ Ich war 


völlig erstaunt, dass es zumindest während des ersten Teils 
der Rede völlig still blieb, es kamen keinerlei Zwischenrufe, 
weder von Seiten der Regierungsparteien noch von Seiten 
der Rechten. Gleichwohl lag eine knisternde Spannung in 
der Luft. Vilner kam bis zu der Stelle, an der er von „amerika¬ 
nischen und britischen Imperialisten“ als denjenigen sprach, 
die ein Interesse an diesem Krieg besäßen, um damit ihren 
militärischen Einfluss und den ihrer „großen Ölmonopole“ 
zu wahren. Es war wahrscheinlich kein Zufall, dass just nach 
diesen Worten sich in der Halle ein Sturm der Entrüstung 
erhob. Von allen Bänken schnellten die Abgeordneten aus 
ihren Sitzen hoch - „Verräter!“, „Feind Israels!“, „Moskauer 
Söldner!“, „Lasst ihn nicht weiter sprechen!“, und: „Du hast 
keinen Platz mehr unter uns, geh 4 zum Teufel!“, ertönte es von 
allen Seiten. Einige der Schreier verließen ihre Plätze und 
stürmten Richtung Rednerpult, um Vilner herunterzuzerren. 
In dem Moment eilten Ordner und Platzanweiser herbei und 
scharten sich schützend um ihn. 

Tawfiq Toubi konnte sich jetzt nicht mehr halten, sprang 
ebenfalls von seinem Platz auf und schrie mit aller Macht 
seiner überaus kräftigen Stimme: „Die Zwischenrufe nüt¬ 
zen nichts im Angesicht der Wahrheit, dieser Krieg löst nicht 
ein einziges Problem Israels!“ Er schloss mit den Worten: 
„Unsere Stimme ist die Stimme der Wahrheit und viel lauter 
als all euer Hass!“ Währenddessen trommelte der Knesset¬ 
sprecher Lus unaufhörlich mit seinem Hammer, aber ohne 
Erfolg. Niemand kümmerte sich darum. Der ganze Tumult 
hielt etwa ein Viertelstunde lang an, bis Meir seine Rede zu 
Ende bringen konnte. 

Aus: „Gekrümmte Wege, doch ein Ziel. Erinnerungen eines 
deutsch-israelischen Kommunisten“ von Hans Lebrecht, erschienen 
im Verlag Klemm & Oelschläger, Münster 2007. Hans Lebrecht war 
über viele Jahre Israel-Korrespondent der UZ 
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Anzeigen 


unsere zeit m 


Internationalismus heißt, unsere Schulden 
bei der Menschheit zu begleichen. (Fidel) 


Wir trauern um unseren Genossen 

Christian Koberg 


Bedingungsloser Unterstützer der 
kubanischen Revolution, Gründer der 
Kuba-AG beim Parteivorstand der DKP und 
Garant ihrer Solidaritätsprojekte in der 
Provinz Matanzas. 


Klaus Czyborra 
Nicole Drücker 
Tobias Kriele 


(Leiter der Kuba-AG in den Jahren 1997 bis 2017) 


Seminare der Karl-Liebknecht-Schule 
der DKP (1. Halbjahr 2017) 

Die Seminare richten sich an Mitglieder wie Nichtmitglieder 
der DKP. Sie finden in der Regel in Leverkusen statt. 

Samstag/Sonntag, 10./11.6.17 
Marxismus und Religion 

Referenten: Jürgen Lloyd, Hans-Christoph Stoodt 

Samstag/Sonntag, 879.7.17 
Seminar für Bildungsverantwortliche 

Referenten: H. Woda, R. Kotulla 

Samstag/Sonntag, 26727.8.17 
Politische Strategie und strategische Politik 

Referenten: Phillip Becher, Pablo Graubner, Jürgen Lloyd 

Samstag - Dienstag, 30.9. bis 3.10.17 
Grundlagen kommunistischer Politik 

Referent: Jürgen Lloyd 

Für Tagesseminare berechnen wir einen Beitrag von 10 ,- €; 
bei Anreise am Vortag und Übernachtung 20,- €. 
Wochenendseminare kosten bei Anreise am Samstag 
Morgen 25,- €; bei Anreise bereits am Freitag 30,- € 

Nähere Infos unter: Karl-Liebknecht-Schule der DKP 
Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen Tel: 0214 / 45418 
www.karl-liebknecht-schule.org 



SONDERHEFT 

OKTOBERREVOLUTION 


1917-2017 

Was war, was wurde, 
was bleibt 



Mit Beiträgen von Michail Krjukow,Je- 
lena und Alexander Chartamenko (Russland), 
Sitaram Yechury (Indien), Jose Reinaldo Car¬ 
val ho (Brasilien), Blade Nzimande (Südafri¬ 
ka), Domenico Losurdo (Italien), Jerönimo 
de Sousa (Portugal), Hans Haut mann (Ös¬ 
terreich) und aus der Bundesrepublik: Peter 
Brandt, Gerrit Brüning, Raimund Ernst, Willi 
Gerns, Nina Hager, Lothar Schröter 


Einzelpreis 12,50 € 

Jahresabo 48,00 € 

ermäßigtes Abo 32,00 € 



Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 I 23 67 57 
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1591 425 Jahre 2016 

Arbeit und Familie 


Peter im Spieker war die erste Generation von vierzehn. 
Bis 1808 waren wir Leibeigene des Klosters Grafschaft. So 
wohnten und arbeiteten im Hause Bäcker, Brauer, Brenner, 
Bauern, Schmiede, Holzhändler und Gastwirte. Männer und 
Frauen waren abwechselnd Hofbesitzer. Heute sind unsere 
Tätigkeitsfelder Hotel-Restaurant und Obstbrennerei. 

ÜF, HP, VP, Sauerland- Card inklusive Wanderberatung, Lade¬ 
station für E-Bikes und E-Autos, mit Bus und Bahn erreichbar. 

Irmgard und Hans-Georg Müller 


Restaurant - Dienstag und Mittwoch Ruhetag 
Hotel - durchgehend geöffnet 

www.gasthof-heimes.de 


Jetzt unsere zeit auch online lesen 

www.unsere-zeit.de 


Büchel 
dicht 
machen! 

22. - 25. Juni 2017 



Die DKP beteiligt sich mit ihren Genossinnen aus Bel¬ 
gien, Luxemburg und den Niederlanden an der 20-wö- 
chigen Dauerpräsenz der Friedensbewegung „Büchel 
atomwaffenfrei - Atomwaffen abschaffen - Moderni¬ 
sierung verhindern!". Auf dem Luftwaffenstützpunkt der 
Bundeswehr in Rheinland-Pfalz lagern 20 US-Atomwaf- 
fen, die nun modernisiert werden sollen. 

Macht mit bei den Blockadeaktionen der DKP vom 
22. - 25. Juni in Büchel. Um Schlafplätze und Versor¬ 
gung organisieren zu können, bitten wir um Anmel¬ 
dung: pv@dkp.de 


Toskana, nah am Meer 

Aju-biQhrf.dt j QOÜ&.ÜW. fcHI'S 


Ükchof im Olivenhain, 
■weitet Blick. Stille; 
große helle Zimmer, 


viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kmcterp&TädieSr 



S -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 

S._> 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



NEU im UZSHOP 



Kaffeebecher „Frieden“ 
schwarz, Motiv: weiß/rot, 
Inhalt 300 ml 

7,90 Euro, 6er-Pack 42,- Euro 



’f'l 


Kaffeebecher 

„Gespenst des Kommunismus“ 
rot, Motiv: weiß, Inhalt 300 ml 

7,90 Euro, 6er-Pack 42,- Euro 

www.uzshop.de 
Tel: 0201 17788923 


Am 2. Juni wird unsere Genossin 

Lore Buchholz 

90 Jahre. 

Liebe Lore, 

ganz herzliche Glückwünsche zu Deinem 90. Geburts¬ 
tag. Alles Gute für die kommenden Jahre, und wir wün¬ 
schen Dir vor allen Dingen eine bessere Gesundheit. 

Dein politischer Werdegang begann im Frühjahr 1945. 
Aufgewachsen in einem kommunistischen Elternhaus. 
Durch die Erlebnisse im Krieg und im Faschismus und 
in der Familie, Vater war drei Jahre im Zuchthaus und 
mehrere Monate im KZ Mißler eingesperrt, wurdest Du 
geprägt. Kommunisten und Sozialdemokraten gründe¬ 
ten sofort nach dem Krieg den Kampfbund gegen den 
Faschismus. Hier wurdest Du Mitglied und bekamst 
die Aufgabe, mit anderen jungen Menschen eine an¬ 
tifaschistische Jugendbewegung aufzubauen. Sie war 
die Vorläuferin der FDJ in Bremen. 

Von 1946 bis 1949 machtest Du eine Ausbildung als 
Sozialarbeiterin, wurdest aber wegen Deiner politi¬ 
schen Gesinnung nicht im Staatsdienst eingestellt. Du 
namst aktiv an vielen Kämpfen in Deinem Leben teil: 
Erhaltung des Teufelsmoors, gegen die Panzertrasse in 
der Garlstedter Heide, für die Gleichberechtigung der 
Frauen ... Du übernahmst Funktionen im Jugendver¬ 
band, in der Partei und in der Gewerkschaft. Ein be¬ 
sonderer Höhepunkt waren die zwei Reisen 1997 und 
1999 nach Kuba, nicht als Touristin, sondern in einer 
Baubrigade zum Bau eines Gesundheitszentrums. 

Liebe Lore, das waren nur einige Stationen Deines 
politischen Lebens für Frieden, Gerechtigkeit und 
Sozialismus. Wir danken Dir für Deinen Einsatz und 
wünschen Dir noch schöne Jahre mit Deinen Söhnen. 

Deine Genossinnen und Genossen 
des Bezirks DKP Bremen. 



SIEBTES 
KULTUR¬ 
SEMINAR 
AUF BURG 
WALDECK/ 
HUNSRÜCK 
23.-25. JUNI 
2017 

Karte: 25 €/ 
ermäßigt 12 € 
Tageskarte 15/6 
+ Verpflegung u. 
Übernachtung 
Anmeldung: 
linker- 

liedersommer(S) 
freidenker.org 
Weitere Infos: 
www.linker¬ 
liedersommer¬ 
waldeck.de 


Freitag: Eröffnung, Grillen, 
Singen am Lagerfeuer 
Samstag: Workshops mit 
Künstlern und ihren Liedern aus 
Streiks, Friedensdemos, Themen: 
Arbeiterlied - tot oder lebendig? 
Protestkultur Rap? Politisches 
Lied in Österreich, Oktober- 
Revolutionslieder, Auf der Suche 
nach dem neuen politischen Lied 
Abendprogramm mit Workshop- 
Ergebnissen und Konzert aller 
mitwirkenden Künstler sowie 
unserem „speziellen Gast": 
Reiner Kröhnert, Parodist 
Sonntagsmatinee 
Erich Schaffner & Erika Krapp 
100 Jahre Roter Oktober 



Freidenker 

Deutscher Freidenker-Verband 



Haie TihctnikfK 3 rihuig 



JUMP UP der Rote - Antifa Platten / Cb Versand 

Unser Schwerpunkt ist es, die aus allen Musikrichtungen bestehenden nationalen und 
internationalen Arbeiterinnen- und Arbeiterlieder zusammenzutragen. 

Für eine Welt ohne Ausbeutung und Unterdrückung! 

Hier eine kleine Auswahl aus unserem Programm: 


* Argus: Weiß ich, was ein Mensch ist? 

Lieder gegen das Vergessen - boppel Cb EUR 18,00 

* Various: Lucha Amada II - love music. hate fascism 
boppel Cb im Buchformat - EUR 12,00 

* Various: bas Lied der Moorsoldaten - boppel Cb - EUR 18,00 

* Various: Songs of the Spanish Civil War, Volumes 1 <& 2 
Cb - Booklet 42 Seiten EUR 17,00 

* Grenzgänger: Und weil der Mensch ein Mensch ist 
Cb - EUR 15,90 

* Chumbawamba: The Boy Bands Have Won - Cb - EUR 11,00 

* Modena City Ramblers: Battaglione Alleato - Musiche E Canzoni 
Per Una Storia bella Resistenza - boppel Cb - EUR 18,00 


www.jump-up.de // info@jumpup.de 

Schallplattenversand Matthias Henk PF 11 04 47, 28207 Bremen 



steuern 


Untern ehr 


vJvwv'stb-nriaf'tiherz.de 


V j FACHBEVniH 

F M l'.'i |,rl*:n(hme-vuw;-lVkr 

^ iTKlV i.Vi 


Die junge We/t-Ladengalerie hat am Sonnabend, 17. Juni, 
ab 12 Uhr für Sie geöffnet. Unsere Veranstaltungen: 


13 Uhr, Buchpremiere: »Deutsche Grenzen und Territorien von 1815 bis 1990« 

Eine völkerrechtlich-politologische Inventur mit dem Autor Gregor Schirmer 


15 Uhr, Buchvorstellung: »Immerschön auf Augenhöhe« 
Mit der Autorin Gesine Lötzsch 

Einlass 19 Uhr/Beginn 19.30 Uhr, Musikalische Lesung: 
»Der Hase im Rausch spielt Cello« 

Esther Esche liest Esche - Andreas Greger spielt Bach 


IT Die 

Y »Bar Rosa 
Luxemburg« 

auf unserer Terrasse 

k hat ab 12 Uhr Ä 
geöffnet. 


jungeWelta Laden alene 

Galerie ■ Buchhandlung ■ Treffpunkt ■ Torstr. 6 ■ 10119 Berlin ■ Mo.-Do. 11-18 Uhr, Fr. 10-14 Uhr 


www.jungewelt.de/ladengalerie 
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Aktionen / Leserbriefe / Termine 


Freitag, 2. Juni 2017 


Orientierung 

„Die neue Hölle von Hellas“, 

UZ y. 5.5.2017, S. 12 

Die von Uwe Koopmann veröffentlich¬ 
te Dokumentation ist eine hervorragen¬ 
de Grundlage zur Einschätzung dessen, 
was sich historisch in Griechenland 
vollzogen hat, und zur Orientierung 
in den gegenwärtigen Auseinanderset¬ 
zungen. Vielen Dank für diese fleißige 
und für die politische Arbeit so wichtige 
Unterstützung. 

Ernst Albrecht, Dormagen 

„Marode Schulen und 
fehlendes Personal“, 

UZ vom 19.5.2017, S. 2 

Danke für den sehr lesenswerten Arti¬ 
kel zum GEW-Gewerkschaftstag. Vie¬ 
le der genannten Probleme ärgern auch 
meinen Sohn sehr, der die sechste Klas¬ 
se einer weiterführenden Schule besucht. 
Er hatte dazu im Februar einen Protest¬ 
brief an die jüngst abgewählte NRW- 
Bildungsministerin Löhrmann geschrie¬ 
ben, in dem er Lehrermangel, hohen 
Stundenausfall, häufige Lehrerwechsel 
durch befristete Arbeitsverträge und ins¬ 
gesamt das Sparen bei Bildung anpran¬ 
gerte. Anstatt der von ihm erwarteten 
wenigen Unterstützungsunterschriften 
einiger Schulfreunde unterschrieben in¬ 
nerhalb weniger Tage knapp 80 Prozent 
aller Mitschüler dieser Schule. Auch die 
Schülervertretung griff dies als gemeinsa¬ 


mes Anliegen auf. Darüber hinaus zeigten 
Lehrer durch ihre ausgesprochene Solida¬ 
rität, dass diese Mangelsituation für alle 
Akteure in der Schule unerträglich ist. 

Das Medienecho war wegen des 
Landtagswahlkampfes groß, und zyni¬ 
scherweise wurde der Protestbrief von 
Armin Laschet (CDU) im TV-Duell 
gegen Hannelore Kraft (SPD) ins Feld 
geführt. Bezeichnend war jedoch trotz¬ 
dem die lange auf sich warten lassen¬ 
de Antwort der Ministerin. Schließ¬ 
lich spielte sie in ihrem Schreiben den 
Lehrermangel als ein vorübergehendes 
Problem dieser Schule herunter, dass 
sie mittlerweile über die Bezirksregie¬ 
rung habe lösen können. Zudem habe 
ihre Landesregierung eine hohe Zahl 
neuer Lehrer eingestellt, ohne die zeit¬ 
gleich ausgeschiedenen Lehrkräfte und 
Befristungen zu erwähnen. Unter den 
Schülern kam dieser Brief nicht gut an, 
auch weil nach wenigen Wochen ohne 
Unterrichtsausfall an dieser Schule der 
alte Mangel zurückkehrte. 

Der Protest der Schüler konnte 
kurzfristig öffentlichen Druck auf die 
Regierenden ausüben, unter dem sie 
sich zu schnellem Handeln gezwungen 
sahen. Es bedarf aber, wie es wohl auch 
der Gewerkschaftstag einforderte, lang¬ 
fristiger und struktureller Verbesserun¬ 
gen für alle Lehrenden und Lernenden. 
Und dies ist auch eine Verteilungsfrage. 

Dave Varghese, Dortmund 


„Wissen nur mit begrenztem 
Bewusstsein“ 

UZ v. 26.5.2017, S. 2 

Abgesehen davon, dass in NRW kein 
„Wechsel zu einer schwarz-grünen 
Landesregierung“, sondern zu einer 
schwarz-gelben ansteht, mangelt es 
Uwe Koopmanns schulpolitischem 
Artikel an einer kritischen Würdi¬ 
gung der Leistungen der bürgerli¬ 
chen Lehranstalten. Dass die Schu¬ 
len hierzulande an Unterfinanzierung 
und Chancenungleichheit kranken, 
ist nämlich nur die eine Seite der Di¬ 
agnose. Andererseits sind die Lehr¬ 
anstalten sehr erfolgreich dabei, die 
Schüler(innen) unterm Diktat der 
Note so zu sortieren, dass sie qualita¬ 
tiv verschiedene Abschlusszertifika¬ 
te erhalten, die den Zugang zu den 
bestehenden Berufen ermöglichen. 
Sortiert und zugerichtet werden die 
allermeisten jungen Menschen, um 
sodann in der kapitalistischen Ar¬ 
beitswelt bei der Produktion von Wa¬ 
ren als „Humankapital“ vernutzt zu 
werden und um das investierte Un¬ 
ternehmergeld zu vermehren. Die¬ 
se Unbill lässt sich nur beseitigen, 
indem die kapitalistische Produkti¬ 
onsweise, in der die Menschen nicht 
Subjekte, sondern Objekte sind, un¬ 
ter sachgerechter Anleitung der KP 
überwunden wird. 

Franz Anger ; per e-mail 


Einen Euro mehr für jede Stunde 



Altersarmut bekämpfen 

Vernichtungswettbewerbstoppen 
Existenzen sichern m 


Tarifverträge. 

die für alle gelten 


An vielen Orten in der Republik stehen die Kolleginnen und Kollegen des Einzelhandels für ihre Forderung nach mehr 
Lohn im Tarifkampf. Nachdem die Arbeitgeber unverschämt niedrige „Angebote“ gemacht hatten, entschlossen sich 
tausende Kolleginnen und Kollegen dazu, die Kassentische und die Hallen und Gänge der Kaufhäuser zu verlassen und 
auf die Straße zu gehen. In Essen fanden sich am 24. Mai gut 2.000 mit ihrer Gewerkschaft ver.di zusammen. Protest, 
gute Stimmung und Kampfgeist für die berechtigte Forderung: Ein Euro mehr pro Stunde! 


Termine 


Dl ★ 6. JUNI 


Hamburg: „G20 - 2017 in Hamburg - Ent¬ 
wicklung - Hintergründe - Aktuelles“, Öf¬ 
fentlicher Gruppenabend der DKP Gruppe 
Hamburg-Nord. Bürgerhaus Langenhorn, 
Tangstedter Landstraße 41, gegenüber U- 
Bahn Langenhorn Markt, 19.00 Uhr. 


Ml ★ 7. JUNI 


Schwerin: Mitgliederversammlung der 
DKP. Buntes Q, Lückerstraße 180, 19.00 
Uhr. 


SA ★IO. JUNI 


Marburg: 150 Jahre „Kapital“ - Tagung von 


DKP und SDAJ Marburg. HolgerWendt wird 
die Stellung des „Kapital“ in der Geschichte 
der klassischen politischen Ökonomie dar¬ 
stellen, während Dr. Thomas Kuczynski sich 
der weiteren Bearbeitung der ersten Ausga¬ 
be durch Marx widmen wird. Dr. Georg Fül- 
berth wird in seinem Vortrag die vielfältige 
Wirkungsgeschichte des Werkes skizzieren. 
DGB-Haus Marburg, 11 bis 17 Uhr 


Dl ★ 13. JUNI 


Recklinghausen: Treffen der DKP. La¬ 
denlokal Kellerstraße 7, Recklinghausen- 
Innenstadt, 19.30 Uhr. 


Anzeige 



Buchvorstellung 
So., 11 Uhr 


Buchverkauf 
am UZ-Stand! 


Verlag Wiljo Heiner 


16 Erfahrungsberichte 


KUBA 


M WANDEL 


Völker Herrmderf Paula Klollenhaff J 
Lena Kreymann | Tobias Salln 


Taschenbuch, 158 S. 1 10,- € 
ISBN 978-3-95514-031-1 


Verlag Wiljo Heinen 


Kuba im Wandel 

16 Erfahrungsberichte 

hrsg. von 

Volker Hermsdorf 
Paula Klattenhoff 
Lena Kreymann 
Tobias Salin 


Spendenaufruf 

An diesem Pfingstwochenende veranstaltet die SDAJ das Festival 
der Jugend in Köln. Das hohe Engagement und die kreativen Fi¬ 
nanzierungsideen unserer SDAJ-Genosslnnen sind bewunderns¬ 
wert. Wir möchten durch unsere tatkräftige und finanzielle Hilfe 
zum Erfolg des Festivals beitragen und bitten um eine Spende. 

Der heutigen UZ liegt ein Spendenaufruf des DKP-Parteivor- 
stands bei. Darin sind die wichtigsten Finanzaufgaben aufgelis¬ 
tet. Wir bitten um eure finanzielle Unterstützung, um die Kampf¬ 
kraft der DKP zu stärken! 

Nutzt bitte den beigefügten SEPA-Zahlungsträger oder überweist 
direkt auf das Spendenkonto des DKP-Parteivorstands: 

GLS-Bank | BIC: GENODEMiGLS 
IBAN: DE63 4306 0967 4002 4875 01 

Organisierter Widerstand kostet Kraft - aber auch Geld. 

Jetzt spenden! 


UZ 


Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP 
für ein Jahr. Das Abonnement verlängert sich um ein 
weiteres Jahr, wenn es nicht spätestens 6 Wochen vor 
Ende des Bezugszeitraums gekündigt wird. 


Prämie Jahresabo 
T-Shirts „Gespenst 
des Kommunismus“ 
Herren S - 4XL 
Damen S-XL 

Größe angeben: I_I 

Oder Gutschein über 
15,- Euro für den 
UZ-Shop 



Online-Abo (Online-Ausgabe) 


□ 

Ermäßigtes Abo 
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□ 
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□ 

Förderabo 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der rote Kanal 


Squadra fascista 

Der italienische Fußball versinkt im Rassismus 



Nicht vor rassistischen Angriffen geschützt: Mario Balotelli (rechts) ist einer der wich¬ 
tigsten Spieler der italienischen Nationalmannschaft. Links Ashley Cole (England). 


Champions-League Finale 

Für alle die, die an diesem Abend 
nicht beim Festival der Jugend in 
Köln sind, die mögliche Alternative: 
Das Endspiel in der „Königsklasse“ 
zwischen Real Madrid gegen Juventus 
Turin wird in Cardiff (Wales) ausge¬ 
tragen, der haushohe Favorit bei den 
Wettbüros ist Real, aber die „Alte 
Dame“ aus Turin hat einen guten Lauf 
und führt die italienische Liga an. 

Sa., 03.06., 20.45 Uhr, ZDF 

Sherlock - Die sechs Thatchers 

Endlich: Der Auftakt der vierten Staf¬ 
fel der BBC-Krimiserie. Nachdem 
Sherlock Holmes wegen einer beun¬ 
ruhigenden Videobotschaft, hinter 
der sein totgeglaubter Gegenspieler 
stecken könnte, nach England zu¬ 
rück kehrt, taucht ein neuer Fall auf, 
der Holmes 4 Aufmerksamkeit fesselt: 
Aus einem noblen Haushalt, in dem 
ein Verbrechen verübt wurde, ver¬ 


schwindet eine Büste der einstigen 
Premierministerin Margret Thatcher. 
Das erste Glied in einer Kette gefähr¬ 
licher Verwicklungen. 

So., 04.06., 21.45 Uhr, ARD 

Schock-Korridor 

Samuel Füller hat Filme gemacht, die 
mit der Bezeichnung „film noir“ be¬ 
kannt wurden. Er war einer der ers¬ 
ten, die den Dreck der Straße und die 
Kälte der Nacht, die Armut und Ver¬ 
zweiflung in glaubwürdiger Weise auf 
die Leinwand brachten. Seine Cha¬ 
raktere sind oft wenig ausgefeilt ge¬ 
zeichnet, sein Erzählstil ist knapp und 
hart, seine Bilderwelten sind überra¬ 
schend innovativ. Mit dem dunklen 
Schock-Korridor ging Füller einen 
Schritt weiter - an die Grenze des 
damals im Kino (1963) gerade noch 
Möglichen. 

Mo., 05.06., 22.15 Uhr, arte 


D er Fußball gilt als Spiegelbild 
der Gesellschaft. Nimmt man 
diese Annahme als Grundlage, 
zeichnet sich kein gutes Bild der italie¬ 
nischen Gesellschaft. Denn erneut gab 
es rassistische Vorfälle in der Serie A. 
Zunächst wurde Sulley Muntari von 
Fans rassistisch beleidigt. Woraufhin 
er sich beim Schiedsrichter beschwer¬ 
te und dafür die gelbe Karte erhielt. Als 
er aus Protest darauf das Spielfeld ver¬ 
ließ, erhielt er vom Schiedsrichter den 
Platzverweis. 

Keine Woche später wurde Medhi 
Benatia während eines Fernsehinter¬ 
views als,Scheiß Marokkaner 4 beleidigt. 

Diese zwei Vorfälle sind jedoch nur 
die Spitze des Eisbergs, seit Jahren hat 
der italienische Fußball mit Rassismus 
zu kämpfen, doch der Verband und die 
Funktionäre nehmen sich des Problems 
kaum an. So wurde im Jahr 2005 der 
Spieler Paolo Di Canio für das Zeigen 
des Hitlergrußes lediglich zu einer Stra¬ 
fe von 10 000 Euro verurteilt. Dagegen 
protestierten die Fans von Canios Ver¬ 
ein Lazio Rom und sammelten Spen¬ 
den, um die Strafe zu bezahlen. Gerade 
die sogenannten Fans von Lazio fallen 
immer wieder auf und haben den Ruf 
einer rechtsextremen Fanszene. 

Im Jahr 2013 verließ Kevin-Prince 
Boateng nach rassistischen Äußerun¬ 
gen aus Protest das Spielfeld und sei¬ 
ne gesamte Mannschaft schloss sich an, 
um ein Zeichen zu setzen. Doch wie die 
jüngsten Vorfälle zeigen, hat das nur we¬ 
nig bewirkt. So kann sich der nun betrof¬ 
fene Muntari gut einen Spielerstreik in 
der Serie A vorstellen, um den Verband 
unter Druck zu setzen. Und wenn dann 
wie im Jahr 2015 der ehemalige Nati¬ 
onaltrainer Italiens Arrigo Sacchi die 
Anzahl der ausländischen Spieler aufs 
Schärfste kritisiert, dann zeigt das, wie 
sich das Rassismusproblem Italiens auch 
auf der Verbandsebene manifestiert hat. 
In einem Interview sagte er, „Italien hat 
keine Würde, keinen Stolz: Wir haben 
Mannschaften mit 15, 16 Ausländern. 
So viele farbige Spieler sind eine Belei¬ 
digung für den italienischen Fußball.“ In 
die gleiche Richtung äußerte sich auch 
der Verbandspräsident Carlo Tavecchi. 
Er redete abfällig über den Spieler Opti 
Poba, „der gerade noch Bananen aß und 
jetzt Stammspieler bei Lazio ist“. Dieser 
Satz fiel direkt nach seiner Wahl zum 
Präsidenten und die UEFA verurteilte 
ihn zu einer Geldstrafe. 

Wenn solche Aussagen von einem 
Verbandspräsidenten und ehemaligen 
Nationaltrainer kommen, kann es kaum 
verwundern, dass Kinder von Migran¬ 
ten kaum eine Chance haben im italie¬ 
nischen Fußball. Lediglich Mario Balo¬ 


telli und Stefano Okaka dürfen als Kin¬ 
der von Einwanderern für die Squadra 
Azzurra auflaufen. Doch auch sie wer¬ 
den regelmäßig Opfer von Rassismus. 
Der Fußball bietet eine Chance zur In¬ 
tegration, doch wenn Menschen diese 
Chance verwehrt wird, findet keine In¬ 
tegration, sondern Segregation statt. 

In Italien hat man aber auch selten 
Geduld mit jungen Spielern und setzt sie 
schon früh unter Druck, wodurch diese 
dann Fehler machen und schneller aus¬ 
gemustert werden. Juventus Turin mach¬ 
te es seit 2006 anders, denn nach ihrem 
Zwangsabstieg bauten sie in Ruhe ein 
junges Team in der zweiten Liga um den 
Erfahrenen Andrea Pirlo auf und wur¬ 
den dafür belohnt: Inzwischen stehen sie 
wieder weit oben in der Serie A. 

Das ist jedoch nur ein positives Bei¬ 
spiel, die meisten Vereine hinken in der 
Jugendarbeit hinterher, so auch der AC 
Mailand. Und was in Italien wirklich 
fehlt ist eine vernünftige Infrastruk¬ 
tur mit Fußballplätzen für die Jugend. 
Dort preist der Verband zwar seit Jah¬ 
ren Verbesserungen an, doch es passiert 
recht wenig. Daher kann es nicht ver¬ 


wundern, dass es scheinbar kaum ita¬ 
lienischen Nachwuchs in den Topligen 
gibt, während deutsche Toptalente in 
ganz Europa gefragt sind. 

Durch die fehlende Infrastruktur 
und auch den fehlenden Willen, aus¬ 
ländische Jugendspieler zu integrieren, 
weitet sich das Problem des Rassismus 
auch auf die Gesellschaft aus. 

Da sich der Rassismus durch alle 
Ebenen des Fußballs und der Gesell¬ 
schaft zieht, ist es schwer, ihn in den 
Griff zu bekommen. Im Bezug auf 
den Fußball besteht in allen Bereichen 
Handlungsbedarf. Bei den Fans, den Ver¬ 
bänden, den Vereinen, bei Spielern und 
schließlich auch bei den Schiedsrichtern, 
die in der Pflicht stehen, während eines 
Spiels die Spieler zu schützen. Doch bis¬ 
her passiert recht wenig im italienischen 
Fußball und so kann es nicht verwun¬ 
dern, dass die Serie A ihren Reiz in Eu¬ 
ropa verloren hat. Während diese Liga in 
den 1990er Jahren noch als die Topliga 
in Europa galt, haben England, Spani¬ 
en und Deutschland den Italienern im 
europäischen Vergleich längst den Rang 
abgelaufen. Hannes Schinder 



Wir hatten ja nichts 

funk - Öffentlich-Rechtes für Jugendliche 


Als die Fernsehsender EinsPlus und ZDFkultur eingestellt wurden, war ursprüng¬ 
lich geplant, dafür einen neuen Jugendsender von ARD und ZDF aus der Taufe 
zu heben. Richtiges, lineares Fernsehen also. Dazu kam es nicht, stattdessen gibt 
es nun funk , ein Online-Medienangebot für Jugendliche und junge Erwachsene 
zwischen 14 und 29 Jahren. 

Das Angebot von funk ist auf den ersten Blick nicht so schlecht: Serien wie 
„Doctor Who“, „Orange is the new Black“ und „Hoff the Record“ stehen bereit, 
„on demand“. Das ist praktisch oder wäre es, wenn alle Episoden bereitstünden 
und die Abrufbarkeit nicht auf bestimmte Uhrzeiten beschränkt wäre, außer man 
ist über 18 und nutzt die Funk-App - mit Identitätsnachweis versteht sich. 

Neben dem Serienangebot gibt es Clips, die den Youtube-Stars Bibi und Co. 
Konkurrenz machen wollen, aber nur ein Tausendstel an Klicks generieren. Für die 
Öffentlich-Rechtlichen Medienanstalten ist dies erst einmal nur eins: Billig. Aber 
„funk“ hat auch einen Bildungsauftrag. Besonders deutlich wird dies im „Format“ 
namens „Germania“, wo Menschen, die nicht in Deutschland geboren wurden, er¬ 
zählen dürfen, wie schlimm ihre Kindheit war und wie schön Deutschland ist. Rap¬ 
per Olexesh lobt an Deutschland Sauberkeit und schöne Häuser. In Kiew gab es 
dagegen nichts, noch nicht einmal Ausländer: „Es gab nur russische Kinder in der 
Ukraine, ukrainische Kinder. Und dann kam ich hierher und es gab Araber, Maroka- 
ner, Türken, Pakistaner, Afghanen ... jede Art von Mensch, Afrikaner und so.“ Und 
auch „Fresh Polakke“ weiß zu berichten „Meine Eltern mussten mich zurücklassen, 
in Polen war Kommunismus, die mussten mich natürlich als Pfand da lassen. Dann 
wurde ich ’87 rübergeschmuggelt, wenn ich das mal so sagen darf. Polen, da gab es 
nicht viel früher: Die Regale waren leer, man hat irgendwelche Zettel bekommen 
früher, im Monat eine Flasche Wodka bekommen, hast deine Flasche Wodka gegen 
Zigaretten getauscht, hast deine Unterhosen gegen Kaffee getauscht.“ 

Erinnert mich an eine Mitte/Ende der 1980er geborene Kollegin, die in der 
Ukraine aufgewachsen ist und hin und wieder zum Besten gab: „Es gab ja nichts 
in der Sowjetunion damals, wir hatten nichts - nicht mal Handys.“ Ich werde sie 
funk als Gesprächspartnerin vorschlagen. fv 


Helene Fischer beinhart 


Loriot hätte richtig Kasse machen können - Sehnsucht, Freiheit, Freizeit - Das achte Album der Frau Fischer 


Die 32-jährige Schlagersängerin ist ein 
Phänomen. Von ihrem neuesten Album 
wurden allein in der ersten Woche über 
300 000 Stück verkauft, damit wurde es 
aus dem Stand auf Platz 1 katapultiert. 
Einen solchen Start hatte zuletzt Her¬ 
bert Grönemeyer mit „Mensch“ - das 
war 2002. 

Die Luxus-Ausgabe der am meis¬ 
ten erwarteten musikalischen Neuer¬ 
scheinung des Jahres zählt stolze 24 
Songs sowie ein aufstellbares Porträt- 
Cover. Von diesem schaut Helene ei¬ 
nem mit keckem Gesicht dabei zu, wie 
man sich durch die CD quält, um an¬ 
derthalb Stunden lang Lieder über das 
Wichtigste im Leben zu hören: Das Du. 

Dabei erinnert das achte Album der 
blonden Weichzeichnerin an Loriots 
„Bundestagsrede“. Ohne auch nur ei¬ 
nen Hauch von Ironie werden Floskeln 
aneinandergereiht wie in dem genialen 
Text des Herrn von Bülow: „Politik be¬ 
deutet, und davon sollte man ausgehen, 
das ist doch, ohne darum herumzure¬ 
den, in Anbetracht der Situation, in der 
wir uns befinden.“ 

Fischers Songtexter und -texterin- 
nen haben ein ähnliches Konzept ge¬ 
wählt und eine Fülle abgestandener 


Phrasen zusammengebastelt, um die 
großen Gefühle „Sehnsucht“ und „Lie¬ 
be“ mit den kleinen Freuden „Freizeit“ 
und „Freiheit“ zu verbinden. Beispie¬ 
le aus dem Titelsong „Herzbeben“, mit 
dem Helene Fischer auch noch die Zu¬ 
schauer im Berliner Olympiastadion in 
der Halbzeitpause des Pokal-Endspiels 
nervte und zu Recht ausgepfiffen wur¬ 
de: 

Herzbeben, lass uns leben, wir woll ( n 
was erleben! 

Herzbeben - vorwärts, Herz! Lass es be¬ 
ben, beben! 

Herzbeben - deinem Beat total ergeben 
Lass mich leben, Herzbeben, lass es be¬ 
ben! 

Hab dich längst schon ausgewählt 
Bin völlig überwältigt 
Komm mit auf meine Umlaufbahn! 
Bring mich aus dem Takt! 

Vergessen wir den Lebensplan 
Genießen den Kontakt! 

Einige Songs sagen deutlich und di¬ 
rekt, wo es lang gehen soll, wie „Ach¬ 
terbahn“, das einen ansatzlos direkt in 
die Raupe der Neuköllner Maientage 
oder des Hamburger Doms kata¬ 
pultiert, neben den jungen Mann 
zum Mitreisen. Und aus den 


Boxen schallt zu blechernen Beats 
für Deppen: „Auf einmal stehst du da 
und lachst mich an, in meinem Kopf ist 
eine Achterbahn.“ Und wenn sich das 
Verdeck zum Knutschen schließt, 
zaubert die schlaue Helene auch 
dafür einen Song aus dem Hut: 

„Diese eine Nacht wird sich 
nur um uns drehen.“ 

Es ist zu hoffen, dass so 
gar beinharten Helene- 
Fischer-Ultras nach den 
ersten Stücken die Stöp 
selchen aus den Ohren 
schießen, weil sie es 
nicht mehr aushal- 
ten. Weil es irgend¬ 
wann reicht mit dem 
sauber gesaugten 
Teppich aus Seicht¬ 
heiten, dem alkohol¬ 
freien Cocktail 


len „Gänsehaut pur“ und einem Teil 
Clubschiff Aida, dem nicht eingelösten 
Versprechen von Persön¬ 
lichkeit und Emotio¬ 
nalität. 

Dass Fischers 
Songschreiber 
sich der alten 
Ralph-Sie- 
gel-Tricks 
bedienen 
und die 



letzte Strophe ein oder zwei Töne hö¬ 
her als den Rest ansiedeln, könnte auch 
dem treuesten Fan deutlich machen, 
wie wenig musikalische Dramaturgie 
vorhanden ist: Aber wer genauso be¬ 
dient werden möchte, wer glaubt, in 
dieser Seichtheit und Belanglosigkeit 
doch die Wege zum Glück zu finden, 
wird sich nicht abhalten lassen. Fischer- 
Fans laufen stattdessen einfach so unter 
dem Radar entlang, zur Kirmes, zum 
Sommerfest der Dorfvereine, zum Se¬ 
niorentanztee und in den Endlosschlei¬ 
fen der lokalen Provinzdudelsender. 
Aber es wird reichen, um Helene Fi¬ 
scher satt und reichlich im Geschäft zu 
halten. Und solange sich kein genialer 
DJ ihrer erbarmt und sie mit ein paar 
mächtigen Beats aufmotzt oder eine 
schnodderige Punkband sie covert und 
die nichtssagenden Texte beim Heraus¬ 
schreien mit wahrhaftig empfundenem 
Hass auf die Gesellschaft auflädt, 
wird das Album wahrscheinlich 
als Belanglosigkeit des Jahres 
erinnert. 

Helene Fischer ist kein 
Phänomen, sie ist eine 
Gelddruckmaschine. 
KristianSdiuller / Universal Music Herbert Becker 










